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Nr.  1351 

1. Begrüssung, Mitteilungen 
 2021/745; Protokoll: gs 

Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) begrüsst zur Sitzung. 

− Schutzkonzept 

Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) weist nochmals auf das geltende Schutzkonzept 
hin: Die Landratsmitglieder sollen die FFP2-Maske korrekt und während des ganzen Tags tragen, 
auch beim Sprechen. Unnötige Bewegungen im Saal sollen bitte vermieden werden; die Landrä-
tinnen und Landräte sollen möglichst an ihrem Platz bleiben. Vielen Dank für die Mitarbeit! 

− Standesinitiative Horizon Europe 

Der Landrat hat am 18. November 2021 die Standesinitiative «Massnahmen für eine Vollassoziie-
rung der Schweiz am Forschungsprogramm Horizon Europe» zuhanden der eidgenössischen Räte 
beschlossen. Am 1. Februar 2022 hat die ständerätliche Kommission für Wissenschaft, Bildung 
und Kultur die Initiative beraten. Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) konnte den Vor-

stoss zusammen mit BKSK-Präsident Pascal Ryf und Regierungsrätin Monica Gschwind in Bern 
präsentieren – und erfreulicherweise hat die Kommission mit 11:2 Stimmen beschlossen, der 
Standesinitiative und einer gleich gelagerten baselstädtischen Initiative Folge zu leisten. Die 
Kommission möchte sich damit vorbehalten, hinsichtlich der Ergänzungsmassnahmen selber aktiv 
zu werden, sollte der Bundesrat nicht selber bald einen Entscheid fällen.  

− Nordwestschweizer Parlamentarier/innen-Skirennen 

Leider konnte das Nordwestschweizer Parlamentarier/innen-Skirennen am letzten Samstag nicht 
durchgeführt werden, weil in Langenbruck zu wenig Schnee lag. Einen zweiten Anlauf gibt es am 
19. Februar 2022. Die angemeldeten Ratsmitglieder bekommen rechtzeitig eine Mitteilung, ob das 
Rennen stattfindet oder nicht. Falls es dazu kommt, wünscht Landratspräsidentin Regula Steine-
mann (glp) allen Teilnehmer(inne)n viel Vergnügen! 

− Rücktritt aus dem Landrat 

Folgendes Rücktrittsschreiben ist mit Datum vom 9. Februar 2022 eingegangen, sagt Landratsprä-
sidentin Regula Steinemann (glp): 
 

«Geschätzte Präsidentin, Liebe Regula 
Das Jahr 2007 war für meine politische Entwicklung entscheidend. Damals gewann Claude Janiak die Ständerats-
wahl und Eric Nussbauer eroberte seinen Sitz im Nationalrat. Ebendieser hatte mich vorgängig überredet, für den 
Landrat zu kandidieren. Bis dahin war ich als Präsidentin von Pro Natura Baselland ausschliesslich verbandspoli-
tisch tätig. Aber auf der Liste der SP gewann ich als Parteilose nach den bisherigen Landräten Nussbaumer und 
Brassel die meisten Stimmen und rückte anfangs 2008 im Landrat nach. In diesem Moment musste ich mich zu ei-
ner Partei bekennen und politisiere seither als Sozialdemokratin. 
Als Nachhaltigkeiterin habe ich immer versucht, die ökologischen und ökonomischen mit den gesellschaftlichen As-
pekten zu verbinden, und bei jedem Sachgeschäft auf die Ausgewogenheit dieses Dreieckes geachtet. Besonders 
in der Finanzkommission war es interessant, immer auch die ökologischen und gesellschaftlichen Aspekte einzu-
bringen. Die Arbeit im Landrat hat mir in vielerlei Hinsicht die Augen geöffnet. So ist mir erst als Landrätin klar ge-
worden, dass es auf politischer Ebene einen Graben gibt zwischen Stadt und Land. In meinem beruflichen Leben 
und während meiner Verbandsarbeit bin ich diesem Graben vorher nicht begegnet. Das hat mich auch bewogen, die 
Initiative für eine Wiedervereinigung beider Basel zu unterstützen. Mit meiner Arbeit als Landrätin ist auch mein 
Respekt für Menschen, die sich politisch engagieren, unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit, gewachsen. Sehr 
gerne habe ich mich mit anderen Betrachtungsweisen auseinandergesetzt und versucht, meine Haltung zu klären. 
Ich habe viele Bekanntschaften und einige Freundschaften geschlossen und bin dankbar für die Einblicke in die un-
glaublich vielen Arbeits- und Wissensbereiche, welche ich mir als Landrätin in den vergangenen Jahren angeeignet 
habe. 
Jetzt stehe ich an dem Punkt, wo ich reich versorgt und guten Mutes weiterziehe und mich neben meiner Arbeit als 
Gemeinderätin, wo ich mich um alle sozialen Bereiche von der Kindheit bis ins Alter kümmern darf, auf meine Her-
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zensangelegenheit, nämlich die Integration von Menschen mit Fluchthintergrund, fokussiere. 
Euch allen, meinen Wegbegleiter:Innen, danke ich für die viele spannenden, herausfordernden Standpunkte und 
Gespräche, die ich mit Euch teilen durfte. Ich gehe weiter und nehme viel von Euch mit und trete hiermit per Ende 
Februar aus dem Landrat ab. 
Mirjam Würth» 

− Entschuldigungen 

Ganzer Tag Stefan Degen, Andrea Kaufmann, Markus Meier, Lotti Stokar 

Vormittag Markus Graf 

Nachmittag -- 

− Ausfall des Abstimmungsmonitors 

Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) sagt zur Abstimmungsanlage: Auf der Seite der 

FDP hat man offenbar kein Bild. Die Anlage an sich, so wurde eben versichert, funktioniert. Man 
wird sie erst über Mittag neu starten können, weil dies jeweils einige Zeit in Anspruch nimmt. Die 
Resultate sollen verlesen werden. 

 

 

Nr.  1352 

2. Zur Traktandenliste 
 2021/746; Protokoll: gs, ps 

Wegen der Abwesenheit von Stefan Degen und Markus Meier werden die Traktanden 11, 17, 22 
und 56 abgesetzt, sagt Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp). Bereits beschlossen hat 

der Landrat auf Vorschlag der Geschäftsleitung die verbundene Beratung der beiden Vorstösse 
zum Thema E-Collecting (Traktanden 67 und 68) und der Vorstösse zum Thema Familienergän-
zende Betreuung (Traktanden 69 bis 80). 

://: Die Traktandenliste wird nach Absetzung der Traktanden 11, 17, 22 und 56 beschlossen. 

− Zur Frage der Dringlichkeit: Interpellation 2022/66: Baselstädtisches Mindestlohn-Gesetz: 
Negative Auswirkungen auf Baselbieter KMU verhindern 

Der Regierungsrat lehne die Dringlichkeit der Interpellation ab, sagt Landratspräsidentin Regula 
Steinemann (glp). 

Regierungspräsident Thomas Weber (SVP) erklärt, der Regierungsrat habe den Medienbericht 
mit den entsprechenden Forderungen des baselstädtischen Komitees mit Erstaunen, aber auch 
mit einer gewissen Sorge zur Kenntnis genommen. Sollte die Umsetzung eines baselstädtischen 
kantonalen Mindestlohns mit Auswirkungen auf Unternehmen aus den Nachbarkantonen respekti-
ve aus der ganzen Schweiz erwogen werden, stellen sich für den Baselbieter Regierungsrat in der 
Tat fundamentale rechtliche Fragen, beispielsweise bezüglich der Anwendung des Entsendege-
setzes, des Bundesgesetzes über den Binnenmarkt, des Beschaffungsrechts und der Handels- 
und Gewerbefreiheit. Weiter stellen sich Fragen zu staatsrechtlichen und politischen Aspekten im 
interkantonalen Bereich. Der Regierungsrat will diese Fragen eingehender beantworten, als dies in 
der kurzen Zeit über Mittag möglich ist. Die Interpellation wird angesichts der bestehenden Zeit-
verhältnisse möglichst bald beantwortet, jedoch werden dafür ein paar Wochen benötigt. Aus die-
sen Gründen beantragt der Regierungsrat die Ablehnung der Dringlichkeit. 

Christine Frey (FDP) hat sich überzeugen lassen, dass die Zeit über Mittag sehr knapp sei. Sie ist 

froh, dass die grosse Aktualität des Themas erkannt wurde und verzichtet auf Dringlichkeit. 
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Nr.  1357 

3. ZUBA Zubringer Bachgraben – Allschwil, Genehmigung des Generellen Projektes 
und Ausgabenbewilligung für die Erarbeitung des Bauprojektes 

 2021/694; Protokoll: gs, md, ps, pw 

Das Bachgrabengebiet ist ein «Arbeitsgebiet von kantonaler Bedeutung», sagt Kommissionspräsi-
dent Urs Kaufmann (SP). Die Dynamik im Gebiet ist gross, die heutige Verkehrserschliessung ist 

aber schlecht. Man rechnet mit weiteren 6’000 Arbeitsplätzen und einer Verkehrszunahme von 
über 60 %. Damit dieser Verkehr in Zukunft bewältigt werden kann, müssen alle Verkehrsträger 
ausgebaut werden, sei es für Autos und Lastwagen, durch eine leistungsfähige ÖV-Anbindung 
oder eine schnelle, attraktive Veloverbindung prioritär zum Bahnhof Basel SBB. 
 Heute ist das Gebiet nur über ein stark ausgelastetes Strassennetz an die Nordtangente ange-
bunden, das durch ein dicht bebautes Wohngebiet von Basel-West führt. Durch den starken Zu-
wachs an Arbeitsplätzen wird sich die Situation auf den heute verfügbaren Strassen weiter ver-
schlechtern. Der ÖV wird durch das starke Verkehrsaufkommen immer stärker behindert und 
kaum weiter ausgebaut werden können. 
Im erstellten Vorprojekt wurden verschiedene Varianten geprüft und ausgearbeitet. Unter Berück-
sichtigung aller Randbedingungen und aufgrund der Bewertungen seitens der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Landschaft, der Gemeinde Allschwil und der französischen Behörden steht eindeutig 
die vorgeschlagene Variante im Vordergrund. Diese beinhaltet eine Tunnelröhre im Stadtgebiet 
von Basel und die Erschliessung des Bachgrabengebiets über Frankreich mittels eines Ausbaus 
der bestehenden Rue de Bâle. Das Projekt ist mit weiteren Verkehrsmassnahmen im Umfeld 
abgestimmt. Die Variante des Zubringers Bachgraben – Allschwil (ZUBA) mit einer Tunnelröhre 
und der vorliegenden Linienführung wurde nach einem Beschluss der Regierungen von Basel-
Landschaft und Basel-Stadt von der früheren Baselbieter Baudirektorin Sabine Pegoraro der 
Öffentlichkeit im Juni 2019 vorgestellt. Auch das Komitee «Bachgraben plus» – dies als 
Klammerbemerkung – kennt das Projekt also seit 2,5 Jahren. 
Es gibt zwei weitere wichtige Verkehrsmassnahmen für die bessere Erschliessung des 
Bachgrabengebiets: Entsprechend einer Absichtserklärung vom Januar 2021 hat sich Basel-Stadt 
verpflichtet, eine Tramlinie vom Bahnhof St. Johann ins Bachgrabengebiet zu bauen und zu 
bezahlen. Dazu braucht es aber zuerst eine Entlastung des Strassennetzes vom Autoverkehr 
durch den Zubringer Bachgraben – Allschwil. Weiter soll die neue Velovorzugsroute Basel SBB – 
Bachgraben mit weiteren Velovorzugsrouten Richtung Leimental, Birstal und Rheintal verbunden 
werden, um das grosse Velo- und E-Bike-Potential zu nutzen und zu verstärken. 
Auf der Basis des Vorprojekts und einer Risikoanalyse werden die gesamten Investitionskosten 
auf CHF 370 Mio. (+/–  20 %) geschätzt. Muss die Linienführung im schlimmsten Fall über die 
Schweiz erfolgen, würden die Kosten um rund CHF 50 Mio. höher, d. h. CHF 420 Mio. inkl. MwSt. 
betragen (Rückfallebene). Das Projekt ist Teil des Agglomerationsprogramms  der 4. Generation 
mit einem A-Horizont (Realisierungsbeginn zwischen 2024 und 2028). Es besteht die Hoffnung auf 
einen Bundesbeitrag von 40 %. 
Mit dieser Vorlage wird dem Landrat die Ausgabenbewilligung für die Projektierung des Baupro-
jekts ZUBA sowie der Umfahrung Hésingue / Hégenheim in Höhe von CHF 15,9 Mio. beantragt. 
Gleichzeitig soll das Generelle Projekt des ZUBA gemäss der vorgeschlagenen Variante geneh-
migt werden. Zusätzlich werden für den vorgezogenen Landerwerb CHF 2,5 Mio. beantragt. 
Die Kommission hat die Vorlage an drei Sitzungen behandelt. Es erfolgte auch eine Anhörung ei-
ner Vertretung der Gemeinde Allschwil und von Basel-Stadt. Eintreten war in der Kommission un-
bestritten. Eine Mehrheit der Kommission begrüsste das Projekt und hielt fest, die Entwicklung im 
Bachgrabengebiet erfordere eine angemessene Erschliessung. Ein Thema war auch die nötige 
Verschiebung der Landesgrenze zu Frankreich, da der ZUBA auf der heute noch französischen 
Rue de Bâle gebaut werden soll. Es soll aber u. a. aus zollrechtlichen Gründen sichergestellt wer-
den, dass der ZUBA in Zukunft auf schweizerischem Gebiet verlaufen soll. Es hat in der Vergan-
genheit bereits Verschiebungen von Landesgrenzen gegeben. Dieser Prozess wird aber seine Zeit 
brauchen. Die regionale Unterstützung dafür in Frankreich ist vorhanden. Sobald ein rechtskräfti-
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ger Landratsbeschluss zum Projekt vorliegt, würde der Kanton die Verschiebung der Landesgren-
ze beim Bund anmelden. Die Höhe der einmaligen Abgeltung für Eigentum und Nutzung der Rue 
de Bâle beträgt maximal CHF 25 Mio. Für die Herleitung dieses Betrags wurde die Hälfte der 
Mehrkosten für eine Realisierung des ZUBA auf rein schweizerischem Gebiet zu Grunde gelegt, 
die wie gesagt bei CHF 50 Mio. liegt. Das wäre eine Win-win-Situation. 
In der Kommission wurde weiter die Frage nach Machbarkeit und Preis einer zweiten Tunnelröhre 
gestellt. Die BUD antwortete, dass eine zweite Röhre bautechnisch grundsätzlich machbar sei, 
jedoch diesbezüglich und auch wegen der Platzverhältnisse bei den Portalen und im Anschlussbe-
reich sehr grosse Herausforderungen bestünden. Die zweite Röhre würde ca. CHF 270 Mio. (+/–
 30 %) kosten. Der Redner hat tags zuvor explizit nochmals bei der Verwaltung nachgefragt. Es 
wurde bestätigt, dass es noch keine Pläne für ein Zwei-Tunnel-Projekt gibt. Es müsste nochmals 
ein entsprechendes Vorprojekt mit UVP usw. erstellt werden. Bei der Planung des ZUBA-Projekts 
wäre dies ein Zurück auf Feld 1. 
In der Kommission wurden auch die ergänzenden Projekte zum ZUBA angeschaut. Es soll eine 
rund 2,5 km lange Umfahrung (Contournement) von Hésingue / Hégenheim zwischen der Rue de 
Bâle und der Route Departementale 105 gebaut werden. Damit können die beiden Gemeinden 
Hésingue und Hégenheim, gewisse Allschwiler Wohngebiete sowie der Grabenring vom Durch-
gangsverkehr entlastet werden. Auch dieses Projekt ist im Agglomerationsprogramm der 4. Gene-
ration angemeldet. Der planerische Lead bei der Velovorzugsroute vom Bachgrabengebiet zum 
Bahnhof SBB liegt bei der Gemeinde Allschwil, dies aber in enger Zusammenarbeit mit den Kan-
tonen Basel-Landschaft und insbesondere Basel-Stadt. Bereits heute besteht eine durchgängige 
Veloverbindung vom Bachgraben zum Bahnhof SBB, jedoch ist diese nicht sehr attraktiv. Um das 
grosse Velo-Potenzial ausschöpfen zu können, sei ein deutlicher Ausbau der Veloroute nötig. Der 
Ausbau müsse aber schrittweise erfolgen. Seitens Basel-Stadt und der Gemeinde Allschwil befin-
den sich die Massnahmen teilweise in Erarbeitung und teilweise bereits in Umsetzung. 
Die Vertretung von Allschwil hat in der Kommissionsanhörung betont, dass die bestehende MIV-
Infrastruktur in den Hauptverkehrszeiten bereits jetzt nahezu ausgelastet sei. Der ZUBA bringe 
zwar zusätzliche Kapazitäten, dennoch sei eine Verlagerung auf ÖV, Fuss- und Veloverkehr anzu-
streben, um das Funktionieren und die Verträglichkeit des MIV mit dem lokalen Quartierstrassen-
netz sicherzustellen. Massnahmen zur Förderung des Fuss- und Veloverkehrs sollen zeitnah um-
gesetzt werden. Die planerische Grundlage sei das Gesamtmobilitäts- und Stadtraumkonzept 
Bachgraben. Ein Kommissionsmitglied hat darauf hingewiesen, dass es Allschwil ernst ist und der 
Einwohnerrat kurzfristig CHF 85 000 gesprochen habe, damit das ÖV-Angebot bereits 2022 ver-
bessert werden könne. 
Betreffend Tramerschliessung hat die Vertretung von Basel-Stadt in der Kommission erklärt, dass 
das Tram Bachgraben per Beschluss des Grossen Rats im 2020 in den Streckennetzplan aufge-
nommen wurde. Das sei die relevante Basis, um das Tram planen zu können. Das Tram sei ein 
wichtiger Pfeiler, basierend darauf würden diverse flankierende Massnahmen erarbeitet. Der 
Baustart 2030 hänge von der Inbetriebnahme des ZUBA ab. In der Kommission wurden der Ver-
tretung von Basel-Stadt auch Fragen zu möglichen Grossrats- und Volksentscheiden betreffend 
ZUBA und Tram gestellt. Verbindliche Antworten sind im heutigen Zeitpunkt aber nicht möglich. 
Für eine Baubewilligung des ZUBA auf städtischem Gebiet braucht es im Prinzip keinen Gross-
ratsbeschluss. Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens seien jedoch Einsprachen möglich. 
In der Kommission wurde auch die Frage gestellt, welche Bedeutung der vom Kanton geplante 
ZUBA-Anschluss an die Gewerbestrasse für das Gemeindestrassennetz habe. Gefragt wurde 
konkret nach den Auswirkungen dieser Planung auf die Gemeindestrassen bezüglich Mehrver-
kehr, der auf dem westlichen Abschnitt des Hegenheimermattwegs entstehen wird. Dort, wo der 
Verkehr deutlich zunehmen wird, darf die Situation für den ÖV nämlich nicht verschlimmert wer-
den. Darum soll die Gemeinde möglichst viel Verkehr aus dem Bachgraben-Areal via Gewer-
bestrasse direkt und ohne Umweg via Hegenheimermattweg und Kreuzstrasse auf den ZUBA len-
ken. Die Verwaltung bestätigte, dass die Berechnungen der künftigen Verkehrszahlen unter Be-
rücksichtigung der Anbindung der Gewerbestrasse erfolgt seien. Damit könne die Zunahme des 
Verkehrs einigermassen in Grenzen gehalten werden. Die Anbindung Gewerbestrasse habe eine 
wichtige Rolle und sollte umgesetzt werden. Beim Anschluss Gewerbestrasse muss die Zusam-
menarbeit zwischen Gemeinde und Kanton aber noch optimiert werden.  
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Kritische Stimmen aus der Kommission verwiesen auf die Ablehnung der Verlängerung des Trams 
14 nach Salina Raurica in der Volksabstimmung; dies müsse zu denken geben. Gleiches könnte 
bei der Erschliessung des Bachgrabens geschehen – und es könnte die Situation entstehen, dass 
man eine Strasse baut, während die Tramerschliessung nicht realisiert wird. Es bestünden zwar 
Absichtserklärungen auf Regierungsebene, jedoch werde befürchtet, dass diese nicht ausreichten. 
Sie könnten von den Parlamenten ausgehebelt werden – oder eine Volksabstimmung in Basel-
Stadt könnte eine Untertunnelung der Stadt oder das Tram verhindern. Deshalb, so die Argumen-
tation, sollten die Mittel erst freigegeben werden, wenn rechtskräftige Beschlüsse seitens Basel-
Stadt und Allschwil für die ergänzenden Projekte vorliegen. Ein Kommissionsmitglied stellte drei 
Anträge zum Landratsbeschluss, wonach der Projektkredit erst freigegeben wird, wenn a) rechts-
kräftige positive Beschlüsse des Grossen Rats zum ZUBA und zum Projektkredit für das Tram 
Bachgraben vorliegen, b) ein positiver Beschluss inkl. Routenführung für eine Velovorzugsroute für 
die Erschliessung des Bachgrabengebiets durch den Einwohnerrat Allschwil vorliegt und c) ein 
rechtskräftiger positiver Beschluss des Landrats zum neuen Tram vorliegt. 
Gegen diese Anträge wurde vorgebracht, dass der Kanton Basel-Landschaft seinen Teil erfüllt 
habe. Mit der Zustimmung zum ZUBA solle ein Zeichen gesetzt und signalisiert werden, dass es 
vorwärts gehen soll. Es sei nicht zielführend, auf die anderen Beteiligten zu warten. Die Kommissi-
on lehnte alle drei Anträge mit 8:4 Stimmen bei einer Enthaltung ab. – Die Kommission beantragt 
dem Landrat mit 8:3 Stimmen bei zwei Enthaltungen, dem unveränderten Landratsbeschluss zu-
zustimmen. 

− Eintretensdebatte 

Das Bachgrabengebiet, so sagt Jan Kirchmayr (SP), ist wichtig für den Kanton Baselland. Es 
entstehen dort viele neue Arbeitsplätze, es wird fleissig gebaut – und es bestehen bereits heute 
sehr viele Arbeitsplätze. Heute soll das Parlament gemäss der Vorlage das generelle Projekt ge-
nehmigen. Das Bauprojekt für die zweispurige Strasse wird schlussendlich zwischen 
CHF 270 Mio. bis fast CHF 500 Mio. kosten – eine schöne Stange Geld. Wer in das Gebiet schaut 
und zu den Stosszeiten unterwegs ist, stellt fest: Es sind sehr viele Leute unterwegs – und trotz-
dem soll nun zuerst die Strasse ausgebaut und dann die Tramverbindung und die Velovorzugsrou-
te realisiert werden. Böse Zungen behaupten, dies würde auf den St. Nimmerleinstag verschoben 
– und vielleicht haben sie damit nicht unrecht. Man weiss es nicht. Wenn man in der Geschichte 
zurückschaut, sieht man schön, dass auch bei dieser Entwicklung Fehler gemacht wurden. Man 
hat weder den ÖV priorisiert, noch hat man in den Ausbau der Velorouten investiert. Darum 
braucht es jetzt fast CHF 500 Mio. Hätte man früher in den ÖV und in Radrouten investiert, 
bräuchte man das Geld für den ZUBA vielleicht gar nicht. Oder es würde sich eine andere Lösung 
anbieten. Die Entwicklung dort war nicht völlig unvorhersehbar. 
Für die SP-Fraktion ist klar: Der ZUBA, die Tramerschliessung und auch die Velovorzugsroute 
gehören zusammen. Darum bereitet die Zeitleiste der Vorlage teilweise Bauchweh. Wer garantiert, 
dass nach dem Bau der Strasse auch wirklich Tram und Velo folgen? Wer sorgt dafür, dass man 
jetzt nicht Planungsgelder ausgibt – und dann werden ZUBA oder Tram via Initiative oder Refe-
rendum in der Stadt versenkt? Genau dies ist ein Kritikpunkt an der Entwicklung: Was genau 
macht diese Zusammenarbeit mit der Stadt aus, wenn man sagt, der eine Kanton baue die Stras-
se, während der andere Kanton das Tram baue – aber gegenseitig hat man keine Mitwirkungs- 
und Mitspracherechte? Das ist eher ein Gärtchendenken und keine Zusammenarbeit. Eine Zu-
sammenarbeit wäre es, wenn man gemeinsame Grossrats- und Landratsvorlagen für beide Pro-
jekte hätte – für das Tram und die Strasse –, die man zeitgleich beraten würde. So geht Partner-
schaft. Nur dann weiss man, ob beide Kantone für die Entwicklungsstrategie einstehen. Wann 
aber haben sich Parlament oder Bevölkerung in Basel-Stadt zum Thema äussern können (im Ge-
gensatz zu Baselland)? Man baut jetzt schliesslich eine Schnellstrasse, die grösstenteils auf städ-
tischem Boden verläuft. 
Die SP-Fraktion wird den Anträgen der Grünen grossmehrheitlich zustimmen; diese fordern, dass 
die Mittel erst freigegeben werden, wenn rechtskräftige Beschlüsse von Basel-Stadt und Allschwil 
vorliegen. Es ist fragwürdig, wenn ein Kanton eine Strasse unter einem anderen Kanton hindurch 
bauen will – und sich der betroffene Kanton gar nicht dazu äussern kann. Das ist, wie wenn der 
Kanton Solothurn eine unterirdische Schnellstrasse von Dornach nach Ettingen bauen würde, wo 
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der Verkehr aus dem Tunnel kommt. Die Anträge der Grünen sollen darum unterstützt werden. Es 
braucht eine breite politische Abstützung dieser Erschliessung – sowohl von Stadt als auch vom 
Land. Die SP steht zum ZUBA – in Kombination mit der Tramerschliessung und der Velo-
Schnellroute. Das hat man immer gesagt – und man sagt es heute noch. Man muss eine MIV-
Lawine verhindern und dafür sorgen, dass die Quartiere in der Stadt beruhigt werden – und auch 
in Allschwil; auch mit mehr Tempo-30-Zonen. Werden die Anträge der Grünen angenommen, wird 
die SP-Fraktion dem ZUBA geschlossen zustimmen. 
Abschliessend noch ein Kommentar zum Thema einer vier- statt zweispurigen Autobahn: Der 
Redner ist sich nicht sicher, ob das bloss ein nicht ganz billiger Wahlkampf-Gag war – oder viel-
mehr ein politischer Rohrkrepierer. Falls heute dazu keine Anträge gestellt werden, war es einfach 
ein Sammeln von Adressen für den Wahlkampf. Ein Datenkrake wird damit gefüttert – und die Be-
völkerung wird von Postwurfsendungen der Wirtschaftskammer zugespammt. Man wird sehen, ob 
noch Anträge kommen oder nicht. Man darf gespannt sein. Zur Verdoppelung der Strassenkapazi-
tät sollen grundsätzlich nicht viele Worte verloren werden – ausser: Dies ist völlig absurd. Damit 
gehen nicht nur Agglomerationsgelder verloren; während gleichzeitig die Kosten des Bauprojekts 
explodieren. Es wird auch Widerstand innerhalb der SP in Stadt und Land entstehen. Damit ist 
dieses Projekt dann aber sicher «gestorben». Dieser Strassenbaugigantismus ist total fehl am 
Platz. 

Andi Trüssel (SVP) will nicht auf die Gesichtspunkte von Jan Kirchmayr eingehen. Es sollen aber 
einige wirtschaftliche Daten aus der Region Allschwil erwähnt werden. Namhafte Hightech-Firmen 
haben sich dort angesiedelt und hochqualitative Arbeitsplätze aufgebaut. In diesem Gebiet wurden 
heute schon 4’000 Arbeitsplätze geschaffen – und es sollen 4’000 bis 6’000 zusätzliche hochquali-
fizierte Arbeitsplätze hinzukommen. Wenn man die Wirtschaftlichkeit anschaut: In Allschwil zahlen 
die grössten Firmen 90 % der CHF 25 Mio. an Steuererträgen der juristischen Personen. Darunter 
hat es einige Firmen, die im Moment noch von einem Steuerabkommen profitieren und keine 
Steuern zahlen – es wird also noch mehr werden. Und jetzt sollen alle Nehmergemeinden des 
Finanzausgleichs gut zuhören: Allschwil zahlt CHF 11 bis 13 Mio. in den Finanzausgleich. Das 
Geld kommt nicht von irgendwoher. Darum muss man in Allschwil vorwärts machen mit dem Pro-
jekt.  
Zum Projekt selber: Die Verkehrserschliessung ist, wenn man Felix Keller zuhört, seit 30 bis 40 
Jahren ein Dauerthema. In den letzten zehn Jahren hat sich aber nicht viel bewegt. Wenn jetzt 
gesagt wird, man habe relativ schnell und «kurzspitz» ein Projekt auf die Beine gestellt, dann 
stimmt das nicht. In seiner neunjährigen Landratserfahrung hat der Redner noch kein Projekt ge-
sehen, das wirklich alle Verkehrsteilnehmer inkludiert hätte, inklusive Fussgänger. Wenn jetzt je-
mand noch diese und jene Zusage haben will, so ist zu sagen: Das ist Verzögerungstaktik und hilft 
dem Projekt und der Region Allschwil keinen Deut. Es fahren bereits heute 14 000 Autos durch, im 
Moment noch Diesel- und Benzinfahrzeuge, zunehmend werden es aber E-Autos (oder generell E-
Mobilitäts-Fahrzeuge) sein. Weniger aber werden es nicht werden, weil die 4’000 bis 6’000 zusätz-
lichen Arbeitnehmer sich dort irgendwie verschieben müssen. 
Das Projekt ist relativ komplex. Es bedurfte der Absprachen mit Frankreich. Der Redner hat acht 
Jahre mit den französischen Behörden diskutiert und verhandelt. Man kommt hier zu einer Lösung, 
bei der man auf französischem Boden eine Strasse bauen darf. Die Rückfallebene hat der BPK-
Präsident kurz erwähnt. Man darf sich dort keine Verzögerungen mehr leisten. Das konnte man 
bereits am 19. Dezember 2009 in der Basler Zeitung lesen; wer sich erinnern mag, was damals 
war. Die politische Lage ist also insgesamt komplex und es hat keinen Wert, wenn man jetzt tak-
tiert und verzögert. Man ist bereits zu lange an der Arbeit und sollte jetzt nicht die letzten paar Me-
ter verstolpern. 
Die Planung selber ist aufwärts kompatibel. Das hat man vom Kantonsingenieur gehört – und man 
hat dies x-mal hinterfragt. Das Projekt ist ein Teil des Agglomerationsprogramms. Wenn man es 
verzögert, fällt es aus dem Programm. Das tangiert weitere Agglomerationsprojekte, die in Basel-
land aufgelistet sind. Das gibt Maluspunkte. Bis man wieder im Agglomerationsprogramm drin ist, 
dauert dies lange – wenn man überhaupt hineinkommt. Darum sollen alle gebeten werden, dem 
Projekt zuzustimmen – und der Wirtschaftsregion Allschwil die weitere Entwicklungsmöglichkeit zu 
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geben. Im täglichen Stau fallen nicht unwesentliche Kosten an – und Umweltbelastungen; diese 
muss man endlich verhindern. Die SVP-Fraktion unterstützt den Projektierungskredit einstimmig. 

Karl-Heinz Zeller (Grüne) hat sich an der letzten Landratsdebatte bereits gefreut über die Diskus-

sion zum Verkehr. Man wird auch heute wieder länger über die Verkehrssituation diskutieren. Die 
eine Seite will mehr, die andere Seite keine Strassen. Manche wollen mehr Tram, andere weniger. 
Der Redner kennt dies aus der Gemeindepolitik: Wenn es um den Verkehr geht, dann ist jeder und 
jede ein Spezialist und hat eine Lösung. Was der Redner lernen konnte: Letztlich muss man 
schauen, dass man (Mehrheits-)Entscheide hat. In diesem Fall ist die Sache für den Redner klar – 
es soll auch wegen der noch zu stellenden Anträge gleich vorweg gesagt werden: Wenn das Volk 
entschieden hat, muss man dies akzeptieren – und dann kann man an die Umsetzung gehen.  So 
kommt man aus dem Dilemma (das ist jetzt keine Taktiererei, sondern eine Realität – zudem wird 
ja auch auf allen Seiten taktiert). 
Aus heutiger Sicht der Grünen ist der Vorschlag des Regierungsrats nicht mehr richtig; es braucht 
andere und neue Verkehrskonzepte, wenn man die CO2-Problematik lösen will. Die Vorredner ha-
ben es aber bereits gesagt – und Felix Keller hat hier überzeugt: Man ist in Allschwil seit Jahrzehn-
ten daran, eine Lösung zu finden. Es wurde jetzt eine Lösung ausgearbeitet. Der Redner steht zu 
dieser Lösung, die zwar aus einer vergangenen Zeit stammt, aber jetzt und heute umgesetzt wer-
den muss – und zwar die Gesamtlösung. Diese umfasst nebst der Velovorzugsroute das Tram und 
die Strasse sowie allenfalls die Fusswege, die ebenfalls zum Langsamverkehr gehören (Allschwil 
sei hier, so hört man, gut unterwegs). Diese vier Punkte lösen die Problematik. Und es stimmt: Erst 
kürzlich fand eine Kommissionssitzung dort statt – die Verkehrssituation ist effektiv belastend. Es 
hat tolle Unternehmen dort, die eine Lösung brauchen. Der Redner kennt diese Problematiken aus 
seiner Tätigkeit bei der Gemeinde: Die Planungen dauern oft sehr lange – am Schluss aber muss 
man sie umsetzen. Der Vorschlag, so die Meinung, müsste umgesetzt werden. 
Was aber nicht gefällt – und jetzt kommt das grosse Aber: Es erscheint nicht als sinnvoll, eine 
Strasse zu planen, wenn dann das Tram nicht kommt. Es ist nicht sinnvoll, Planungsgelder auszu-
geben, wenn eine der anderen Massnahmen dann nicht zustande kommt. Es geht heute um viele 
Millionen rein für die Planung. Diese Mittel sollen nicht verschleudert werden. Der Redner ist auch 
ein gebranntes Kind, wenn es um die Abstimmung zum Tram 14 geht. Dort ist genau das eingetre-
ten, was teils mit Taktiererei oder teils bewusst angestrebt wurde. Deshalb reichen Absichtserklä-
rungen auf Exekutivebene nicht. Es braucht verbindliche Entscheide von Parlamenten und der 
Bevölkerung. Da schaut der Redner auf die rechte Seite: Die Bevölkerung soll just in dieser The-
matik entscheiden – sie soll Mehrheitsentscheide fällen in dieser Diskussion, in der die Meinungen 
weit auseinander gehen. Man kommt ungeachtet des heutigen Beschlusses nicht darum herum 
(davon darf man überzeugt sein), das Volk bestimmen zu lassen. Man kann dies darum auch von 
Anfang an vorsehen – und dafür sorgen, dass das Volk mitentscheiden kann. Dann kann nämlich 
niemand mehr taktieren. Also: Die Anträge sollen erst am Schluss gestellt werden – sie sind aber 
im Kommissionsbericht bereits erwähnt. Die Planungsgelder sollen erst verwendet werden kön-
nen, wenn rechtsverbindliche Entscheide getroffen wurden. 
Der Redner ist am Morgen mit den Gedanken aufgestanden, dass er im Parlament einen Antrag 
stellen wird, der keine Mehrheit finden wird – er hat dennoch die Hoffnung, dass er überzeugen 
konnte und eine Mehrheit findet. 

Die FDP-Fraktion wird der Vorlage geschlossen zustimmen und alle ergänzenden Anträge ableh-
nen, sagt Christine Frey (FDP). Man stimmt damit einer überfälligen Verbesserung der Erschlies-

sung des Bachgrabengebiets zu, dem notabene wichtigsten und sich am besten entwickelnden 
Wirtschaftsgebiet im Kanton. Inhaltlich ist man aber nicht mit allem einverstanden. Es gilt, den heu-
tigen Beschluss als Schritt in die richtige Richtung zu sehen. Für die Rednerin ist es die Art der 
Behandlung des Geschäfts, die Fragen aufwirft – sie sollen aufgegriffen werden, im Wissen, dass 
die Meinungen gemacht sind. Die vergangenen Tage haben gezeigt, wie dünn das Nervenkostüm 
im Moment bei vielen ist. Nur so kann man sich die sehr emotionalen Reaktionen in der Öffentlich-
keit auf eine blosse Umfrage erklären. Die Umfrage ist wichtig für das weitere Vorgehen – nicht 
mehr und nicht weniger. Dazu später mehr. 
Die Rednerin beschränkt sich auf vier Punkte: Die Vorlage zum Planungskredit sei – erstens – ein 
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zu später Zeitpunkt für Fragen. Man behandelt heute einen Planungskredit und schon das Wort 
«Planung» gibt vor, dass dies der Zeitpunkt ist, damit die Parlamentarierinnen und Parlamentarier 
die Planung der Verwaltung beurteilen und bei entsprechenden Mehrheiten anpassen können – 
dies soll aber genau bei diesem Geschäft offenbar nicht so sein. Der zeitliche Ablauf dieses Ge-
schäfts war sportlich getaktet. Die Vorlage des Regierungsrats wurde am 9. November 2021 veröf-
fentlicht. Bereits drei Monate später (Weihnachtstage inklusive) ist der Landrat bei einem ganz 
grossen Brocken der Verkehrspolitik schon beschlussfähig. Der Kommissionsbericht ist genau 
acht Tage alt. Für eine gute Meinungsbildung in den Fraktionen ist dies sehr knapp. Ironischer-
weise hat man erst kürzlich im Zusammenhang mit der Behandlung von parlamentarischen Initiati-
ven gehört, wie wichtig es doch sei, Geschäfte nicht übers Knie zu brechen. Dass es schnell ging, 
ist der eine Aspekt. Der andere Aspekt ist, dass Regierung und Verwaltung in der Kommission von 
Anfang an klar gemacht haben, dass keine Diskussion zu möglichen Änderungen erwünscht ist – 
immer mit dem Argument, es sei zu spät dafür. Wenn also ein beschlossenes Vorprojekt bedeutet, 
dass man in der Kommission und im Landrat nichts mehr dazu sagen darf, so muss man sich fra-
gen, warum die Planungskreditvorlage überhaupt ins Parlament kommt. 
Der zweite Punkt: Mit dem totalen Fokus auf das Durchbringen des Vorprojekts sind wichtige Ent-
wicklungen der jüngsten Vergangenheit nicht in die Planung eingeflossen. Das Zahlengerüst ist 
seit dem Vorprojekt praktisch unverändert geblieben. Man rechnet nach wie vor damit, mit flankie-
renden Massnahmen im ÖV und beim Langsamverkehr die zu erwartenden mehr als 40 000 Per-
sonenfahrten auf 15 000 drücken zu können. Der Rednerin fehlt der Glaube daran. Man hat Unter-
nehmen im Bachgraben besucht und die Erwartungen und Befürchtungen 1:1 mitbekommen. Alle 
gehen von einem leistungsfähigen Anschluss ans Autobahnnetz, also die Nordtangente aus. Alle 
haben Angst, dass angesichts der heute schon kritischen Situation die vorgesehene ZUBA-
Erschliessung nicht ausreichen wird. Es kommt hinzu, dass viele der Unternehmen Mitarbeitende 
aus Frankreich und Deutschland beschäftigen, die nicht mit dem ÖV anreisen können. All dies 
führt zu Unsicherheiten rund um die Standortwahl – und Unsicherheit ist für die Unternehmen be-
kanntlich Gift. Die Dynamik im Bachgrabengebiet ist erfreulich hoch. Die letzte positive Meldung 
wurde erst kürzlich bekannt – dass nämlich die Firma Viollier eine Aufstockung ihres Gebäudes 
plant. Vor allem aber die Annahme des Quartierplans Alba im Sommer 2021 mit der Ermöglichung 
einer doppelten Gebäudehöhe im Bachgrabengebiet ist für die Verkehrsplanung ein klarer «Game 
Changer» gewesen. Weil damit von ganz neuen Gesamtzahlen an Arbeitsplätzen ausgegangen 
werden kann. Auch wenn sich also die Rahmenbedingungen substanziell geändert haben und sich 
wohl noch weiter ändern werden, will man dies offenbar zur Zeit nicht diskutieren. 
Ein letztes Wort noch zur Dynamik im Bachgraben: Sie wirkt sich positiv auf den ganzen Kanton 
aus. Andi Trüssel hat es erwähnt – Allschwil zahlt CHF 11 Mio. an die anderen Gemeinden. Mit 
dem Signal, dass man nicht gewillt ist, eine gute Verkehrserschliessung zu ermöglichen, setzt man 
dies mittelfristig aufs Spiel. 
Der dritte Punkt: Der Volkswille stützt Mobilitätslösungen. Neben dem erwähnten Alba-
Referendumsentscheid in Allschwil foutiert sich die vorliegende Planung um zwei weitere Volks-
entscheide, nämlich das Ja zur Initiative zur Umfahrung von Allschwil, was bei über 60 % Zustim-
mung Verpflichtung genug wäre, in der ZUBA-Vorlage mindestens aufzuzeigen, wie und wann die 
Umfahrung realisiert werden soll. Spätestens aber das Ja zur Initiative zum Ausbau des Hochleis-
tungsstrassennetzes mit ebenfalls mehr als 60 % Zustimmung müsste als Auftrag des Souveräns 
gesehen werden, die Planung anzupassen. Ein Kernthema heisst dort: Der Verkehr soll aus den 
Dörfern hinaus. Das gelingt nicht ohne neue Verkehrsflächen für zukunftsgerichtete Mobilitätslö-
sungen. Zwei Tunnelröhren würden Gewähr bieten, dass der Verkehr tatsächlich aus den Dörfern 
und Quartieren weichen kann – und dass es auf der Oberfläche zu einer Verkehrsberuhigung 
kommt. Es ist nicht anzunehmen, dass irgendjemand, der für die Umfahrung von Allschwil ge-
stimmt hat, nur an eine Tunnelröhre mit Gegenverkehr gedacht hat. Die Leute wollen eine Verbes-
serung – und das ZUBA-Projekt reicht dafür aus Sicht der Rednerin leider nicht. Es besteht aber 
die Überzeugung, dass das Volk seine Entscheide auch in einem nächsten Anlauf wieder bestäti-
gen würde. 
Ein letzter Punkt: Es wäre Zeit für mutige Entscheide. Im Vorfeld zu den Kommissionssitzungen 
und auch jetzt zur Landratssitzung wurde hinter den Kulissen in hoher Intensität lobbyiert. Man 
solle Ja stimmen und den Ball flach halten, um die Strassengegner nicht zu provozieren. Man dür-
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fe das Fuder nicht überladen – obwohl es doch um ein Projekt im wichtigsten Wirtschaftsgebiet 
des Kantons geht. Mit Verlaub: Das ist naiv – wer glaubt, ein Referendum wäre zu verhindern, irrt 
sich gewaltig. Für die Gegner des MIV ist die Konstellation schon fast paradiesisch. Mit ihrer Zu-
rückhaltung einer Referendumsdrohung haben sie erreicht, dass man heute eine Variante mit nur 
einer Tunnelröhre beschliesst. Damit fahren sie einen wichtigen Teilsieg ein – man darf sicher 
sein, dass dies ein Teil des Kalküls beim VCS-Referendum ist. Weil man so nur gewinnen kann: 
Man sagt im Volksmund «Figgi und Müli». Die Strategie des leisen Durchboxens der Vorlage aus 

Angst vor den Verhinderungspolitikern erscheint als unehrliche Politik. Man sollte dem Volk bei 
diesem Projekt vielmehr offen und transparent die Frage stellen, welche Verkehrspolitik es denn 
will. Die Lehre aus dieser Vorlage ist klar: Es braucht mehr Realpolitik und eine mutige Vorlage für 
ein Mobilitätsgesamtbild – so wie es die HLS-Initiative auch fordert. Nur so kann die Bevölkerung 
einen fundierten Entscheid fällen, wie sie sich die Mobilität der Zukunft wünscht. Das bringt die 
Rednerin zur viel beachteten Umfrage, die genau diesen Zweck erfüllt – sie will die Meinung der 
Bevölkerung abholen. Dass Zyniker an diesem Vorgehen etwas auszusetzen haben, war zu erwar-
ten. Dass die Regierung sich zur Veröffentlichung eines Bulletins veranlasst gesehen hat, war aber 
doch überraschender. Wie dem auch sei – mit Blick auf die eingehenden Umfragebogen hat die 
Rednerin keine Angst vor einem Volksentscheid. Das Umfrageergebnis bestärkt die Rednerin in 
der Ansicht, dass der Landrat den Volkswillen mit dieser Vorlage nicht genügend berücksichtigt. 
Fortsetzung folgt. 

Das linksufrige Bachgrabengebiet habe sich in den letzten Jahren rasant entwickelt, sagt Felix 
Keller (Die Mitte), und es werde sich weiterhin rasant entwickeln – und dies so eindrücklich, dass 

sogar das Schweizer Fernsehen den Ball aufgenommen und einen sehr guten Bericht gesendet 
hat. Idorsia, Johnson&Johnson, Viollier, Tropen-Institut, Skan – das sind nur einige wenige Firmen, 
die sich dort wohl fühlen und bleiben wollen. Nicht, weil Allschwil einen schönen Dorfkern hat, 
sondern weil der Standort attraktiv und regional vernetzt ist. Für diese Firmen sind die politischen 
Grenzen sekundär – für sie muss das Umfeld überregional stimmen. Man muss jetzt dafür sorgen, 
dass es für diese Unternehmen auch weiterhin und vor allem auch punkto Erschliessung stimmt. 
Das linksufrige Bachgrabengebiet darf nicht abgekoppelt werden. Dieser wichtige Wirtschafts-
standort schafft Arbeitsplätze in der Region, was sehr erfreulich ist. Aber klar: Das löst auch zu-
sätzliche Mobilität aus. Das ist die grosse Herausforderung, nicht nur für Allschwil, sondern für die 
ganze Region. Dieser Herausforderung muss und will man sich stellen. Was Allschwil richtig ge-
macht hat: Man hat im linksufrigen Bachgrabengebiet keine publikumsintensiven Einrichtungen wie 
etwa Supermärkte etc. gewollt. Das hat man raumplanerisch richtig aufgegleist. Es hätte ansons-
ten wirklich ein Problem bezüglich Mobilität gegeben. Die grossen Firmen, die sich angesiedelt 
haben, wissen aber auch, dass nicht alle Arbeitnehmenden mit dem privaten Auto zur Arbeit kom-
men können. Darum hat Allschwil im Jahr 2018 ein Gesamtmobilitätskonzept erarbeitet – und die 
Gemeinde fordert auch immer ein Mobilitätskonzept bei Quartierplanungen. 
Das Ziel ist es, dass die zusätzliche Mobilität möglichst über den ÖV oder den Langsamverkehr 
abgewickelt wird. Das ist richtig und wichtig. Aber nur mit dem ÖV und dem Velo geht es leider 
nicht. Die Laborproben von Viollier oder die Abfallentsorgungsmengen der Swiss Recycling SRS 
müssen nunmal mit Autos oder Lastwagen über die Strasse transportiert werden. Für diese Zwe-
cke muss man Lösungen finden. Hier ist der Zubringer Allschwil ein wichtiges Schlüsselprojekt für 
ein wirksames Verkehrskonzept. Durch die Verkehrsverlagerung auf den Zubringer werden die 
lokalen Strassen durch die Wohnquartiere in Richtung Basel massiv entlastet. Das ist wichtig für 
die Verkehrssicherheit – vor allem, wenn man bedenkt, dass die Hegenheimerstrasse von Schul-
kindern tagtäglich unter dem Schutz von Verkehrskadetten gequert werden muss. Es sieht immer 
«gfürchig» aus, wenn man einen grossen Kieslaster der Firma Kibag in den Kreisel beim Felix-
Platter-Spital fahren sieht, der zum Autobahnzubringer Luzernerring gelangen will. Diese Laster 
gehören direkt auf den Zubringer. 
Das Projekt, man hat es gehört, schafft vor allem Freiraum für den ÖV. Heute schon gibt es fünf 
Buslinien, die ins Bachgrabengebiet führen. Der Bus bleibt aber leider in Richtung Basel West im 
Stau stehen. Bald kommt noch die Verlängerung der Buslinie 64 – dank der finanziellen Unterstüt-
zung von Allschwil. Und es wäre wünschenswert, wenn der Bus den Fahrplan dann auch einhalten 
kann. Das erst macht den ÖV attraktiv. Mit dem Zubringer Allschwil kann auch die Umfahrungs-
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strasse von Hegenheim direkt angeschlossen werden, was wiederum eine grosse Entlastung beim 
Zoll Grabenring bringen wird – und den MIV auf die richtigen Bahnen lenkt. 
Es ist wirklich erfreulich, dass die Absichtserklärungen mit dem Kanton Basel-Stadt und dem El-
sass zustande gekommen sind – und die Aufgaben klar verteilt wurden. Basel-Stadt treibt den ÖV 
voran, Allschwil hat beim Hegenheimermattweg schon die Vorarbeiten bezüglich Kofferung und 
Masten geleistet. Baselland seinerseits sorgt dafür, dass der Zubringer realisiert wird. Seither geht 
es schnell vorwärts bezüglich der besseren Erschliessung am linksufrigen Bachgraben. Das zeigt 
doch, dass die regionale Zusammenarbeit und der Wille dazu eminent wichtig sind; damit es vor-
wärts geht. Die Aufgaben müssen aber klar aufgeteilt sein. Sonst behindert man sich nur gegen-
seitig. Man kann nicht warten, bis Basel mit dem Tram vorwärts macht. Die ergänzenden Anträge 
sind deshalb eine reine Alibiübung und eine Verzögerungstaktik bis zum St. Nimmerleinstag. 
Wenn es dem Landrat ernst ist mit dem Mobilitätskonzept, muss er jetzt deutlich Ja sagen zu die-
sem Projektierungskredit. Damit setzt man im Baselbiet ein deutliches Zeichen an die Partner in 
Basel-Stadt und im Elsass – man erledigt seine Hausaufgaben. Dass es Allschwil ernst ist mit dem 
Mobilitätskonzept, hat die Gemeinde bereits gezeigt – indem sie selber in die Schatulle gegriffen 
und CHF 85 000 für einen Probebetrieb des Busses 64 bereit gestellt hat. 
Fazit: Der Zubringer Bachgraben ist ein Meilenstein in diesem regionalen Mobilitätskonzept und 
beinhaltet drei wichtige Punkte: Die Erschliessung des Bachgrabengebiets wird verbessert, die 
Verkehrssicherheit auf den lokalen Strassen wird erhöht – und die Lebensqualität entlang der 
Strassen wird gesteigert. Dank dem Zubringer können die angedachten ÖV- und Velo-
Massnahmen umgesetzt werden, die zur Erhöhung des Modal-Split-Anteils zu Gunsten des um-
weltfreundlichen Verkehrs und so zu einer klimaschonenden Mobilität beitragen – das sind die 
Worte des baselstädtischen Regierungsrats an den Grossen Rat. Das sind auch die Argumente, 
die ausschlaggebend sind, dass die Fraktion Mitte/glp den Projektierungskredit einstimmig unter-
stützt und alle weiteren Anträge ablehnt. Die aufgezählten Argumente sollten auch für Links-Grün 
überzeugend sein.  

Jan Kirchmayr (SP) will mit einigen Mythen aufräumen. Etwa zur Aussage, man habe erst seit 

November 2021 Kenntnis vom Projekt. Die ehemalige FDP-Regierungsrätin Sabine Pegoraro hat 
das Projekt im Juni 2019 vorgestellt – und die damaligen Pläne sind im Vergleich zu heute fast 
gleich. Man hätte sie anschauen können. Die BPK wurde zumindest per Mail darüber informiert – 
und die Pläne sind auch öffentlich. Man hatte also Kenntnis davon. Es ist auch falsch, zu sagen 
und zu behaupten, man habe zu wenig Zeit gehabt, um sich einzubringen – und dann die zwei 
weiteren Spuren zu fordern. Die Kritik, dass das Projekt in der BPK zu schnell behandelt wurde, ist 
nachvollziehbar. Der Redner hätte gerne länger darüber diskutiert. Am Redner ist das bekanntlich 
nicht gescheitert; wenn man an die damaligen Diskussionen zurückdenkt. Sodann müsste man 
sich vielleicht entscheiden, ob es eine Hochleistungsstrasse ist oder nicht. Wenn es eine solche 
Strasse ist, dürfte man sie kaum auf städtischem Boden bauen – ein Blick ins baselstädtische 
Umweltschutzgesetz lohnt sich diesbezüglich; dort stehen einige ganz klare Aussagen zu den 
Hochleistungsstrassen. Dessen muss man sich bewusst sein. Und zum Schluss – es ist immer 
noch nicht zu verstehen: Wenn die rechte Seite so unzufrieden ist – warum stellt sie dann keinen 
Antrag? 

Werner Hotz (EVP) wohnt sehr nahe beim Bachgrabengebiet – und sieht jeden Tag auf die Auto-
kolonnen auf dem Hegenheimermattweg. Das ist heute schon die Realität. Wenn eines Tages 
10 000 Arbeitsplätze bestehen, wird sich das Verkehrsproblem zuspitzen. Der Autoverkehr ist 
auch in Allschwil ein Problem – und es muss gelöst werden. Insgesamt ist zum Projekt, das hier 
vorgestellt wird, keine Alternative zu sehen. Kurz- und mittelfristig hilft das Projekt. Das neu propa-
gierte «Bachgraben plus» hingegen ist de facto ein «Bachgraben minus». Die ganze Planung wür-
de über den Haufen geworfen. Man müsste wieder bei null starten. Eine vierspurige Autobahn 
würde zudem sicher noch mehr Verkehr anziehen. Das will niemand in diesem Saal. Parallel zur 
Strasse muss natürlich der ÖV sowie der Velo- und Fussgängerverkehr vorangetrieben werden. 
Zu den Anträgen von Karl-Heinz Zeller: Sie sind von der Logik her durchaus sinnvoll, in der Reali-
tät aber nicht umsetzbar. Wenn alle auf einander warten müssen, passiert gar nichts – das kann 
man sich hier nicht leisten. Darum wird der Redner die Vorlage unterstützen. 
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Die Meinungen dürften gemacht sein, schliesst Bálint Csontos (Grüne) an Christine Frey an. Das 

sieht der Redner auch so. Dennoch soll ein Einblick geboten werden, wie man das Thema auch 
angehen kann. Dafür sieht sich der Redner mandatiert. Zeit hat man im Prinzip keine, denn die 
Arbeitsplätze bestehen oder entstehen in den nächsten Wochen, Monaten und Jahren. Wenn man 
sagt, dass man die Strasse für die Arbeitsplätze bauen muss, hätte man vor zehn Jahren bauen 
müssen. Auch in anderer Hinsicht hat man keine Zeit mehr – was das Klima angeht. Wenn man 
jetzt über einen Planungskredit für eine Strasse befindet, die 2030 in Betrieb gehen soll, dann ist 
das widersprüchlich – wenn man die Klimaziele anschaut, die verpflichtend sind (die Regierung hat 
dies ja anerkannt). Betroffen ist nämlich genau der Zeitraum, in dem man definitiv keine Zeit mehr 
hat. Man muss jetzt, im laufenden Jahrzehnt, für das Klima handeln. Spätere Generationen wer-
den sich an den Kopf fassen, wenn sie zurückschauen und sehen, dass man 2022 den Magen 
hatte, eine neue Hochleistungsstrasse zu bauen. Das führt zum Risikoaspekt. Wobei es zum Risi-
ko-Management nicht viel zu sagen gibt – es existiert keines. Der Hinweis ist wichtig, weil der 
Landrat daran ist, mit einem einzigen Projekt einen sehr grossen Teil der Investitionen des Kan-
tons zu belegen. Das heisst: Man gibt einen grossen Teil der Investitionen in ein einziges Projekt, 
das ein sehr hohes Risiko des Scheiterns in sich trägt. Das gilt unabhängig von den Meinungen in 
diesem Saal; der Redner ist gegen das Projekt, andere sind dafür. Man hat das Gelingen aber 
nicht in der Hand – das ist der springende Punkt. Es gibt eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass das 
Projekt aus rechtlichen, politischen oder vielleicht auch aus technischen Gründen, die man nicht 
beeinflussen kann, scheitern wird – die Einwohner eines anderen Kantons haben dies in der Hand. 
Darum würde es dem Landrat gut anstehen, wenn er einen Ausstieg geplant und einen Alternativ-
plan hätte, wie man die Ressourcen sonst im Interesse dieses Kantons verwendet. Das liegt auch 
in der Verantwortung der Regierung. 
Unter strategischen Gesichtspunkten ist es auch interessant zu beobachten, dass man die Stand-
ortförderung für ein hochtechnologisches Arbeitsgebiet zum Vorwand nimmt, um die Auftragsbü-
cher einer archaischen Industrie – der Tiefbaubranche – zu füllen; mit ziemlich transparenten Ma-
nÖVern notabene. Wie gesagt: Es sollte ein Einblick geboten werden – dieser muss nicht über-
zeugen, das ist klar. Ein Punkt aber, der persönlich etwas betroffen macht. Der Landrat hat 2019 – 
also in der aktuellen Zusammensetzung – bei der Behandlung einer der ersten Vorstösse be-
schlossen, dass in den Regierungsvorlagen eine Klimafolgenabschätzung enthalten sein muss. 
Einstimmig wurde dies beschlossen. Die BUD nimmt sich nun das Recht heraus, dies zu ignorie-
ren – und zwar ziemlich konsistent. Man hat hier erneut eine Vorlage aus der BUD, welche das 
Klima betrifft – und das Wort «Klima» kommt nicht vor. Das ist doch etwas empörend – und Grund 
genug, die Vorlage abzulehnen. 

Andreas Bammatter (SP) stellt fest, es sei zwar schon mehrmals gesagt worden, dennoch könne 

es nicht oft genug betont werden: Allschwil steht zum Bachgrabengebiet, inklusive der Weiterent-
wicklung. Dies bedeutet mehr Arbeitsplätze, aber auch mehr Infrastruktur. Folglich müssen alle 
Verkehrsträger gleich gefördert und ausgebaut werden. Allschwil hat bereits eindrücklich bewie-
sen, dass die Gemeinde den Verkehr sehr ernst nimmt. Es bestehen schon fünf Querungen über 
die Baslerstrasse zum 6er Tram bzw. zum 48er Bus. Die Parkallee, die Verbindungsstrasse zwi-
schen Basel und Allschwil, wird aktuell saniert und erneuert. Und auch beim 64er Bus wurden 
neue Wege beschritten: Hier hat erstmals eine Gemeinde zusammen mit dem Nachbarkanton Ba-
sel-Stadt Geld für den ÖV in die Hand genommen. Damit wurde ein wichtiger Beitrag zu dieser 
Verkehrsthematik geleistet und alle Beteiligten haben erfolgreich gezeigt, dass ein achtsamer Um-
gang miteinander besteht. Zusammen geht es besser als gegeneinander. Als Landrat und Ge-
meinderat hat der Redner selbst erst am vergangenen Dienstag erfahren, was Florian Spiegel, der 
selbst Einwohnerrat in Allschwil ist, ohne Konsultation der anderen Landratsmitglieder aus All-
schwil und ohne Rücksprache mit dem Gemeinderat, mit seinem Komitee im Schilde führt. Unter-
dessen haben – Gott sei Dank – Gespräche stattgefunden. Aber gerade bei so wichtigen und vor 
allem bikantonalen Themen ist das Vorgehen aus Sicht von Allschwil höchst ungeschickt und kann 
sogar als fahrlässig bezeichnet werden. Es ist unwürdig, solche StörmanÖVer kurz vor der ent-
scheidenden Landratssitzung ins Spiel zu bringen. Die Reaktionen sind dementsprechend polari-
siert ausgefallen. Im Bericht an den Landrat steht: « Von allen geprüften Varianten erreicht das 
gewählte Projekt diese Ziele am besten. Das Projekt ist mit weiteren Verkehrsmassnahmen im 
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Umfeld abgestimmt und wurde in partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen Basel-Landschaft, 
Basel-Stadt und Frankreich erarbeitet.». Was jetzt gefordert wird – der Einbezug der Zukunft – ist 
unsensibel, Auto-fokussiert und ein Schnellschuss, welcher die Schritt für Schritt erarbeitete Zu-
sammenarbeit zwischen den politischen Interessensgruppen über kantonale und nationale Gren-
zen hinweg mit dem Vorschlaghammer fast zunichte gemacht hätte. Es muss noch einmal betont 
werden: Wenn man das prosperierende Bachgrabengebiet von nationaler Bedeutung ernst nimmt, 
dann muss man endlich zusammenarbeiten. Genau so, wie Allschwil es mit seiner Verkehrspolitik 
gezeigt hat. Man darf weder der Autolobby noch dem VCS folgen, welche mit ihren überrissenen 
Forderungen niemandem einen Gefallen tun. Im Gegenteil, sie zerstören damit die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit. Es wird gebeten, der vorliegenden Vorlage ohne Änderungen zuzu-
stimmen. Alles andere ist Mumpitz.  

Karl-Heinz Zeller (Grüne) stellt fest, dass er und Felix Keller etwas gemeinsam haben und etwas 
nicht. Beide stehen hinter dem Konzept. Nur leider wird heute nicht über das Konzept abgestimmt. 
Heute muss man ja sagen zu einem ersten Schritt. Im Wissen darum, was die Politik alles noch zu 
bieten hat. Dieser Gedanke hat Karl-Heinz Zeller dazu gebracht, seinen Vorschlag zu machen. 
Damit endlich klar ist, dass alle Beteiligten dem Projekt zustimmen müssen. Das ist auch der Un-
terschied zwischen der Haltung des Redners und jener von Felix Keller. Heute kann der Landrat ja 
zur Strasse sagen. Aber nicht ja zum Konzept. Alle glauben, hoffen und machen alles. Aber das 
reicht nicht. Auch eine Absichtserklärung reicht nicht. Es braucht verbindliche Entscheidungen. 
Und noch als letzter Punkt: Der Landrat muss jetzt nicht warten und nichts machen. Sonst hätte 
man einfach gegen den Planungskredit stimmen und das Geschäft zurückweisen können. Der 
Antrag der Grüne/EVP-Fraktion ist ein konstruktiver Vorschlag, welcher fordert, dass die Gelder 
dann freigegeben werden, wenn die anderen ihre Arbeit getan haben. Das ist äusserst konstruktiv. 

Klaus Kirchmayr (Grüne) merkt an, es sei nicht ganz unterwartet, dass in der Debatte viele Emo-

tionen vorhanden seien. Es wäre überraschend, wenn es bei einem Strassenprojekt nicht so wäre. 
Es lohnt sich dennoch, einen Schritt zurück zu machen und zu schauen, wo der Kanton in dem 
Projekt «Erschliessung des Bachgrabengebiets» steht. Dem ist vorauszuschicken, dass der Red-
ner sowie eine deutliche Mehrheit in der Grüne/EVP-Fraktion die Notwendigkeit anerkennen, eine 
sinnvolle, moderne Erschliessung des Gebiets zu machen. Diese Notwendigkeit ist auch vom Ba-
selbieter Volk legitimiert. Zu Beginn des Ganzen stand eine Volksinitiative, so wie es Christine 
Frey richtig gesagt hat. Man kann auch dem Regierungsrat nicht vorwerfen, er habe nicht richtig 
gearbeitet. Der Regierungsrat hat den Auftrag, den er zuerst vom Volk und danach vom Parlament 
erhalten hat, aufgenommen. Jetzt, nach etwa fünf Jahren, ist der erste Schritt erreicht: Es liegt ein 
Projektierungskredit in Höhe von CHF 16 Mio. vor. Darüber wird heute im Landrat abgestimmt. 
Über nichts Anderes. Es wird nicht über die Anzahl Spuren oder das Material der Strasse ent-
schieden, sondern nur über Geld. Und es wird nicht das letzte Mal sein, dass in dieser Angelegen-
heit über Geld entschieden wird. Der Landrat wird dann auch über den Baukredit – den wirklich 
grossen Betrag in der Grössenordnung von CHF 300 bis 400 Mio. – beschliessen. Auch dann ist 
es möglich, dass am Schluss doch noch der Souverän darüber entscheiden will. In aller Regel läuft 
das so, z.B. auch beim Tram 14, bei dem es finanziell um eine ähnliche Grössenordnung ging. Es 
passiert selten, dass im Parlament so viel Geld gesprochen wird, ohne dass es dazu eine Volks-
abstimmung gibt. Aktuell befindet man sich eher noch am Anfang des Projekts und nicht so weit, 
dass gleich der Betonmischer und die Bagger auffahren. Es ist sogar nur ein Teilprojekt der Er-
schliessung, nämlich der Strassenteil. Auf der anderen Seite ist auch klar, dass die Strasse und 
der Tunnel über das Territorium eines anderen Kantons führen. Und Klaus Kirchmayr kann sich 
kaum vorstellen, dass dies niemanden in Basel-Stadt stört. Und wenn etwas stört, dann führt das 
mit einer hohen Wahrscheinlichkeit zu einer Volksabstimmung, auch in Basel-Stadt. Ganz nüch-
tern betrachtet, ist das Geld, welches der Landrat heute allenfalls spricht, Risikokapital. Der Land-
rat macht Vorarbeiten. Aber die Wahrscheinlichkeit, dass diese am Schluss zu einer Strasse führt, 
ist nicht 100 %. Es besteht ein gewisses Risiko, dass das Projekt scheitert. Unglücklich ist, dass 
jetzt im Landrat nur über einen Teil des Konzepts abgestimmt wird beziehungsweise nur ein Teil 
davon zur Debatte steht. Dies aus dem Grund, weil versucht wurde, allen Beteiligten ein Stück des 
Kuchens zu übertragen: Basel-Stadt das Tram und Allschwil das Velo. Damit wird jedoch die 
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Chance vergeben, dass der Kanton Basel-Landschaft das Risiko selbst managen kann. Die Wahr-
scheinlichkeit ist hoch, dass der Kanton am Schluss mit gar nichts dasteht. Weder mit einer Stras-
se noch mit einem Tram oder einem Veloweg. Dieses Risiko ist real. Der Regierungsrat tritt heute 
vor den Landrat und sagt, er habe alles gemacht, was möglich sei. Es sei ein Deal mit dem Kanton 
Basel-Stadt ausgearbeitet worden. Aber wer die Geschichte von Bauprojekten, egal ob von Stras-
sen oder Trams, in Baselland oder Basel-Stadt betrachtet, der weiss, dass dieses Thema irgend-
wann mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit vor das Volk kommt. So funktioniert das System, und das 
ist auch richtig so. Jeder Gemeindepräsident weiss aus leidvoller Erfahrung, dass trotz aller Exper-
tisen am Schluss nur das Akzeptanz findet, was eine Mehrheit im Volk findet. Leider Gottes wird 
das in Bezug auf das Bachgrabengebiet nicht nur das Baselbieter Volk sein, sondern am Schluss 
auch das Baselstädtische Volk. Es ist deshalb wenig hilfreich, zu sagen, dass der Kanton Basel-
Landschaft eigentlich eine grössere Strasse will. In der Volksabstimmung, die dann im Nachbar-
kanton kommt, wird das sehr genau unter die Lupe genommen. Es ist deshalb schwierig, dass der 
Kanton Basel-Landschaft keine Alternative zu den drei Teilen der Erschliessung hat. Es gibt das 
Velo, das Tram und die Strasse. Aber der Redner würde gerne auch Ideen sehen zu einem Bahn-
hof in Allschwil beim Morgartenring. Das wäre ein Projekt, welches ein Stück weit unabhängig ist 
und definitiv auch eine Art Risikomanagement für diesen Bereich darstellen würde. Vielleicht kann 
der Regierungsrat heute dazu etwas sagen und aufzeigen, ob er in diese Richtung denkt. Es ist 
wichtig, dass der Landrat sich bewusst ist, dass erst ein Drittel des ganzen Wegs erreicht ist. Das 
Projekt birgt, unabhängig von den politischen Ansichten, signifikante Risiken. Primär sind es politi-
sche Risiken und es wird gemäss der Einschätzung des Redners mindestens noch einmal vor dem 
Souverän im Kanton Basel-Landschaft und vor allem im Kanton Basel-Stadt landen. Entsprechend 
ist es sinnvoll, wenn nicht die Hände in den Schoss gelegt, sondern vorwärts gemacht wird. Bei-
spielsweise mit einem Bahnhof Allschwil. Allschwil ist die grösste Stadt in der Schweiz ohne eige-
nen Bahnhof. Das sollte eigentlich priorisiert werden.  

Robert Vogt (FDP) unterstreicht, dass das Arbeitsplatzgebiet im Bachgraben von grösster Bedeu-
tung für Allschwil und sicher auch den Kanton sei. Um den Verkehr dort anzubinden, braucht es 
dringend den ZUBA. Die Sorge der Grünen, dass der Langsamverkehr oder der ÖV nicht gefördert 
werden, ist völlig unbegründet. Dafür braucht es heute im Landrat keine zusätzlichen Anträge. Ei-
ne Strasse stellt nicht nur eine einzelne Lösung dar. Sie ist ein Verbundsystem. Und selbstver-
ständlich wurde auch in Allschwil berücksichtigt, dass der Langsamverkehr, zu dem auch der 
Fussverkehr zählt, sowie der ÖV gestützt werden. In diesem Bereich sollen Ausbauten vorge-
nommen werden. Die Gemeinde hat bereits Gelder gesprochen, damit diese Dinge schon dieses 
Jahr eingeführt werden und nicht erst 2023. An dieser Stelle soll auch der Bau- und Planungs-
kommission für den sehr wohlwollenden Bericht gedankt werden. Der Redner hofft auf die Unter-
stützung des Landrats für die Vorlage.  

Florian Spiegel (SVP) zeigt sich überrascht, was eine Unterschrift unter einem Dokument alles 

auslösen könne und wer sich berufen fühle, einem unabhängigen Landratsmitglied mitzuteilen, 
was erlaubt sei und was nicht. Zur Thematik ZUBA und zweite Röhre: Das Ganze hat einen Zu-
sammenhang. Und wenn man sich in die Einwohnerratsprotokolle der Gemeinde Allschwil einliest, 
stellt man fest, dass das, was der Redner mit der zweiten Röhre anstrebt, von der anderen Seite in 
der Verkehrspolitik der Gemeinde genauso verfolgt wird. Es war interessanterweise die SVP, wel-
che im Einwohnerrat den Antrag auf eine stärkere Regulierung des MIV in den Quartierplänen ge-
stellt hat. Es waren notabene die Grünen und die SP, welche die stärkere Regulierung des MIV in 
Allschwil nicht wollten. Das muss ganz klar festgehalten werden. Die zweite Röhre wird grundlos 
verteufelt, weil unterstellt wird, dass damit der MIV ausgebaut werden soll. Aber Florian Spiegel 
hat überall ganz klar und unmissverständlich gesagt, dass die zweite Röhre eine Möglichkeit für 
zukunftsgerichtete Verkehrsträger oder für eine ÖV-Vorzugroute biete. Es werden ganz konkrete 
Beispiele aufgeführt, nicht so wie von der Gegenseite, welche ständig einfach nur sagt, man müs-
se den ÖV stärker miteinbeziehen. Immerhin liegt jetzt ein konkreter Vorschlag auf dem Tisch.  
Zu Karl-Heinz Zeller und den angesprochenen unterschiedlichen Konzepten: Der Redner versteht 
das Konzept der Grünen in der Politik im Bereich Bachgraben nicht. Die Grüne Partei lehnte das 
Projekt ALBA ab, weil das Gebiet nicht erschlossen war. Jetzt soll es erschlossen werden, aber 
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jetzt lehnt die gleiche Partei die Erschliessung ab. Und wenn wie beim 14er Tram der ÖV einge-
bunden werden soll, so gibt es von dieser Partei wieder eine Ablehnung. Die Grünen lehnen an-
scheinend generell einfach gerne alles ab. Oder welches Konzept oder welche Strategie steht da-
hinter? Diese ist nicht ersichtlich, wenn man verfolgt, wie dieser Bereich von ihnen in den letzten 
Jahren bewirtschaftet wurde.  
Zu Andreas Bammatter: Es ist bekannt, dass er Landrat und Gemeinderat ist. Diese Vermischung 
von Exekutive und Legislative ist sowieso grundsätzlich ein Thema, über das man einmal diskutie-
ren müsste. Die Vermischung ist nicht nur nützlich und dienlich für den Kanton. Mit einer Entflech-
tung gäbe es auch Platz für neue und frische Kräfte. So oder so war dem Redner nicht bekannt, 
dass er als Landratsmitglied in Zukunft dem Allschwiler Gemeinderat Bericht erstatten muss über 
seine Vorstösse im Landrat. Jedem freien Bürger steht zu, dass er so abstimmt, wie er will. So 
steht es auch jedem Landrat zu, die Politik zu betreiben, die er richtig findet, ohne sich den Good-
will oder die Zustimmung vom zuständigen Gemeinderat abholen zu müssen.  
Zu Jan Kirchmayr: Dieser hat gesagt, es sei schlechter Wahlkampf, wenn heute keine Anträge 
eingebracht werden. Nachdem die Unterschrift von Florian Spiegel bekannt wurde und der Regie-
rungsrat sich genötigt sah, eine Stellungnahme zu veröffentlichen, wurde Florian Spiegel während 
rund vier Stunden mit Telefonaten bombardiert. Unter anderem von Leuten aus der Mitte-, der SP- 
und Grünen/EVP-Fraktion, welche darum gebeten haben, dass kein Antrag eingereicht wird. Wenn 
nun Jan Kirchmayr heute im Landrat sagt, dies sei schlechter Wahlkampf – nachdem er Leute ge-
schickt hat um Florian Spiegel zu bitten, keinen Antrag einzureichen – dann ist das ein schlechter 
Witz. Entweder hat Jan Kirchmayr keine Ahnung, was in der eigenen Fraktion vor sich geht oder 
es ist heuchlerisch. Der angesprochene Parlamentarier darf selbst entscheiden, welches von bei-
dem hier zutrifft.  

Martin Dätwyler (FDP) hebt hervor, die Erschliessung des Bachgrabengebiets sei eines der ganz 

zentralen Anliegen der Infrastrukturentwicklung, welche sich auch die Wirtschaft wünsche. Über 
die Zahlen wurde bereits viel gesagt, aber ohnehin reicht es auch, einen Augenschein vor Ort zu 
nehmen. Die Dynamik und die Entwicklung auf dem Areal sind sofort ersichtlich. Leider hat der 
Kanton es bis heute nicht geschafft, die Dynamik der Wirtschaftsentwicklung in die Entwicklung 
der Verkehrsinfrastrukturen – unabhängig von MIV, ÖV oder Langsamverkehr – zu übertragen. 
Diesbezüglich ist man zehn Jahre im Verzug. Dafür gibt es eine gelbe Karte, hier hat der Kanton 
seine Hausaufgaben nicht gemacht. In den letzten Monaten hat der Regierungsrat das Vorhaben 
ZUBA vorangetrieben. Es wurden Planungen und Vorprojekte lanciert und Absprachen mit den 
Nachbarn Basel-Stadt und Frankreich getroffen. Es wurde ein Vorhaben gezimmert, welches die 
unmittelbaren Bedürfnisse sicher zu befriedigen mag. Ja, es handelt sich um einen Kompromiss 
und es braucht noch viel Arbeit, um das Projekt weiter voranzutreiben, zu verfeinern, abzustimmen 
und den Anforderungen an Funktionalität und Aufwärtskompatibilität gerecht zu werden. Und ge-
nau für diese Folgearbeiten braucht der Kanton die Projektierungsmittel. Der Landrat muss mit den 
Projektierungsmitteln klar signalisieren, dass er es mit dem Projekt ZUBA ernst meint und dass es 
definitiv lanciert werden soll. Auch gegenüber den Partnern Basel-Stadt und Frankreich muss 
deutlich signalisiert werden, dass der Kanton Basel-Landschaft das Projekt gemeinsam und ent-
schlossen vorantreiben will. Letztendlich ist es auch zentral, dass heute der Kredit gesprochen 
wird, damit man allenfalls von Bundesmitteln profitieren kann. Werden die Mittel heute nicht ge-
sprochen, dann wird die Beurteilung des Projekts auf Bundesebene ganz sicher so ausfallen, dass 
es aus dem A-Horizont des Agglomerationsprogramm 4 rausfällt. Wenn es darum geht, Bundes-
mittel zu beantragen, ist Uneinigkeit in der Region bei solchen Projekten Gift. Das muss der Land-
rat begreifen und jetzt zusammenstehen. Und schliesslich, wenn auch verspätet aber hoffentlich 
noch nicht zu spät, die Erreichbarkeit und die Attraktivität des Bachgraben-Areals zu sichern. 
Wenn der Landrat heute aus ideologischen, macht-, verkehrs-, parteipolitischen oder anderen 
Gründen die Vorlage ablehnt, dann hat er klar eine rote Karte verdient. Das Resultat wäre Still-
stand anstatt Entwicklung und das will sicher niemand. Deshalb soll der Vorlage ganz klar zuge-
stimmt werden.  

Thomas Eugster (FDP) erklärt, die Raumplanung sowie das zur-Verfügung-stellen und das Be-
treiben von Infrastruktur seien Kernaufgaben des Staates. Im Bachgrabengebiet hat der Staat es 
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schlicht und ergreifend verpasst, diese Aufgabe zu erfüllen. Das verdient, wie der Vorredner es 
ausgedrückt hat, eine gelbe Karte. Das hat auch das Volk gemerkt und es hat dementsprechend 
der Initiative für einen Zubringer zugestimmt. Der Staat, also der Regierungsrat und der Gemein-
derat, hat das ernst genommen. Allschwil hat ein Mobilitätskonzept erarbeitet, welches Hand und 
Fuss hat. Dieses – das ist besonders wichtig –berücksichtigt alle Verkehrsträger. Allschwil hat die 
Aufgabe der Raumplanung erfüllt, indem die Gemeinde nur solche Unternehmen in diesem Gebiet 
ansiedeln lässt, welche nicht viel Publikumsverkehr erzeugen. Allschwil hat seine Hausaufgaben 
gemacht und ein Gesamtkonzept erstellt, welches alle Verkehrsträger miteinbindet. Die Gemeinde 
hat das Konzept zudem soweit als möglich schrittweise umgesetzt. Man sieht jetzt, dass die «rich-
tigen» Unternehmen in das Bachgrabengebiet kommen. Die Lage des Gebiets ist staatspolitisch 
schwierig. Es geht über die Kantons- und Landesgrenze hinaus. Auch hier hat der Regierungsrat 
seine Hausaufgaben gemacht. Er hat die Absichtserklärung mit Basel-Stadt zustande gebracht. 
Diese beinhaltet eine klare Aufgabenteilung. Mit dem Gesamtkonzept sind beide Kantone einver-
standen und dieses wiederum stimmt überein mit dem Mobilitätskonzept der Gemeinde Allschwil. 
Wichtig ist, dass es jetzt vorwärts geht. Die Entwicklung läuft rasant. Man muss unbedingt mit der 
Infrastruktur nachziehen. Sonst gibt es die rote Karte. Die Vorlage für den Planungskredit wurde 
der BPK vorgelegt und die Kommission hat klar erkannt, dass das Projekt zukunftsgerichtet ist. 
Wenn es einmal nötig sein sollte, wäre das Projekt auch ausbaubar. Das alles hat die Kommission 
umfassend analysiert. Deshalb ist es nicht zielführend, wenn zu diesem Zeitpunkt Umfragen für 
eine zweite Röhre gemacht beziehungsweise eine zweite Röhre gefordert wird. Ebenso wenigist 
es zielführend, wenn jetzt versucht wird, im Planungskredit eine Abhängigkeit zu schaffen mit den 
weiteren Planungen betreffend ÖV und der Veloroute. Es gibt eine klare Aufgabenteilung und jeder 
Beteiligte muss nun seine Hausaufgaben machen und vorwärts gehen. Deshalb sollte der Landrat 
jetzt diesem Planungskredit so zustimmen, wie er vorliegt und ohne Zusatzanträge.  

Marco Agostini (Grüne) hält es für schwierig, nach knapp 20 Rednerinnen und Rednern noch 

neue Argumente vorzubringen. Dafür hat man am Schluss der Rednerliste den Vorteil, dass man 
auf einige der erwähnten Punkte noch eingehen kann.  
Zu Florian Spiegel: Bereits bei der Abstimmung über die Tramlinie 14 stand der Redner in seiner 
Partei relativ allein da. Die Grüne/EVP-Fraktion war klar dafür. Wenn Florian Spiegel jemandem 
vorwerfen will, dass er nicht wisse, was er wolle, dann müsste er das nur an Marco Agostini ge-
richtet machen. Die Grünen wussten damals sehr wohl, was sie wollen. Der Votant selbst hat vor 
40 Jahren bei der Ciba Geigy im Klybeck gearbeitet. Damals war er immer mit dem Auto unter-
wegs, nur leider hat er keinen Parkplatz erhalten. Ciba Geigy wusste schon damals, obwohl sie 
nicht im linken politischen Spektrum anzusiedeln waren, dass es nicht zukunftsgerichtet ist, Park-
plätze zu schaffen. Sie wollten, dass die Angestellten den ÖV benutzen. Auch Marco Agostini hat 
die über 50 Minuten Arbeitsweg mit dem ÖV auf sich genommen, weil es ein guter Arbeitgeber 
und eine spannende Stelle war. Und heute verhält es sich gleich mit den Unternehmen im Bach-
grabengebiet. Diese interessiert der Anschluss an die Autobahn und eine schnelle Autoverbindung 
nicht. Sie haben sich dort angesiedelt, weil es ein sehr attraktives Areal ist. Hätten diese Unter-
nehmen unbedingt einen Tunnel und einen Autobahnanschluss gewollt, hätten sie einen anderen 
Standort ausgewählt. Wenn der Kanton das Areal noch attraktiver machen will, dann kann er dies 
tun – wie Christine Frey erwähnt hat – indem er überdenkt, ob es wirklich der richtige Weg ist, Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Frankreich und Deutschland anzulocken, welche in der 
Schweiz nur eine Quellensteuer von 4-5 % zahlen und sonst alles im Ausland ausgeben. 

Obwohl es schwierig sei, fast am Ende der Rednerliste noch etwas zu sagen, möchte Rolf Blatter 
(FDP) dennoch einige Punkte anfügen. Bereits mehrmals wurde gesagt, dass der ZUBA und das 
Bachgrabengebiet für die wirtschaftliche Entwicklung wichtig seien – es gibt bereits Arbeitsplätze 
und es werden weitere dazukommen. Die daraus resultierenden Steuereinnahmen werden über 
den kantonalen Finanzausgleich im ganzen Kanton verteilt. Allschwil zahlt alleine CHF 11-12 Mio. 
in den kantonalen Finanzausgleich ein. Christine Frey hat bereits zu Beginn gesagt, dass die FDP-
Fraktion das vorliegende Projekt einstimmig unterstützen und alle Anträge ablehnen wird.  
Die Aussage von Jan Kirchmayr, dass möglicherweise auf den ZUBA verzichtet werden könnte, 
wenn rechtzeitig und mehr in den ÖV investiert worden wäre, deutet leider darauf hin, dass wieder 
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versucht wird, den einen Verkehrsträger gegen den anderen auszuspielen. Das soll nicht so sein, 
denn das Verkehrsvolumen kann nur bewältigt werden, indem alle Verkehrsträger aufeinander 
abgestimmt dimensioniert werden. Mit der Aussage wird auch negiert, dass der MIV nach wie vor 
einen Anteil von 80 % der Personenkilometerleistung ausmacht, und zwar seit 15 Jahren unverän-
dert. Der MIV geht nicht zurück. Würden alle dem linken Traum nacheifern und mit Rollschuhen 
und Velos zur Arbeit fahren, gäbe es eine messbare Veränderung. Diese gibt es jedoch nicht. 
Auch Elektroautos brauchen eine Strasse und können nicht fliegen.  
Es wurde gesagt, der Kanton Basel-Stadt habe nicht Stellung nehmen können. Diese Meinung teilt 
der Redner nicht, denn es gibt Absprachen mit der Basler Regierung, und auch diese Regierungs-
räte werden vom Volk gewählt und sind ermächtigt, Entscheide zu fällen und Vereinbarungen zu 
treffen. Das Volk wird somit nicht aussen vor gelassen. 
Der Redner ist auch nicht sicher, ob der Hinweis auf den Wahlkampf angebracht ist. Bei einem 
Stück Strasse von zwei Kilometern Länge von Strassengigantismus zu sprechen, ist wohl eher als 
Wahlkampf zu bezeichnen. Der Kanton verfügt über ein Hochleistungs- und Kantonsstrassennetz 
von vielen tausend Kilometern. Es geht um eine dringend notwendige Ergänzung von gut zwei 
Kilometern.  
Wer hat Bálint Csontos das Mandat erteilt, das Thema Klima immer wieder vorzubringen? Träumt 
er davon, dass das Baugeschäft mit dem Leiterwagen ins Bachgrabengebiet betonieren geht? Das 
erscheint weltfremd. 
Es wurde gesagt, dass es Verkehrsinfrastrukturen generell schwer haben, in der ganzen Schweiz, 
aber auch im Kanton – beispielsweise das Tram 14 und der Margarethenstich. Mit dem vorliegen-
den Projekt soll keine Strasse auf Halde gebaut werden, sondern gebaut werden soll das, was 
technisch machbar und politisch durchsetzbar ist. Das gilt auch im Hochbau: Bevölkerungswachs-
tumsprognosen besagen, dass man in Muttenz in 50 Jahren wahrscheinlich ein weiteres Schul-
haus braucht. Das wird auch nicht heute, sondern erst in 50 Jahren gebaut. Die FDP-Fraktion wird 
jetzt auch keine zweite Röhre verlangen. Die Fahrtenzahlen stimmen mit der Arealbelegung über-
ein. Auf der Basis dieser Prognosen wurde das Projekt erarbeitet. Nicht nur im Hochbau, sondern 
auch im Tiefbau kann man nachrüsten: Es wurde eine zusätzliche Röhre beim Baregg- und beim 
Belchentunnel gebaut, eine ist im Moment beim Gubristtunnel im Bau, und sogar beim Gotthard-
tunnel soll es eine zweite Röhre geben. Es liegt auf der Hand, dass in 30 oder 50 Jahren bei dem 
zwei Kilometer langen Strassenstück eine zweite Röhre nachgerüstet werden kann. 
Martin Dätwyler hat richtigerweise darauf hingewiesen, dass es für das Projekt viel Geld aus dem 
Agglomerationsprogramm des Bundes gibt. Es besteht jedoch ein Zeitfenster. Zaudert man nun, 
sagt der Bund, «die wissen nicht, was sie wollen», und schiebt den Beitrag für das Projekt nach 
hinten. Dann gehen fünf bis zehn Jahre verloren. Es gibt Vereinbarungen mit diversen anderen 
Gebietskörperschaften. Es handelt sich nicht um ein Baselbieter Projekt, das der Kanton alleine 
stemmen kann – weder inhaltlich noch finanziell. Beteiligt sind Basel-Stadt, Frankreich und die 
Gemeinde Allschwil. Mit allen gibt es Vereinbarungen, die an das vorliegende Projekt geknüpft 
sind. Setzt man die Vereinbarungen aufs Spiel, können diese nicht einfach so erneuert werden. 
Toll wäre – und dies ist eine alte Forderung – eine übergeordnete Planung zur Mobilität zum gan-
zen Kanton. Das Projekt ELBA verlangte, dass versucht wird, im unteren Kantonsteil eine überge-
ordnete Sicht zu erhalten, um die erforderlichen Verkehrsverbindungen zu erstellen, zur Hälfte ÖV 
und zur Hälfte MIV: Es ging darum, einen Planungskredit von CHF 11 Mio. zu sprechen. Das Refe-
rendum wurde ergriffen, und die linke Seite sprach von Milliarden für Strassen, obwohl über einen 
Betrag von CHF 11 Mio. abgestimmt wurde. Das war nicht fair. Sogar Frau Schweizer sagte ein-
mal im Telebasel, es wäre hilfreich, wenn es eine übergeordnete Sicht über die Verkehrsverbin-
dungen gäbe. 
Zum Komitee «Bachgraben plus»: Auch die Kollegen von der Presse haben alles Mögliche hinein-
interpretiert. Es handelt sich um eine Umfrage; viele Leute wurden angeschrieben und das Resul-
tat wird in Kürze vorliegen. Dieses Resultat hat jedoch keinen Einfluss auf das vorliegende Projekt. 
Der Redner macht beliebt, das vorliegende Projekt zu unterstützen.  

Hanspeter Weibel (SVP) erklärt, es sei absehbar gewesen und auch bereits erwähnt worden, 

dass Verkehrsfragen in diesem Saal sehr ideologisch diskutiert würden. Es geht nicht einmal pri-
mär ums Geld, sondern um Meinungen und Ideologien. Ausnahmsweise kann der Redner der 
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Aussage von Bálint Csontos zustimmen, dass die Leute in zehn Jahren den Kopf schütteln wer-
den. Das tut der Redner bereits heute, denn es wurde gesagt, man hätte das Gebiet bereits vor 
zehn Jahren erschliessen sollen. Das ist richtig. Dann hätte das Ganze bereits zehn Jahre früher 
bekämpft werden können. Es ist immer wieder interessant, wie hier im Saal der eigene Regie-
rungsrat disqualifiziert wird, wie dies Bálint Csontos in seinem Votum getan hat. Klaus Kirchmayr 
hat im Zusammenhang mit dem Projekt einige Risiken aufgezählt und am Schluss relativiert, es 
gehe im Wesentlichen um das politische Risiko. Dabei hat er jedoch verschwiegen, dass die Grü-
nen und die Linken die Urheber des politischen Risikos sind und dieses generieren.  
Die Anträge zielen darauf ab, Hindernisse in den normalen Projektablauf einzubauen. Es geht vor-
liegend um einen Projektierungs- und nicht um einen Baukredit. Aber man will bereits den Pla-
nungskredit verhindern, indem dieser mit anderen Geschäften verknüpft wird. Das ist nicht möglich 
– der Landrat kann hier keine Beschlüsse fassen, die mit anderen Projekten zusammenhängen 
und an Bedingungen geknüpft sind. Die SVP-Fraktion wird die Anträge, die voraussichtlich gestellt 
werden, ablehnen. Es geht darum, dem Projektierungskredit zuzustimmen. Erst wenn das Projekt 
vorliegt, geht es darum, ob dieses umgesetzt wird. Vieles, was hier diskutiert wurde, zielt darauf 
ab, bereits die Planung zu verhindern. Dann kann man im zehn Jahren sagen: Hätte man es da-
mals gemacht, wäre es nachvollziehbar gewesen, nun aber nicht mehr. 

Bálint Csontos (Grüne) erklärt Rolf Blatter, weshalb er sich das Recht herausnimmt immer so 

unangenehm das Thema Klima einzubringen. Dass dies in der Berufslobbyisten-Fraktion des 
Landrats zu Verwirrung führt, versteht der Redner. Es hat mit den Wahlen zu tun. Im nächsten 
Februar ist es bereits wieder so weit. Der Redner steht selber nicht mehr zur Verfügung, aber viele 
andere Menschen tun nichts anderes, als den ganzen Tag über das Klima zu diskutieren. 

Marc Schinzel (FDP) weiss nicht, ob er als Berufslobbyist spricht, aber eigentlich spricht er für 

sich selbst. Der ZUBA ist ein hochkomplexes Projekt mit hochkomplexen Absprachen zwischen 
vier Partnern: Basel-Landschaft, Basel-Stadt, dem Bund und Frankreich. Es handelt sich um ein 
gesamtheitliches Konzept: MIV, Tram und Velo werden berücksichtigt. Der Kanton und auch All-
schwil, das eigene Mittel gesprochen hat, stehen klar zur ÖV-Entwicklung. Es braucht diesen ge-
samtheitlichen Ansatz und alle Verkehrsträger. Mit dem 4. Agglomerationsprogramm – das wurde 
auch bereits gesagt – sind Bundesgelder im Spiel. Der Bund wird eine klare Kosten-Nutzen-
Analyse nach einem vorgegebenen Schlüssel machen. Mit jeder Planungsverzögerung und Unsi-
cherheit sowie mit der Rückstellung der Projektierungsgelder würde das Projekt aus dem 4. Ag-
glomerationsprogramm herausfallen und die Bundesgelder stünden in den Sternen. Vom ZUBA 
profitiert die ganze Region, nicht nur auf Schweizer Seite, sondern auch das untere Elsass. Des-
halb steht dieses dem Projekt positiv gegenüber. Die Verknüpfung der Hochleistungsstrassennet-
ze der Schweiz und Frankreichs mit dem Contournement Hégenheim / Hésingue ist ein weiterer 
grosser Pluspunkt des Projekts. Der Redner ist im Vorstand der Vereinigung «Starke Region Ba-
sel-Nordwestschweiz». Die «Starke Region» fordert seit Jahren eine regionale, aufeinander abge-
stimmte Verkehrsplanung und begrüsst das Projekt und die längst überfällige Abstimmung zwi-
schen Basel-Stadt und Basel-Landschaft.  
Zu Karl-Heinz Zeller, der sagte, er sei ein gebranntes Kind: Das ist der Redner auch, gerade bei 
Verkehrsprojekten. Jeder findet immer ein Haar in der Suppe. Hier die Planungsgelder nicht be-
schliessen, bedeutet eine Verzögerung à gogo bis zum St. Nimmerleinstag. Man wird den Ver-
dacht nicht los, dass die Verzögerung einigen in diesem Saal, die das Auto aus ideologischen 
Gründen völlig ablehnen, durchaus willkommen wäre. Es geht aber nicht um einen Fussgängerst-
eg über einen kommunalen Froschweiher, sondern um das wichtigste Verkehrsprojekt des Kan-
tons. Allschwil und das Leimental im Einzugsgebiet des dynamischen Entwicklungsgebiets Bach-
graben, wohin 6’000 weitere hochqualifizierte Arbeitsplätze kommen sollen, brauchen den ZUBA 
jetzt. Die Unternehmen brauchen Sicherheit. Die grösste Unsicherheit für Unternehmen, die ins 
Bachgrabengebiet ziehen sollen, ist eine ewige Planerei, die nie zu Ende geführt wird. Manchmal 
lohnt es sich vor allem bei Projekten, über die bereits lange gesprochen wird, zurückzuschauen – 
weshalb nicht in die Antike und in das altgriechische Rhodos? Dort begab es sich, dass sich Sport-
ler unterhielten. Einer war Weitspringer und malte blumig aus, wozu er noch fähig sei, wenn nur 
dies und das eintreten würde. Als seine Gesprächspartner genug hatten von seiner Prahlerei, for-
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derten sie ihn auf, das Geleistete hier und jetzt zu wiederholen. Es hiess: Hic Rhodos, hic salta! Da 
ist Rhodos, spring jetzt und zeig, dass du nicht nur endlos blumig reden kannst. Wird nun weiter 
verzögert, dann heisst es nicht mehr Zubringer Bachgraben, sondern Zubringer Bachab, und das 
ist das letzte, was man in Allschwil, in Binningen, im unteren Leimental, in der grenzübergreifen-
den TriRegio und im Kanton wollen kann. Jetzt muss die Planung konkretisiert werden. Diesen 
Schritt kann der Landrat tun. Es braucht heute die Zustimmung zum Projektierungskredit. 

Andreas Bammatter (SP) hält als Replik an Florian Spiegel bezüglich Exekutive und Landrat fest, 

er empfehle, mit den Kollegen Trüssel und Riebli zu reden, welche ebenfalls über Exekutiverfah-
rung verfügten, die der Redner nun sammle. Als freier Landrat kann Florian Spiegel tun, was er 
will, gottseidank ist dies so. Aber es geht um Zusammenarbeit, um Achtsamkeit, um ein Miteinan-
der. Es sind vier Parteien dabei. Es geht nicht darum, den Gemeinderat zu fragen, sondern um 
eine Information. Vielleicht haben die Gemeinderatskollegen des Redners die Umfrage auch erhal-
ten. Es geht um die Zusammenarbeit. Als Gemeinderat mit sechsanderen Kollegen möchte der 
Redner vorgängig informiert werden und das Ganze nicht zwei Tage vor der Landratssitzung aus 
der Zeitung erfahren. 

Klaus Kirchmayr (Grüne) findet es speziell, dass Marc Schinzel, ein Grossmeister von blumigen 

Worten, bei anderen blumige Ausführungen kritisiert, jedoch sorgten solche Worte etwas für Auflo-
ckerung. Wichtig ist dem Redner, nochmals darauf hinzuweisen: An dem vorliegenden Projekt wird 
bereits seit fünf Jahren gearbeitet und es wird mindestens noch weitere zehn Jahre dauern. Dass 
es 15 Jahre dauert, um eine Strasse oder ein Tram zustande zu bringen, muss zu denken geben 
und nicht, dass für Verzögerungen gesorgt wird – die Rollen sind je nach Verkehrsträger ver-
tauscht. Der Skandal ist, dass es 15 Jahre für so etwas braucht, und das liegt in der Verantwor-
tung des Landrats, nicht in derjenigen von Verwaltung und Regierungsrat. Die Entscheidstrukturen 
sind derart kompliziert – weil man immer ein Mitspracherecht will – und am Schluss landet es oh-
nehin immer vor dem Volk. Die Lösung müsste so aussehen, dass schneller eine Vorlage dem 
Volk unterbreitet und dann in geeigneter Form realisiert werden kann. Im Moment ist im Landrat 
das Geld das primäre Thema, das Projekt ist sekundär. Will der Kanton langfristig handlungsfähig 
bleiben, führt kein Weg daran vorbei, die Entscheidstrukturen zu überdenken. Dies muss nicht 
notwendigerweise mit weniger Mitsprachemöglichkeiten einhergehen. Dies ist das fundamentale 
Problem, das angegangen werden muss. Es dauert noch zehn Jahre, und vielleicht, je nach den 
Umständen, gelingt das Projekt – oder auch nicht. Es sollten bewusste Entscheidungen getroffen 
werden können, die dann umgesetzt werden. 

Urs Kaufmann (SP) verweist auf Martin Dätwyler, der gesagt hat, die Uneinigkeit in der Region 

sei Gift für das Projekt. Dies gilt auch, wenn es um Bundesmittel aus dem Agglomerationspro-
gramm geht und generell für das Vorankommen des Projekts. Die Giftspritze hat jedoch jetzt das 
Komitee «Bachgraben plus» gezogen mit seinen Forderungen, die mit zweieinhalb Jahren Ver-
spätung kommen und das Projekt als ungenügend und eine Schmalspur-Lösung bezeichnen. Da-
mit wurde das Risiko geschaffen, das Projekt zum Scheitern zu bringen. Es ist aus Sicht des Red-
ners auch keine seriöse Politik, sich zweieinhalb Jahre lang ruhig zu halten und im allerletzten 
Moment für eine derartige Verunsicherung zu sorgen. Die Forderung nach zwei Tunnelröhren wür-
de ein neues Vorprojekt auslösen und zu zusätzlichem politischen Widerstand führen; es bräuchte 
neue Vereinbarungen mit den Beteiligten – und das Wichtigste: Das Risiko wäre sehr gross, dass 
die möglichen 40 % Bundesmittel aus dem Agglomerationsprogramm verloren gingen. Links-Grün 
hat einiges kritisiert, aber es geht nicht um den Inhalt des vorliegenden Projekts, sondern es be-
stehen Ängste, dass schliesslich nur die Strasse realisiert wird, nicht aber die flankierenden Pro-
jekte zu Tram und Langsamverkehr. Der Redner ist persönlich auch der Meinung, dass man dem 
Planungskredit zustimmen sollte, damit es vorwärts geht. Es besteht eine nächste Hürde, wenn es 
um die Ausgabenbewilligung geht. Dann wird ersichtlich sein, wie es um die anderen Projekte 
steht, und es kann erneut eine Abwägung erfolgen. Es muss vorwärts gehen und das vorliegende 
Projekt sollte nicht mehr hinterfragt werden. 
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Rahel Bänziger (Grüne) hält fest, es handle sich um ein riesiges Projekt. Absichtserklärungen der 

anderen Partner sind gut und recht, aber eine verbindlichere Zusage wäre besser und vor allem 
nötig. Die Zusicherung der anderen Planungskredite für ÖV und Veloroute müssen vorliegen, be-
vor der ZUBA weitergeplant wird. Die Rednerin wird den Anträgen von Karl-Heinz Zeller zustim-
men. Die Rednerin hat grosse Bedenken, je nachdem, was geschieht. Es wäre auch wichtig, sich 
im Rahmen der Planung zu überlegen, welche Ausstiegsszenarien möglich sind. Vielleicht gibt es 
auch noch eine andere Lösung. Die Rednerin ist sich mit Marc Schinzel darin einig, dass es jetzt 
eine Lösung braucht und nicht in zehn Jahren. Es handelt sich um einen florierenden Forschungs-
standort, der jedoch auch schnelllebig ist. Vielleicht werden die Firmen, die sich dort angesiedelt 
haben, bald genug davon haben, die Hälfte des Arbeitstags im Stau zu stehen. Man riskiert, dass 
sie wegziehen. Man hat nicht zehn Jahre Zeit, wenn man weiss, wie schnelllebig die Forschung ist. 
Es muss jetzt gehandelt werden. Die Rednerin hat folgendes Schreckensszenario: Es gibt keine 
Anschlusslösung fürs Bachgrabengebiet, und irgendwann muss man sich überlegen, wie die La-
bors in Lofts verwandelt werden können. Dann braucht es den Tunnel nicht mehr. Es braucht eine 
Lösung für die nächsten zehn Jahre. Und vielleicht findet man ja plötzlich das Ei des Kolumbus, 
welches die anderen Pläne sogar unnötig macht. Als Idee könnte sich die Rednerin Gondeln vor-
stellen, die vom Bahnhof SBB über den Bachgraben direkt an den EAP führen, viel günstiger und 
schneller zu realisieren wären und das Gebiet sogar noch an den EAP anschliessen würden. Das 
Geld für den Bahnanschluss an den EAP könnte dann auch dort investiert werden. Man muss jetzt 
überlegen, was mit der Erschliessung des Gebiets gemacht werden soll. In zehn Jahren ist es zu 
spät. Die Rednerin kann dem Planungskredit mit den Anträgen von Karl-Heinz Zeller zustimmen. 
Es muss jedoch schneller gehen als vorgeschlagen. 

[Die Debatte wird nach der Mittagspause fortgesetzt] 

Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) bittet, die Voten bei der Fortsetzung der Eintre-

tensdebatte kurz und prägnant zu halten. 

Yves Krebs (glp) findet es beelendend, dass immer wieder mit «Fundi-Opposition» der Wohlstand 

aufs Spiel gesetzt und die Weiterentwicklung behindert werde. Egal ob bei Salina Raurica oder 
beim Bachgrabengebiet: Investiert wurde in der Hoffnung auf Planungssicherheit betreffend Ver-
kehrserschliessung. Der ZUBA ist ein zartes Pflänzchen. Jeder Sonderwunsch bringt das fragile 
Gebilde aus allen Mobilitätsformen, zwei Ländern, zwei Kantonen und Bundesgeldern aus dem 
Gleichgewicht. Es wäre nicht zum ersten Mal, dass die Region Bundesgelder durch eigenes Ver-
schulden verspielt. In Bern oben lachen sie sich ins Fäustchen. Zürich, die Zentralschweiz und das 
Léman-Gebiet sagen Dankeschön. 

In der ZUBA-Debatte vom Vormittag sei in mehreren Voten erwähnt worden, wie lange schon über 
den Zubringer gesprochen werde, welche Verzögerungstaktiken es in der Vergangenheit gab und 
immer noch gebe, stellt Pascal Ryf (Die Mitte) fest. Klaus Kirchmayr hat richtigerweise kritisch 

angemerkt, dass es eigentlich zu denken geben müsse, dass es 15 Jahre für die Umsetzung eines 
solchen Projekts braucht. Mögen es die Landratskolleginnen und -kollegen dem Redner verzeihen, 
dass er im Vorfeld zur heutigen Sitzung – ganz im Sinne der «Déformation professionnelle» – im 
Archiv nachgeforscht hat, wie lange über das Projekt schon diskutiert wird. Im Archiv ist er auf ei-
nen Artikel gestossen vom Donnerstag, den 4. April 1991. Dort schreibt die Basler Zeitung: «Zum 
Allschwiler Zubringer zur Nordtagente gibt der Baselbieter Regierungsrat jetzt Planungsstudien 
bekannt. Der Regierungsrat lehnt die Initiative für einen Verzicht auf den Zubringer ab. Der Basel-
bieter Regierungsrat erinnert daran, dass Varianten vom Zubringer Allschwil auf Veranlassung 
beider Halbkantone bereits 1983 in groben Zügen studiert wurden. Bei der Besprechung zwischen 
dem Bundesamt für Strassenbau und Vertretern beider Basel im Mai 1987 anerkannte jenes Amt 
die Notwendigkeit des Zubringers Allschwil». Weiter heisst es im Artikel: «Die Linienführung im 
Gewerbegebiet soll links des Bachgrabens über den Hegenheimermattweg an die Nordtangente 
angeschlossen werden. Das Trassee verläuft im Einschnitt parallel zur Landesgrenze». Es wird 

also nicht erst seit 15 Jahren über den Zubringer diskutiert, sondern seit gut 40 Jahren. Interessant 
ist, dass die Linienführung bereits in den 80er-Jahren analog zu heute angedacht war. 
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Die Wichtigkeit dieser Erschliessung wurde am Vormittag bereits mehrfach betont. Als Gegner der 
Südumfahrung, also einem möglichen Anschluss in Richtung Leimental, spricht sich Pascal Ryf 
aber klar für den ZUBA aus und bittet, auf weitere Verzögerungstaktiken zu verzichten. Nicht, dass 
die Basler Zeitung in 30 oder 40 Jahren wieder über mögliche Pläne der Baselbieter Politik schrei-
ben muss, die immer noch nicht umgesetzt sind. 

Peter Riebli (SVP) ist sehr wohl bewusst, dass schon fast alles gesagt wurde, aber nicht von ganz 

allen. Er erlaubt sich nun, auch noch das Wort zu ergreifen, und zwar, weil der Ausdruck «Gift-
spritze» gefallen ist. Als Chemiker hat Peter Riebli gewisse Erfahrung im Umgang mit Gift und ihm 
ist auch der alte Paracelsus-Spruch übers Gift sehr wohl bekannt. Paracelsus hat gesagt: «Alle 
Dinge sind Gift, und nichts ist ohne Gift; allein die Dosis macht’s, dass ein Ding kein Gift ist». Man 

muss dem Redner zubilligen, dass er vermutlich im Umgang mit Giftstoffen weiss, welche Dosis 
verträglich ist und welche nicht mehr. Insofern wird dem Vorstoss des Komitees eine sehr gut aus-
balancierte Verträglichkeit unterstellt. Er wird im Folgenden kurz begründen, weshalb, aber darauf 
verzichten, die Wichtigkeit des Bachgrabenareals nochmals zu definieren und die Gründe für die 
Wichtigkeit des Zubringers zu wiederholen. Zuerst einige Zitate aus den Voten der Vorredner, de-
nen er teilweise sogar recht geben kann. So hat beispielsweise Karl-Heinz Zeller gesagt, die Vor-
lage sei heute nicht mehr richtig. Peter Riebli ist 100 % damit einverstanden. Im Juni 2019 haben 
die damalige Regierungsrätin Pegorao und der damalige Regierungsrat Wessels an einer Medien-
konferenz bekanntgegeben, man rechne im Bachgraben mit zusätzlichen 6'000 Arbeitsplätzen 
(insgesamt also 10'000) und maximal 15'000 Fahrzeugen im Tunnel im Jahr 2040 und auf diese 
Zahlen werde der Tunnel dimensioniert. Die heutigen Zahlen zeigen aber, dass täglich 25'000 
Fahrzeuge diese Strecke fahren werden. Und aufgrund des Zuwachs an Industrie, die sich im 
Bachgrabengebiet noch ansiedeln wird, kann mit einem Anstieg auf 40'000 Fahrzeuge in den 
nächsten Jahren gerechnet werden. Das «Tunnelchen» ist jedoch immer noch dimensioniert auf 
15'000 Fahrzeuge pro Tag. 
An Jan Kirchmayr: Es wurde nie gesagt, dass ein Antrag gestellt wird. Auch im verschickten Brief 
steht klipp und klar, dass die Meinung der Bevölkerung abgeholt werden soll und anhand der 
Rückmeldungen überlegt wird, was gemacht werden soll. Wer den Brief gelesen hat, weiss, dass 
die Rückmeldefrist noch überhaupt nicht abgelaufen ist. Wer erwartet denn, dass ein Antrag ge-
stellt wird, bevor die Rückmeldungen eingetroffen sind? Dies wäre unseriöse Politik und nicht der 
gezielte Einsatz von nicht mehr giftigen Dosen – Urs Kaufmann! 
Bálint Csontos hat gesagt, man habe keine Zeit mehr. Das ist richtig, denn die Strasse sollte schon 
längst fertig gebaut sein. Weil es keine Zeit mehr gibt, wird auch kein Antrag gestellt. Im Gegenteil: 
Das Projekt soll durchgehen und es soll geplant werden. Aber zum jetzigen Zeitpunkt, in dem es 
um eine Projektierung geht – wie dies auch von Klaus Kirchmayr mehrmals gesagt wurde –, sollen 
gewisse Überlegungen einfliessen, zum Beispiel zum möglichen weiteren Ausbau. Überlegungen 
zur Vergrösserung oder Verkleinerung sind in der Projektierungsphase ein absolutes «Must». Es 
sollte auch überlegt werden, wie bei einem Unfall auf der Strasse oder bei einer Sanierung vorge-
gangen wird. Das Komitee wollte veranlassen, dass diese Punkte in der Projektierung seriös an-
geschaut werden. Es wurde nie gesagt, es werde jetzt ein Antrag auf eine vierspurige Strasse ge-
stellt. Peter Riebli verwehrt sich dagegen, unseriöse «Giftspritzen» eingebracht zu haben, welche 
die Gegner aus der Reserve holen. Das Komitee hat die staatspolitische Aufgabe wahrgenommen, 
das Projekt kritisch zu betrachten und offene Fragen auf den Tisch zu bringen. Dies wurde nicht 
bereits vor zwei Jahren gemacht, weil die damals präsentierten Zahlen ganz andere waren, als sie 
heute Realität sind. Verschliesst man heute vor dieser Realität die Augen und tut man so, als ob 
noch die Zahlen von Juni 2019 gelten würden, dann läuft man zwar mit geschlossenen Augen aber 
nichtsdestotrotz mit offenen Augen in die Wand. Dies Fragen dürfen und müssen gestellt werden 
und das Projektierungsteam soll die Fragen im Hinterkopf behalten. Vielleicht kann heute mit ganz 
kleinen Anpassungen dafür gesorgt werden, dass irgendwann mal ein Ausbau möglich wäre. Da-
bei geht es nicht um eine vierspurige Strasse nur für Autos, schon gar nicht für Diesel- oder Ben-
zinfahrzeuge. Auf der Strasse werden vorwiegend E-Mobile fahren, wenn sich die Prophezeiungen 
der anderen Seite erfüllen. Es könnte beispielweise auch eine ganze Spur für Busse reserviert 
werden. Es geht nicht nur darum, den Individualverkehr zu fördern, sondern auch darum, sich Ge-
danken zu machen, was gemacht wird, wenn sich das Quartier tatsächlich so positiv entwickelt, 
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wie allseits gehofft wird. Peter Riebli kann dem Planungskredit mit Überzeugung zustimmen. Der 
Kredit soll aber nicht nur mit Massnahmen bestückt werden, auf die der Kanton null Einfluss hat. 
Basel-Landschaft kann nichts tun, sollte der Kanton Basel-Stadt in eine andere Richtung gehen. 
Deshalb sollte zum eigenen Gärtchen geschaut werden. Das heisst ein Ja zum Planungskredit und 
gleichzeitig daran denken, dass dieser vielleicht noch nicht das Ende der ganzen Sache ist. 

Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) erklärt zum Kran, der vor dem Fenster des Land-

ratssaals zu sehen ist, dass sich offenbar die Baselbieter Flagge auf dem Dach verfangen habe 
und nun wieder befreit wurde. [Heiterkeit] 

Es sei eigentlich alles gesagt, stellt Andreas Dürr (FDP) fest, und er möchte es auch nicht mehr 

wiederholen. Ihm ist aber ein Anliegen, auf die grüne Widersprüchlichkeit hinzuweisen, die ihm 
heute einmal mehr aufgefallen ist und die er schon mehrfach moniert hat im Zusammenhang mit 
Umweltschutz, Stauseen, Windkraft etc. Heute wurde sie aber schon fast auf die Spitze getrieben. 
Die Widersprüchlichkeit grenzt beinahe an Scheinheiligkeit. Das beginnt bei Bálint Csontos, der 
scheinheilig sagt, man sei schon zehn Jahre zu spät. Weshalb ist man zehn Jahre zu spät? Sicher 
nicht wegen der FDP. Wer hat ELBA abgeschossen? Wer hat die ganze Planung blockiert? Weiter 
geht es mit Klaus Kirchmayr, der wie immer sehr staatsmännisch – das sei ihm zugebilligt – Risi-
koanalysen macht. Politische Unsicherheiten würden das Strassenprojekt gefährden etc. Dabei 
ging aber wohl vergessen, dass die Grünen die einzige politische Unsicherheit sind. Hätten die 
Grünen ihre Parteimitglieder und ihre städtischen Kollegen im Griff, bestünden keine politischen 
Unsicherheiten und es könnte zügig gearbeitet werden. Das ist schon ein sehr grosses Lamentie-
ren. Dann wird es noch staatsmännischer, wenn Klaus Kirchmayr die langen Verfahrensdauern 
bedauert. Andreas Dürr kennt nur einen Verzögerer bei den Verfahrensdauern: Links-Grün. Bei-
spiele sind ELBA, Langmattstrasse etc. Nun wird aber just von dieser Seite moniert, die Verfahren 
sollten schneller sein. Auf Bundesebene wurden von Bundesrätin Sommaruga schnellere Umwelt-
schutzverfahren beim Bau von Solaranlagen, Windkraft etc. eingeführt. Aber auch hier kommen 
wieder grösste Bedenken von der genannten Seite. Es handelt sich um einen inneren Widerspruch 
und Andreas Dürr leidet eigentlich auch etwas mit den Grünen mit. Der Vorwurf, es gebe Verzöge-
rungen von Seiten FDP, stimmt nicht. Die Velowege wurden grossräumig gebaut, ohne dass sie 
verzögert wurden – und diese wurden notabene von den Strasseneinnahmen finanziert, wozu die 
Velofahrenden nicht viel beitragen. Aber es wird noch besser: Nach Klaus Kirchmayr kam mit Ra-
hel Bänziger noch eine Steigerung. So hat sie geäussert: hopp hopp jetzt muss gebaut werden, es 
ist dringend, sonst ist die Industrie weg, jetzt muss gebaut, gebaut, gebaut werden [Heiterkeit], 
dies aber nur mit den angekündigten Anträgen von Karl-Heinz Zeller. Diese Anträge wollen aber 
nur eins, und zwar verzögern, möglichst auf den St.-Nimmerleinstag. Im gleichen Votum einen 
solchen Argumentationswechsel zu vollziehen, ist an Widersprüchlichkeit nicht mehr zu überbie-
ten. Zu guter Letzt sei auch der Umgang der Grünen mit ihrem Regierungsrat erwähnt, aus dessen 
Direktion die Vorlage kommt. Es wird schonungslos gesagt, es sei nicht gut abgeklärt, es sei nicht 
gut vorbereitet etc. 
Alles zusammengenommen waren die Grünen heute top in ihrer Widersprüchlichkeit. Oder ist es 
vielleicht Scheinheiligkeit? 

Stephan Ackermann (Grüne) empfindet es als unglaubliche Ehre, nach Andreas Dürr das Wort 
zu erhalten – welcher Steilpass. Er möchte aber nicht so lange reden wie der Vorredner, um nicht 
für noch mehr Verzögerung zu sorgen. Man kann sagen, jedem seine Röhre. Peter Riebli hat ja 
vorhin auf die verschiedenen Nutzungsmöglichkeiten der Röhren hingewiesen. Also jedem seine 
Röhre und wenn es nicht anders geht, dann doch mindestens eine dumme Röhre [Heiterkeit].  
Bei den Anträgen der Grüne/EVP-Fraktion, die von Karl-Heinz Zeller eingebracht wurden, handelt 
es sich überhaupt nicht um eine Verzögerungstaktik. Hätte man dem Antragssteller wirklich zuge-
hört, wäre das eigentliche Anliegen klar: Es geht um eine Garantie, dass keine Planungsleiche 
entsteht. Das ist das Ziel. Wer dies nicht sehen will, kann es auch nicht sehen. Aber man kann 
natürlich versuchen, den Grünen alles Mögliche zu unterstellen. Auch unterstellt werden könnte, 
dass die Planungsindustrie in der Region unterstützt werden soll, dass vor allem wichtig ist, dass 
diese floriert. Aber hierbei ist die Fraktion ein Stück weit über ihren grünen Schatten gesprungen: 
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Es sollen keine Planungsleichen entstehen, sondern das Projekt soll zu einer Umsetzung kommen 
– nach wie vielen Jahren auch immer und abhängig dessen, wer an der Verzögerung alles Schuld 
trägt. Mit Schuldzuweisungen kommt man nicht weiter. Stephan Ackermann geht davon aus, dass 
es leider keine Mehrheit für die Anträge von Karl-Heinz Zeller geben wird, da die Mehrheit im Saal 
nicht gehört hat, um was es bei den Anträgen eigentlich geht. Der Redner möchte aber immerhin 
mit auf den Weg geben und insbesondere vom Regierungsrat fordern, dass es spätestens zum 
Zeitpunkt der Umsetzungsvorlage, wenn seitens Basel-Landschaft noch viel mehr Millionen flies-
sen sollen, definitive und verbindliche Zusagen und eine Garantie der Partnerinnen und Partner 
braucht, dass sie ihre Teile des Projekts umsetzen. Damit am Ende nicht einfach nur ein Tunnel 
finanziert ist. 

Urs Kaufmann (SP) meldet sich als Einzelsprecher und muss mit Peter Riebli nochmals über die 

Giftdosis in der Giftspritze sprechen. Peter Riebli habe Äpfel und Birnen miteinander verglichen, 
denn er nahm Bezug auf die zusätzlich ausgewiesenen Personenfahrten in der Landratsvorlage. 
Dabei handelt es sich aber nicht nur um Personenfahrten des motorisierten Individualverkehrs, 
sondern um alle Personenfahrten ins Bachgrabengbiet oder aus dem Areal hinaus – inklusive ÖV-, 
E-Bike-Fahrten etc. Es muss aufgepasst werden, dass mit der Vermischung der Zahlen die Kapa-
zitäten des ZUBA nicht in ein falsches Licht gerückt werden. Unter dem Aspekt der Vermischung 
der Zahlen ist der Giftgehalt dieser Spritze deutlich höher. 

Wie der Landratshistoriker, Pascal Ryf, vorhin aufgezeigt habe, werde bereits seit 40 Jahren über 
das Thema gesprochen, sagt Simon Oberbeck (Die Mitte). Er glaubt, dass hierbei alle keine 

Glanzleistung erbracht haben und Schuldzuweisungen nicht zielführend sind. Es geht vielmehr 
darum, zusammen zu sprechen. Es wird zwar seit 40 Jahren miteinander geredet, aber offenbar 
aneinander vorbei. Nun liegt eine Lösung auf dem Tisch. Das Projekt ist gut und zwischen den 
verschiedenen Partnern austariert. Aber auch jetzt schafft es der Landrat offenbar nicht, mit offe-
nem Visier miteinander zu reden, sondern jeder versucht sein eigenes Süppchen zu kochen und 
einen eigenen Vorteil aus dem Projekt zu ziehen. Das Projekt ist ein Vorteil für den ganzen Kanton 
Basel-Landschaft und es sollten sich alle zusammenreissen, mit Reden aufhören und stattdessen 
endlich zum Handeln übergehen. 

Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) stellt fest, den einen gehe es zu schnell, den anderen zu 

langsam; für die einen ist es zu viel, für die anderen zu wenig; die einen wollen höchsten null Spu-
ren, die anderen mindestens vier Spuren. Diese divergierenden Haltungen erklären ein Stück weit, 
weshalb man nach all den Jahrzehnten heute noch nicht weiter ist als beim Projektierungskredit, 
dem heute zugestimmt oder der heute abgelehnt werden kann. Eigentlich wäre es ganz einfach: 
Wird heute ja zum Projektierungskredit gesagt, dann besteht die Chance, dass es mit dem einzi-
gen Projekt, dessen Umsetzung in den nächsten Jahren realistisch ist, einen wesentlichen Schritt 
weitergeht. Dies würde den Vorhaben gut tun. Es wurde lange genug darüber geredet und disku-
tiert und es ist an der Zeit, zum Umsetzen überzugehen. Die Legitimation des Projekts leitet sich 
aus dem Volksauftrag ab. Es gab zwei relevante Volksabstimmungen: Die Umfahrung Allschwil, 
der die Bevölkerung zugestimmt hat, und ELBA, das abgelehnt wurde. In der Schnittmenge der 
beiden Vorhaben gibt es einen unbestrittenen Teil und zwar der ZUBA. Deshalb ist es wichtig, hier 
vorwärts zu machen. Der Auftrag ist erteilt und er sollte ernst und vor allem wahrgenommen wer-
den. Das heisst aber auch, dass eine Linie gefunden werden muss. Diese zu finden und zu behal-
ten, scheint nicht so einfach zu sein, wie letzte Woche gesehen werden konnte. Christine Frey hat 
vorhin gesagt, es gehe zu schnell vorwärts. Regierungsrat Isaac Reber glaubt, das Gegenteil sei 
der Fall: Es geht zu langsam vorwärts. Man sollte konkret werden und handeln. Es wurde schon 
mehrfach erwähnt, dass seine Vorgängerin, Sabine Pegoraro, im Jahr 2019 das Projekt der Öf-
fentlichkeit vorgestellt hat, und zwar alle wesentlichen Aspekte inklusive Zahlen und so, wie es 
heute in der Landratsvorlage enthalten ist – mit einem Tunnel und zwei Spuren. Somit war seit 
2019 allen bekannt, in welche Richtung geplant wird. Der Regierungsrat hat überhaupt nichts da-
gegen, wenn jemand findet, es brauche zwei, vier oder sechs Röhren. Dies soll geäussert werden 
– aber rechtzeitig. Wenn innert nützlicher Frist das Problem gelöst und die Situation rund ums 
Bachgrabengebiet verbessert werden soll, dann sollten sich nun alle zusammenraufen und vor-
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wärtsmachen. Es geht also nicht zu schnell, sondern zu langsam. Und Zeit für die Meinungsbil-
dung gab es längstens genug. Wenn seit 2019 das Geplante bekannt ist, kann es nicht sein, dass 
heute gesagt wird, es hätte nicht darüber diskutiert werden können – das ist schlicht nicht wahr. 
Regierungsrat Isaac Reber findet des Weiteren auch den Umgang mit den Nachbarn nicht ganz 
einfach. Bei diesem Projekt ist man auf Gedeih und Verderben auf die Nachbarn angewiesen, auf 
eine gute Nachbarschaft, auf Beziehungen und auf die Zusammenarbeit mit Basel-Stadt und 
Frankreich. Deshalb hat den Redner das eine oder andere Votum von beiden Seiten nicht unbe-
dingt begeistert. Auf der einen Seite hat Christine Frey das Umfrageergebnis angekündigt. Wie soll 
denn ein solches Ergebnis eingeordnet werden, wenn die Leute lediglich gefragt werden, ob sie 
einen neuen Tunnel wollen, ohne zu erwähnen, dass dieser sich auf dem Gebiet des Nachbarkan-
tons befinden wird? Regierungsrat Isaac Reber bezweifelt ernsthaft, dass die neue Idee in irgend-
einer Weise förderlich ist – weder fürs Projekt noch für die notwendigen Beiträge von Basel-Stadt. 
Auf der anderen Seite wurde immer wieder gesagt, es brauche eine Zustimmung seitens Basel-
Stadt. Dies ist aus Sicht der Partnerschaft nicht gut und bringt einem nicht weiter. Wenn auf Basel-
Stadt verwiesen wird, muss auch gesehen werden, dass das Projekt im Wesentlichen das Wohn-
gebiet Basel-West entlasten wird. Deshalb stellt sich auch die Frage, weshalb Basel-Stadt so de-
zidiert gegen das Projekt sein soll. 
Wie bereits erwähnt, wurde das Projekt, genauso wie es nun vorliegt, im Jahr 2019 vorgestellt. In 
der Zwischenzeit ist einzig etwas passiert, was dazu führt, dass immer wieder weitere Zusatz-
schlaufen und Runden eingelegt werden müssen und wieder jemand mit einer neuen Idee kommt. 
Seit 2019 wurde mit Basel-Stadt eine Vereinbarung das Projekt betreffend abgeschlossen. Mit 
dieser Vereinbarung konnten die Voraussetzungen geschaffen werden, dass das Projekt den ba-
sel-städtischen Teil betreffend überhaupt realisierbar wird. Als nächstes – dies war etwas einfa-
cher – wurde das Projekt mit Allschwil diskutiert und man hat sich auch mit Allschwil und Basel-
Stadt zusammengetan (Koordination Bachgraben). Es war immer das Ziel, nicht nur strassenseitig 
zu arbeiten, sondern auf allen drei Ebenen: Strasse, Veloanbindung und öffentlicher Verkehr. Die 
drei Schlüsselprojekte sollen vorangetrieben werden in einer integralen Betrachtung. Dies ist die 
richtige Sichtweise. Es braucht auf allen Ebenen eine Verbesserung der Erschliessungssituation 
des Bachgrabengebiets. Alle, die schon mal dort waren, wissen dies, und alle anderen sind dazu 
eingeladen, sich ein Bild vor Ort zu machen. Nach Basel-Stadt und Allschwill gab es auch Gesprä-
che mit Frankreich, denn ohne Frankreich geht es nicht. Ohne Frankreich müssten auf Schweizer 
Boden nicht wünschenswerte Kompromisse eingegangen werden. Wertvolles Gewerbeland müss-
te verwendet und möglicherweise würden Enteignungen nötig werden. Damit einhergehend käme 
es zu zeitlichen Verzögerungen und zu unabsehbaren zeitlichen sowie finanziellen Folgen. Diese 
Rückfallebene ist in der Landratsvorlage zwar enthalten, aber sie soll, wenn immer möglich, ver-
mieden werden. Nach der Vereinbarung mit Basel-Stadt, der Abstimmung mit Allschwil und dem 
Konsens mit Frankreich ist man nun heute hier im Parlament, dem grünes Licht für den Projektie-
rungskredit beantragt wird. Seit 2019 wurde alles Nötige unternommen, damit die Projektierung 
nicht für nichts gemacht wird. Das Ziel ist, am Ende ein handfestes Resultat zu haben. Nämlich, 
dass das Bachgrabengebiet in zehn oder 15 Jahren mit dem öffentlichen Verkehr, mit dem Velo 
und strassenseitig gut angebunden ist. Wenn irgendjemand Zweifel daran hat, dass ausreichend 
dimensioniert wird, dann muss der Redner ganz klar widersprechen. Es wird mit dem Vollausbau 
des Bachgrabenareals geplant und gerechnet. So wie der ZUBA jetzt geplant ist, ist er notwendig 
und leistungsfähig. Es stört ihn, wenn der ZUBA als Schmalspurlösung bezeichnet wird. Erstens ist 
er das einzige realistische Projekt – wer eine zweite Tunnelröhre möchte, darf gerne mit Basel-
Stadt diskutieren – und zweitens ist er leistungsfähig und alternativlos. Bislang hat Regierungsrat 
Isaac Reber in der Diskussion keine echte Alternative zum Vorliegenden gehört. Wenn jemand 
eine gute Idee hat, kann gerne über Alternativen diskutiert werden, aber ohne solche wäre es rich-
tig, grünes Licht für die Projektierung zu geben. 
Nochmals zur Erinnerung: Nebst der Erschliessung kann der ZUBA Wohnquartiere in Basel, All-
schwil und Frankreich entlasten. Von verschiedenster Seite war zu hören, der ZUBA bringe dem 
Baselbiet gar nichts. Der Redner findet es ehrlich gesagt auch gut, wenn die Verkehrssituation in 
Frankreich verbessert wird und die Menschen dort besser schlafen können – oder in Basel-Stadt, 
weil dort die Wohnquartiere entlastet werden. Dies liegt ein Stück weit auch in der Verantwortung 
des Kantons Basel-Landschaft. Und weshalb? Es geht um die Erschliessung eines Arbeitsgebiets, 
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das nicht nur von kantonaler Bedeutung ist, sondern ein Forschungs- und Entwicklungsgebiet mit 
globaler Strahlkraft. Forschungsteams der Universität und der ETH sind dort angesiedelt, das 
Swiss TPH, der erste Innovationspark der Schweiz, viele international renommierte Life Science-
Unternehmen und aufstrebende Jungfirmen. Das dient dem Kanton Basel-Landschaft. Ein guter 
Teil der heutigen und erst recht der künftigen Steuereinnahmen kommt von dort und wird von dort 
kommen – auch für den Finanzausgleich. Es handelt sich also nicht nur um ein Projekt für All-
schwil oder für diesen Teil des Kantons, sondern um ein Projekt für den ganzen Kanton Basel-
Landschaft. Es wäre gut, die Diskussionen nun abzuschliessen, einen Schritt weiterzugehen und 
den ZUBA konkret ins Visier zu nehmen. Wenn der Redner ZUBA sagt, dann sind die Verbesse-
rungen der ÖV-Anbindung und für den Veloverkehr immer mitgemeint. An den drei Schlüsselpro-
jekten wird parallel gearbeitet, die nötigen Vereinbarungen wurden getroffen – mittlerweile wurde 
auch vereinbart, dass Basel-Stadt die ÖV-Anbindung nicht nur plant, sondern auch finanziert – und 
das Commitment ist somit vorhanden. Alle diese Projekte sind im Agglomerationsprogramm der 4. 
und 5. Generation enthalten; beim Agglomerationsprogramm handelt es sich um das Programm 
der ganzen Region, der beiden Kantone und Frankreich. Was verknüpft und gesichert werden 
konnte, wurde gesichert. Nun braucht es auch etwas Vertrauen in die Partner. Für die ÖV-
Anbindung ist Basel-Stadt zuständig. Jenen, die daran zweifeln, ob die ÖV-Anbindung wirklich 
kommen wird, sei gesagt, dass Basel-Stadt für eine leistungsfähige ÖV-Anbindung ein guter Ga-
rant sein sollte. 
Regierungsrat Isaac Reber lädt die Landratsmitglieder dazu ein, jetzt die Reihen zu schliessen, 
den Projektierungskredit zu beschliessen und die gestellten Anträge abzulehnen. Er versteht zwar 
die Anträge, aber das Projekt ist schon kompliziert genug, es bestehen eigentlich bereits heute zu 
viele Abhängigkeiten – man wäre froh, es wären weniger – und man ist nicht bereit, neue Abhän-
gigkeiten zu schaffen. Diese würden weder dem Projekt noch dem Ganzen dienen. Sie würden 
nicht nur die Strassenerschliessung gefährden, sondern alles Geplante. Die Gefahr würde drohen, 
dass man in zehn oder 15 Jahren immer noch am gleichen Punkt wäre wie heute. 

://: Eintreten ist unbestritten. 

− Detailberatung Landratsbeschluss 

Ziffern 1–6 

Keine Wortbegehren. 

Karl-Heinz Zeller (Grüne) stellt folgende Anträge auf zusätzliche Beschlussziffern: 

7. Kanton BL – BS: Der Projektkredit wird erst freigegeben, wenn ein rechtskräftiger positiver Beschluss des Grossen Rats 

BS (inklusive allfälliges Referendum) zum ZUBA und ein positiver Beschluss zum Projektkredit für das Tram Bachgraben 
vorliegt. 

8. Kanton BL – Gemeinde Allschwil: Der Projektkredit wird erst freigegeben, wenn ein positiver Beschluss inkl. Routenfüh-
rung für eine Velovorzugsroute für die Erschliessung des Bachgrabengebiets durch den Einwohnerrat Allschwil vorliegt. 

9. Kanton BS – BL (Tram): Der Projektkredit wird erst freigegeben, wenn ein rechtskräftiger positiver Beschluss des Land-
rats BL (inklusive allfälliges Referendum) zum neuen Tram vorliegt. 

Er stellt die Anträge als freidenkender Landrat und nicht aus Scheinheiligkeit. Er ist auch nicht da-
für verantwortlich, was andere Grüne machen, sondern nur für sein eigenes Votum, zu dem er zu 
100 % steht. Karl-Heinz Zeller möchte den Projektierungskredit, aber auch die entsprechenden 
Verbindlichkeiten und Garantien. 

Keine Wortbegehren. 

://: Die neue Beschlussziffer 7 wird mit 58:21 Stimmen bei 6 Enthaltungen abgelehnt. 

://: Die neue Beschlussziffer 8 (respektive 7) wird mit 58:21 Stimmen bei 6 Enthaltungen ab-
gelehnt. 
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://: Die neue Beschlussziffer 9 (respektive 7) wird 58:23 Stimmen bei 4 Enthaltungen abge-
lehnt. 

− Rückkommen 

Es wird kein Rückkommen verlangt. 

− Schlussabstimmung Landratsbeschluss 

://: Mit 74:10 Stimmen bei 1 Enthaltung wird dem Landratsbeschluss zugestimmt. 

Landratsbeschluss 
betreffend ZUBA Zubringer Bachgraben – Allschwil, Genehmigung des Generellen Projek-
tes und Ausgabenbewilligung für die Erarbeitung des Bauprojektes 
 
vom 10. Februar 2022 
 
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 
 
1. Das Generelle Projekt für den Zubringer Bachgraben – Allschwil wird unter gleichzeitiger Ertei-

lung des Enteignungsrechts beschlossen.  
2. Für das Projekt Zubringer Bachgraben – Allschwil, wird die erforderliche neue einmalige Aus-

gabe für die Projektierung von 15‘900‘000 Franken (inkl. MwSt.) mit einer Kostengenauigkeit 
von +/-10 % bewilligt. 

3. Für das Projekt Zubringer Bachgraben – Allschwil, wird für vorgezogenen Landerwerb eine 
neue einmalige Ausgabe für die Projektierung von 2‘500‘000 Franken (inkl. MwSt.) mit einer 
Kostengenauigkeit von +/-10 % bewilligt. 

4. Der Regierungsrat wird beauftragt, die in seiner Kompetenz liegenden, erforderlichen Vorkeh-
rungen zu treffen, um eine Grenzverschiebung zwischen Frankreich und der Schweiz im Be-
reich des Abschnitts Rue de Bâle zu ermöglichen. 

5. Ziff. 1 dieses Beschlusses untersteht gemäss § 31 Absatz 1 Buchstabe a. der Kantonsverfas-
sung in Verbindung mit § 14 Absatz 6 des kantonalen Strassengesetzes, die Ziff. 2 und 3 des 
vorliegenden Landratsbeschlusses unterstehen gemäss § 31 Absatz 1 Buchstabe b der Kan-
tonsverfassung der fakultativen Volksabstimmung. 

6. Ziff. 4 dieses Beschlusses tritt nur in Kraft, sofern die Ziff. 1, 2 und 3 dieses Beschlusses in 
Rechtskraft erwachsen. 

  

 

Nr.  1359 

4. Erbringung und Abgeltung von Gemeinwirtschaftlichen und besonderen Leistun-
gen (GWL) des Kantonsspitals Baselland (KSBL) für die Jahre 2022 bis 2025; Aus-
gabenbewilligung 

 2022/5; Protokoll: bw 

Kommissionspräsident Christof Hiltmann (FDP) geht davon aus, nicht weiter ausführen zu müs-

sen, dass Leistungen, die nicht über die obligatorische Krankenpflegeversicherung finanziert wer-
den, sondern vom Kanton separat abgegolten werden müssen, unter dem Begriff «Gemeinwirt-
schaftliche und besondere Leistungen» (GWL) zusammengefasst werden. Ein solches GWL-Paket 
steht nun für die Jahre 2022-2025 an. Es umfasst altbekannte Bausteine wie beispielsweise die 
Weiterbildung von Assistenzärztinnen und Assistenzärzten oder Vorhalteleistungen für die Notfall-
versorgung. Insgesamt sollen in den Jahren 2022 bis 2025 Leistungen im Umfang von 
CHF 42,488 Mio. (CHF 10,622 Mio. pro Jahr) eingekauft werden. Die Beträge sind als Maximalbe-
trag zu verstehen. Bei der Erstellung der Vorlage wurden erstmals die GWL-Prinzipien angewandt. 
Diese haben zum Ziel, ein systematisches Vorgehen über den ganzen Bestell- und Abrechnungs-



 

Protokoll der 45. Sitzung vom 10. Februar 2022 2247  

prozess von GWL und somit grösstmögliche Transparenz für die Entscheidungsträger sicherzu-
stellen. Im Unterschied zu früheren GWL-Perioden ist die Finanzierung der Rettungsdienstleistun-
gen nicht mehr Teil dieser Vorlage. Diese Abgeltungen werden dem Landrat in der Vorlage 2022/6 
separat unterbreitet. 
Die Kommissionsmitglieder würdigten einhellig die im Vergleich zu früher verbesserte Transparenz 
und Nachvollziehbarkeit der GWL-Vorlage. Sie habe dank der erstmalig angewendeten GWL-
Prinzipien deutlich an Substanz gewonnen. An einigen Stellen wurde die Vorlage allerdings auch 
bemängelt. Dies betraf zum einen eine gewisse Unschärfe bei der Abgeltung der sozialdienstli-
chen Leistungen, wo der exakte Bedarf (noch) nicht ausgewiesen werden konnte. Andererseits 
wurde die Kritik an den GWL für die nächtlichen Vorhalteleistungen auf der Notfallstation sowie die 
Mitfinanzierung der ärztlichen Weiterbildung erneuert. Ebenso wurde auf den altbekannten Sys-
temfehler hingewiesen, der dadurch entsteht, dass der Kanton für Leistungen einspringen muss, 
die durch das Krankenversicherungsgesetz (KVG) nicht gedeckt sind. Der umstrittenste Punkt be-
traf die Vorhalteleistungen für die Notfallversorgung zwischen 22 und 6 Uhr in den Spitälern Liestal 
und Bruderholz. Die Vorlage unterscheidet zwischen Leistungen, die nach ambulanten Tarifen 
abgerechnet werden und nach solchen, die nach stationären Tarifen abgerechnet werden. Zur 
Frage nach der Notwendigkeit dieser Abgrenzung erläuterte die Direktion, dass die Unterschei-
dung im Sinne der geforderten Transparenz vorgenommen wurde, zumal es sich um unterschiedli-
che Tarifierungen (Tarmed/DRG) handle. 
Eine Frage betraf die Unterschiede zwischen den Notfallstationen des KSBL und jenen von we-
sentlich günstigeren Privatkliniken. In der Kommission wurde argumentiert, dass sich das KSBL 
als Grundversorgerspital für das Basispaket beworben habe, das eine vollausgerüstete Notfallsta-
tion vorschreibe, und es somit nicht zwingend Anspruch auf Vergütung der in diesem Bereich an-
fallenden Mehrkosten habe. Zudem funktionieren Notfallstationen einerseits als Eintrittspforte, an-
dererseits als Gratiswerbung für die dahinterstehenden Leistungen. Andere Spitäler müssten dafür 
viel mehr investieren, um ihre Produkte zu vermarkten. Die Direktion erklärte, dass das KSBL eine 
vollwertige Notfallstation mit spezialisierten und teils hochspezialisierten medizinischen Möglichkei-
ten biete, während die kleineren Privatspitäler wesentlich reduzierter fahren. Aufwändigere Fälle 
können dort nicht behandelt und müssen ans KSBL weitergeleitet werden. Dazu muss das KSBL 
sehr teure Infrastrukturen vorhalten, insbesondere OPS- und IPS-Kapazitäten inkl. diagnostische 
und Facharztvorhalteleistungen, wie sie in der Region nebst dem KSBL einzig das USB und (mit 
Einschränkungen) das Claraspital vorhalten. Das Personal wiederum lasse sich nur in dem Rah-
men einsetzen, wofür es bezahlt werde. Die Präsenz auf der Station ist zwingend, da ein schnelles 
Eingreifen jederzeit gewährleistet sein müsse. 
Ein weiteres Thema war die Weiterbildung von Assistenzärztinnen und Assistenzärzten zum 
Facharzttitel. Einzelne Kommissionsmitglieder erneuerten ihre in vorangegangenen GWL-
Debatten geäusserten grundsätzlichen Bedenken. Das Spital profitiere wesentlich von diesen Ar-
beitskräften, die quasi für einen «Lehrlingslohn» den Betrieb am Laufen halten, so dass dem Auf-
wand der Weiterbildung ein Mehrwert durch die günstiger erbrachte Personalleistung gegenüber-
stehe. Dem wurde nicht grundsätzlich widersprochen, jedoch – auch aus den Reihen der Kommis-
sion – darauf hingewiesen, dass die Weiterbildung im Interesse nicht nur des Spitals, sondern des 
Kantons und seiner Gesundheitsversorgung sei. Ein Verzicht auf diese Stellen würde einem radi-
kalen Systemwechsel gleichkommen und hätte zur Folge, dass mehr Ärztinnen und Ärzte aus dem 
Ausland angeworben werden müssten. 
Ebenfalls zu Diskussionen Anlass gaben die sozialdienstlichen Leistungen. Diese beinhalten die 
soziale Betreuung der Patienten und deren Umfeld, Organisation der Nachversorgung, Interaktion 
mit den entsprechenden staatlichen Behörden und privaten Institutionen sowie Beratung in sozial-
rechtlichen Themen. Für diesen Posten weist das KSBL CHF 1,56 Mio. pro Jahr an ungedeckten 
Kosten aus. Die anderen Spitäler im Kanton Basel-Landschaft erbringen ähnliche Leistungen und 
wären somit ebenfalls abgeltungsberechtigt. Aufgrund von direktionsinternen Verzögerungen 
konnten diese jedoch nicht rechtzeitig die benötigten Rückmeldungen geben. In Übereinstimmung 
mit dem KSBL gilt der ausgehandelte Betrag als Kostendach für sämtliche Leistungen in diesem 
Bereich. Einzelne Mitglieder fanden es unbefriedigend, dass bei dieser Leistung auf Annahmen 
zurückgegriffen werden musste. Ein Mitglied meinte, dass man sich hätte überlegen können, die 
Leistung auszuschreiben und eine Institution damit zu beauftragen, den Sozialdienst für alle Spitä-
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ler zu erbringen. 
Bei den Verhandlungen zwischen dem Kanton und dem KSBL zu Leistungen und Abgeltung wur-
den erstmals die neu erstellten GWL-Prinzipien angewandt. Diese haben zum Ziel, ein systemati-
sches Vorgehen über den ganzen Bestell- und Abrechnungsprozess von GWL und somit grösst-
mögliche Transparenz für die Entscheidungsträger sicherzustellen. Die Prinzipien sind unterteilt in 
zwingend zu erfüllende Voraussetzungen, in Anforderungen beim Leistungserbringer und in Vor-
gaben betreffend die Umsetzung in der Verwaltung. Die finanzielle Abgeltung erfolgt nicht mehr als 
Pauschale über alle GWL, sondern über die effektiv ausgewiesenen Kosten unter Berücksichti-
gung eines Kostendachs pro Leistung. 
Die neue Systematik führt in den einzelnen Leistungsgruppen sowohl zu Minder- als auch zu 
Mehrkosten gegenüber den bisherigen GWL-Vorlagen. Die Anwendung der GWL-Prinzipien hat 
u.a. dazu geführt, dass für die Bestellung und Abgeltung der GWL im Bereich des Rettungswesens 
neu mehrere Leistungserbringer einbezogen werden und dem Landrat hierfür eine separate Fi-
nanzierungsvorlage unterbreitet wird. 
Ein weiteres Thema gab zu reden: Der Landrat stimmte im Jahr 2020 einer Ausgabe in Höhe von 
CHF 3,4 Mio. zugunsten des Regionalen Gesundheitszentrums (RGZ) Laufen für die Jahre 2021-
2024 zu, um die nicht kostendeckenden Leistungen in den Nachtstunden des 7/24-Notfall-Walk-In 
abzudecken. Damit endet die Ausgabenbewilligung für das RGZ ein Jahr vor Ablauf der KSBL-
Vorlage (2025). Ein Kommissionsmitglied befürchtete im Falle einer Erneuerung der RGZ-Vorlage 
eine politisierte Laufentaldebatte. Es beantragte deshalb, die aktuelle Vorlage um CHF 850'000.– 
(was den Kosten für ein Jahr RGZ-Notfall entspricht) zu erhöhen. Damit würde die 2025 entste-
hende Finanzierungslücke gefüllt und die Laufener GWL könnten anschliessend nahtlos in die 
KSBL-Vorlage integriert werden. Die Mehrheit der Kommission verstand zwar den Wunsch für eine 
mittelfristige Einbettung des Laufentaler Angebots in die KSBL-Vorlage, war jedoch von den Ar-
gumenten nicht überzeugt. Auch die Direktion wies darauf hin, dass in der Vorlage zum RGZ Lau-
fen eine Überprüfung der Leistung in Aussicht gestellt wurde. Dies wäre aber eine Voraussetzung 
für eine – an sich wünschenswerte – Integration. Solange diese nicht stattgefunden habe, fand 
auch die Kommissionsmehrheit, sollte dem Neuling keine «Carte blanche» erteilt werden. Zudem 
hätte der Regierungsrat immer noch die Möglichkeit, den Betrag für eine einjährige Fortführung im 
Rahmen seiner Kompetenzen eigenständig zu sprechen. Die Kommission lehnte den Antrag mit 
9:3 Stimmen ab. 
Einverstanden zeigte sich die Kommission mit der Abschreibung des Postulats 2020/71 «Künftige 
Ausschreibung von GWL in der Spitalplanungsregion». Ein Mitglied stellte jedoch fest, dass der 
Enthusiasmus des Regierungsrats für eine Ausschreibung der Leistungen nicht sehr gross sei. 
Immerhin seien Anstrengungen in diese Richtung festzustellen. Mehr wäre wünschenswert. Nach 
kurzer Diskussion sprach sich die Kommission mit 12:0 Stimmen für die Abschreibung aus. 
Die VGK beantragt dem Landrat mit 11:1 Stimmen, gemäss dem unveränderten Landratsbe-
schluss zu beschliessen. 

− Eintretensdebatte 

Urs Roth (SP) sagt, die Vorlage habe gegenüber denjenigen vergangener Jahre wesentlich an 

Transparenz und Substanz gewonnen. Die erstmals angewendeten GWL-Prinzipien haben sich 
bewährt: bei den Verhandlungsgesprächen zwischen Kanton und KSBL, bei der Ausgestaltung der 
Kreditvorlage und auch im Rahmen der politischen Würdigung der Vorlage in der VGK. Die SP-
Fraktion wird das Geschäft einstimmig unterstützen. Auf drei Punkte wird kurz eingegangen: 
1. Weiterbildung der Ärztinnen und Ärzte zum eidg. Facharzttitel (CHF 3,3 Mio.): Dabei handelt es 
sich um einen klassischen GWL-Bereich. Die Gesetzgebung auf eidgenössischer Ebene gibt vor, 
dass der Bereich der Lehre und Forschung nicht über die Tarife der obligatorischen Krankenpfle-
geversicherung, sondern separat davon von den Kantonen über die GWL finanziert werden müs-
sen. Hier kommen Normsätze der Kantone (GDK) zur Anwendung. Da diese – wie verschieden 
Studien schon aufgezeigt haben – nicht kostendeckend sind, verbleibt ein Finanzierungsanteil 
beim Spital. Von einer Überfinanzierung kann sicher nicht gesprochen werden. 
2. Vorhalteleistungen Notfallversorgung ambulant und stationär (CHF 5,0 Mio.): Urs Roth hat die 
unzureichende Abgeltung dieses Leistungsbereichs bei der letztjährigen Beratung der GWL-
Vorlage im Landrat stark kritisiert. Die aktuelle Vorlage ist nun konsistent. Berücksichtigt werden 
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die Vorhalteleistungen an beiden Standorten Liestal und Bruderholz. Die Kriterien wurden ge-
schärft. Es muss zwischen den OKP-pflichtigen Leistungen des Notfalls, wo der Aufwand über 
Tariferträge zu decken ist, und den Vorhalteleistungen unterschieden werden. Diese sind Gegen-
stand der vorliegenden GWL-Abgeltung durch den Kanton. Die kalkulatorische Herleitung ist dies-
mal klar begründet und ausgewiesen. 
3. Die Abgeltungsmodule für die Medizinische Notrufzentrale (MNZ), die spitalexterne Onkologie-
pflege (SEOP) sowie die Katastrophenhilfe sind völlig unbestritten. Der einzige Schwachpunkt der 
Vorlage ist womöglich der Bereich der Abgeltung der sozialdienstlichen Leistungen, da diese in der 
Gesamtheit zwar bekannt sind (Kreditlimite von rund CHF 1,6 Mio.), aber die Aufteilung der Mittel 
auf das KSBL (Hauptteil) und weitere Spitäler nach einheitlichen Kriterien noch konkreter ausge-
staltet werden muss. Auch hier gilt es zu differenzieren, welche Kosten als OKP-pflichtige Leistun-
gen über die Tarife und welche separat über die GWL durch den Kanton zu vergüten sind. 
Zum Schluss noch ein Ausblick: Der Regierungsrat plant, die GWL-Vorlagen in vier Jahren mit 
dem Nachbarkanton Basel-Stadt für eine Folgeperiode zu harmonisieren. Gegen das Abstimmen 
der GWL-Kriterien und Abgeltungsprinzipien ist an sich nichts einzuwenden. Einer Harmonisierung 
sind aber auch gewisse Grenzen gesetzt: Neben dem Kanton Genf gibt der Kanton Basel-Stadt 
schweizweit mit Abstand am meisten für die GWL-Abgeltung aus; ein Mehrfaches im Vergleich zu 
unserem Kanton. Wir befinden uns im schweizweiten Vergleich im Mittelfeld und sind damit gut 
gefahren. Hier muss man die Grenzen der Harmonisierung sehen. 
Die SP-Fraktion wird der Vorlage und somit auch der Abschreibung des Postulats «künftige Aus-
schreibung von GWL in der Spitalplanungsregion» einstimmig zustimmen. 

Peter Brodbeck (SVP) findet es erfreulich, dass sich die GWL neu nach klar definierten Prinzipien 
richten und der Prozess damit klar strukturiert worden sei. Weniger erfreulich ist die finanzielle Last 
für den Kanton. Hier muss man die einzelnen GWL zusammenzählen. GWL UKBB: 
CHF 29,036 Mio.; GWL Psychiatrie Baselland CHF 19,065 Mio.; Weiterbildung Facharzttitel in den 
Privatspitälern CHF 1,305 Mio.; Notfallstation Laufen CHF 3,4 Mio.; die vorliegenden GWL in Höhe 
von CHF 42,488 Mio.; dazu kommt noch der Rettungsdienst mit CHF 4,093 Mio. in einer nächsten 
Vorlage. Total macht dies rund CHF 100 Mio. oder CHF 25 Mio. pro Jahr aus. Das ist eine grosse 
Summe. Mit dem neuen Krankenversicherungsgesetz müssen die Kantone mindestens 55 % der 
stationären Kosten tragen. Das macht neu auch nochmal rund CHF 450 Mio. für Baselland aus. Im 
ambulanten Bereich tragen die Krankenkassen die Kosten, wobei die Tarife über alles gesehen 
nicht kostendeckend sind und schon seit Jahren nach einer neuen Lösung gesucht wird. Suchte 
man mit der Einführung der Fallkostenpauschale mehr Wettbewerb unter den Spitälern und mehr 
Qualität, muss man heute feststellen, dass sich bislang wenig geändert hat. Obwohl eine direkte 
Finanzierung der eigenen Spitäler durch die Kantone neu verboten ist, werden unter dem Deck-
mantel der GWL weiterhin Millionen in Spitäler gepumpt. Urs Roth hat es gesagt: Baselland befin-
det sich hierbei zwar im Mittelfeld, andere Kantone pushen ihre eigenen Spitäler aber sehr unver-
schämt. Wenn sich Parlamentarier dazu aufmachen, die Zahlen kritisch zu hinterfragen, dann wird 
man immer wieder als Totengräber der eigenen Spitäler verunglimpft. Das ist aber keinesfalls die 
Absicht. Tatsache ist, dass es sich beim Gesundheitswesen um ein Milliardengeschäft handelt, an 
dem viele Player gut bis unverhältnismässig verdienen. Mittragen müssen dies die Prämienzah-
lenden und die Kantone. Ein weiteres Stichwort hierzu sind die Prämienverbilligungen. 
Die VGK kann sich wenigstens rühmen, nie bei den kritischen Fragen nachgelassen zu haben. Ein 
erster Erfolg sind die GWL-Prinzipien. Es darf nun aber nicht nachgelassen werden. Die Finanzie-
rung der Weiterbildung der Ärzte zum Facharzttitel ist weiterhin zu hinterfragen und zwar auf ge-
samtschweizerischer Ebene, auch vor dem Hintergrund, dass Grundversorgerspitäler ohne Eins-
ätze von Assistenzärzten kaum funktionieren könnten. Auch beim Notfall ist die Vorhalteleistung zu 
hinterfragen. Ein Spital mit Hunderten von Betten benötigt die Vorhalteleistungen auch ohne Not-
fall. Auch die sozialdienstlichen Leistungen dürfen durchaus hinterfragt werden. Es gibt also noch 
genügend Diskussionsstoff für die nächsten GWL-Vorlagen, bei deren Behandlung in vier Jahren 
Peter Brodbeck aber nicht mehr dabei sein wird. 
Es wurde gesagt, dass in der Kommission ein Antrag gestellt wurde, die GWL für die Notfallstation 
Laufen um ein Jahr zu verlängern, um danach mit einer Vorlage weiterzuarbeiten. Die VGK-
Mitglieder der SVP stimmten dem Antrag aufgrund sachlicher Argumente nicht zu. Im Gegensatz 
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zu den GWL, bei denen Zahlen aus der Buchhaltung zur Verfügung stehen, muss man sich bei der 
Notfallstation auf Schätzungen verlassen. Es gab ja auch zwei Offerten: eines privaten Anbieters 
und des KSBL, wobei der private Anbieter wesentlich günstiger war. Man darf aber durchaus auch 
anerkennen, dass es sich bei den rund CHF 850'000.– pro Jahr um einen Dachbetrag handelt. 
Auch wenn nun um ein Jahr verlängert wird, bedeutet dies nicht, dass – sollten die Leistungen 
günstiger werden – diese CHF 850'000.– für ein weiteres Jahr gezahlt werden müssen. Die SVP-
Fraktion hat diesen Antrag noch einmal besprochen. Unter dem Aspekt, dass das Gesundheitssys-
tem im Kanton als Gesamtes betrachtet werden muss und es nicht zielführend ist, in vier Jahren 
eine weitere Laufentaler Gesundheitsdebatte führen zu müssen, kann sich die SVP mit der Erhö-
hung des Betrags einverstanden erklären. Dazu sei aber Folgendes erwähnt: Es entsteht stets der 
Eindruck, das Laufental sei in punkto Gesundheitswesen benachteiligt. In der bevorstehenden 
Vorlage zum Rettungsdienst wird erwähnt, dass bei lebensbedrohenden Einsätzen der Rettungs-
wagen innerhalb 15 Minuten beim Patienten sein müsste. Die Vorlage zeigt auf, dass diese 15 
Minuten in den Agglomerationsgemeinden im Unterbaselbiet zu 90 % eingehalten werden können. 
Im Oberbaselbiet ist dies aber nur etwa zu 82-92 % der Fall. Das heisst: Auch das Oberbaselbiet 
hat manchmal noch gewisse Defizite im Gesundheitsbereich – auch das darf einmal erwähnt wer-
den. Es ist nicht immer nur das Laufental. Insofern ist es richtig, den ganzen Kanton als Einheit zu 
betrachten, weshalb die SVP dem Antrag und auch der Vorlage zustimmen wird. 

Rahel Bänziger (Grüne) meint ironisch, sie freue sich jedes Jahr auf die GWL... Noch nie lagen 
sie aber in einer derartigen Transparenz vor – das ist lobend zu erwähnen. 
Bestellte Leistungen müssen natürlich auch bezahlt werden. Die Grüne/EVP-Fraktion sieht viele 
Punkte gut erklärt und kann diesen zustimmen. Es gibt aber vor allem einen Punkt, der nicht zur 
Zufriedenheit geklärt werden konnte. Zum ersten Mal werden in dieser Vorlage Vorhalteleistungen 
in ambulante und stationäre Vorhalteleistungen aufgeteilt. Während die ambulanten Vorhalteleis-
tungen im Notfall logisch und verständlich sind – hier ist die Unterdeckung aufgrund von Tarmed 
klar ausgewiesen –, sind die stationären Vorhalteleistungen nicht über alle Zweifel erhaben und 
scheinen einer seltsamen Logik zu folgen. Die stationären Vorhalteleistungen werden im Basispa-
ket, für das sich das KSBL beworben hat, verlangt. Diese müssen also ohnehin vom Spital bereit-
gestellt werden – auch für die intern liegenden Patientinnen und Patienten, denn auch diese kön-
nen in der Nacht zu einem Notfall werden, der sofortiges ärztliches Handeln erfordert. Wenn aber 
die Leistungen sowieso bereitgestellt werden müssen, kann man es sich nicht so einfach machen, 
dafür lediglich 5 % der effektiven Kosten abzuziehen und für die restlichen 95 % den Aufwand über 
die GWL einzufordern. Das erscheint in dieser sonst sehr präzisen Vorlage zu handgestrickt und 
zu einfach. Zudem darf nicht vergessen werden, dass der Notfall eine Eintrittspforte ins Spital ist 
und immerhin 50 % der stationären Austritte generiert. Der Notfall ist also quasi eine Gratiswer-
bung für das KSBL. Andere Spitäler müssen viel Geld in Werbekampagnen investieren, um Pati-
entinnen und Patienten zu akquirieren. 
Immerhin gab die VGD nicht allen GWL-Forderungen des KSBL nach. Bei der ärztlichen Weiterbil-
dung sowie bei der Lehre und Forschung wurden den GWL-Forderungen des KSBL nur teilweise 
oder gar nicht nachgegeben. Das mag neben der grösseren Transparenz mit ein Grund dafür sein, 
dass ein Teil der Grüne/EVP-Fraktion der Vorlage zustimmen wird. Ein anderer Teil wird sie je-
doch ablehnen, noch mehr werden sich enthalten, wie dies in den letzten Jahren stets der Fall war. 
Es gilt aber die Entwicklung der GWL genau im Auge zu behalten, werden sie doch immer teurer. 
Früher waren es CHF 13 Mio. pro Jahr. Nun kommt eine Vorlage mit nur noch CHF 10,6 Mio. Al-
lerdings sind die CHF 0,85 Mio. vom Laufental-Notfall und die CHF 4 Mio. der Rettungsdienste 
dazu zu rechnen. Insgesamt landet man also bei fast CHF 15 Mio. im Jahr, und dies im Vergleich 
zu den früheren CHF 13. Mio. – und dies bei steigender Tendenz. 
Das Schlimmste ist der Systemfehler, dass der Kanton für die Unterdeckung der medizinischen 
Leistungen, also für das, was von den Krankenkassen nicht bezahlt wird, einspringen muss. Im 
Gegensatz zum Kanton fahren die Krankenkassen relativ hohe Gewinne ein. Der Kanton blutet 
und die Krankenkassen machen Gewinn – so darf es nicht weitergehen. 
Den angekündigten Antrag, die CHF 0,85 Mio. für den Notfall im Laufental in die vorliegende Vor-
lage aufzunehmen, wird die Grüne/EVP-Fraktion ablehnen. Bei der Kreditbewilligung sagte die 
Fraktion, dass sie eine Evaluation haben möchte. Gegen eine spätere Zusammenlegung der bei-
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den GWL-Vorlagen ist gar nichts einzuwenden. Es geht nicht darum, eine Laufentaldebatte zu 
führen, sondern eine Bedarfskontrolle durchzuführen, um festzustellen, ob es überhaupt ein Be-
dürfnis der Laufentaler Bevölkerung ist, dort einen Notfall zu haben. Es kann ja sein, dass es noch 
mehr braucht, es kann aber auch sein, dass es weniger braucht. Bevor ein Blankocheck ausge-
stellt wird, möchte die Grüne/EVP-Fraktion diese Evaluation abwarten. 
Mit der Abschreibung des Postulats ist die Grüne/EVP-Fraktion einverstanden. 

Sven Inäbnit (FDP) führt aus, die drei Buchstaben «GWL» hätten im Landrat in den letzten Jahren 

stets für eine Art Trauerstimmung gesorgt. Es handle sich um eine Blackbox und sei intransparent, 
niemand wusste, was genau dahintersteckt und ob die Zahlungen gerechtfertigt seien. 
Die zurückliegenden Debatten haben aber endlich gefruchtet. Die GWL-Kriterien, die nun auf die 
Offerten der Leistungserbringer angewendet wurden, zeigen, dass möglich ist, Transparenz zu 
schaffen. Damit ist das Problem des Systemfehlers natürlich nicht behoben – das ist und bleibt so. 
Aber daran kann der Kanton nichts ändern. Das ist Bestandteil des KVG. Die FDP-Fraktion ist froh 
über die nun vorhandene Transparenz, die dazu führt, dass beurteilt werden kann, ob die Beträge 
tatsächlich den vom Kanton bestellten Leistungen entsprechen. Im Sinne der Gesundheitsversor-
gung seiner Bevölkerung muss der Kanton diese Leistungen bestellen. 
Der Landrat soll nun weg von der Kritik an den GWL kommen. Diese sind, wie sie sind. Dem KSBL 
und der VGD wird dafür gedankt, dass hier ein Schritt vorwärts gemacht werden konnte und dass 
den Mitgliedern der VGK wesentliche Informationen zugestellt wurden, die belegen, dass die Vor-
lage Hand und Fuss hat. Würde bei anderen Vorlagen zu anderen Themen ähnlich detailliert hin-
geschaut, würden einige Vorlagen deutlich anders aussehen. Bei den GWL wurde ein Schritt vor-
wärts gemacht. Es ist Licht am Ende des Tunnels zu erkennen. Ganz durch den Tunnel ist man 
aus Sicht der FDP-Fraktion allerdings noch nicht, weil das Thema Ausschreibungen nicht so en-
thusiastisch verfolgt wurde, wie es vorstellbar gewesen wäre. Es gibt Grenzen – das ist zu akzep-
tieren, aber in einer nächsten Ausschreibung in vier Jahren sollte das eine oder andere etwas kre-
ativer angegangen werden. 
Die FDP-Fraktion teilt auch die bereits erwähnten Vorbehalte bezüglich die Finanzierung der Not-
fallvorhalteleistungen. Auch beim Sozialdienst wurde ein Schnellschuss gemacht – in dieses The-
ma muss noch mehr investiert und weitere Lösungen gefunden werden. 
Summa summarum sieht die FDP-Fraktion einen grossen Fortschritt. Die Systemproblematik muss 
auf Bundesebene weiterverfolgt werden. Die FDP-Fraktion wird der Vorlage und der Abschreibung 
des Postulats zustimmen. Die Fraktion wird prüfen, ob die Ausschreibungstiefe in den nächsten 
Jahren tatsächlich verstärkt wird. 

Marc Scherrer (Die Mitte) möchte nicht alles wiederholen, was bereits gesagt wurde. Auch die 

Mitte/glp-Fraktion kommt zum selben Schluss. Die GWL-Prinzipien wurden vom Landrat seit Jah-
ren gefordert und jetzt wurden sie realisiert und angewendet. Es ist folgerichtig, dass Prüffragen 
gestellt werden wie, ob Leistungen ausgeschrieben werden können oder sollen. Dies wurde mehr 
oder weniger gut gemacht. Es gibt aber auch weitere Prüffragen wie beispielsweise, ob der Leis-
tungserbringer eine zweckgebundene Verwendung nachweist oder nicht. Im Grossen und Ganzen 
sind die Prinzipien aber sehr gut. Hinzu kommt auch, dass die GWL nicht mehr pauschal ausge-
richtet werden, sondern nur noch nach effektiven Kosten abgerechnet werden können – und be-
sonders wichtig, dass GWL nach dem Vorsichtsprinzip berechnet wurden. Das bedeutet, dass 
vielleicht zu tiefe GWL errechnet wurden, was die Wahrscheinlichkeit einer Doppelverrechnung im 
Zusammenhang mit dem KVG nahezu ausschliesst. 
Dass der Notfall 24/7 in Liestal wieder drin ist, ist unschön, war aber zu erwarten. Auch nicht schön 
ist, dass die Weiterbildung der Assistenzärzte – von der man bereits jetzt weiss, dass sie nicht 
kostendeckend erbracht werden kann – unterdeckt in der Vorlage enthalten ist. All dies wurde aber 
bereits in der Kommission diskutiert. Letztlich handelt es sich um das Verhandlungsergebnis zwi-
schen dem Amt für Gesundheit und dem KSBL. Alles in allem handelt es sich um eine sehr gute 
und austarierte Vorlage – Kompliment an Regierungspräsident Thomas Weber. Der Landrat mach-
te jahrelang Druck und die vorliegende Umsetzung ist sehr gut. Ebenfalls ein Dankeschön an das 
Amt für Gesundheit und an das KSBL, das mit CEO Norbert Schnitzler einen sehr guten Job ge-
macht hat. 
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An Rahel Bänziger: Sie weiss ganz genau, dass Vorhalteleistungen für den Notfall für alle Patien-
tinnen und Patienten erbracht werden. Diese kommen ambulant ins Spital – das geht gar nicht 
anders. Ein Teil dieser Patienten wird nachher stationär betreut, ein anderer Teil ambulant. Auch 
ist Rahel Bänziger bekannt, dass unterschiedliche Tarifsysteme existieren. In dieser Vorlage wollte 
man dies transparent ausweisen, weshalb es zwei Kostensätze gibt. Soviel dazu, aber auch dieser 
Aspekt wurde bereits in der Kommission ausgiebig diskutiert. 
Die Mitte/glp-Fraktion wird der Vorlage einstimmig zustimmen. Sie wird allerdings noch einen An-
trag stellen. Im Namen aller Laufentaler Landrätinnen und Landräten wird beantragt, Ziffer 1 des 
Landratsbeschlusses insofern zu ändern, dass der GWL-Betrag um CHF 850'000.– auf 
CHF 43'338’000.– erhöht wird. Zur Begründung: Als der Landrat noch in Basel tagte, beschloss er 
eine Ausgabenbewilligung für einen 24/7-Notfall mit ärztlicher Betreuung für das Gesundheitszent-
rum in Laufen für die Jahre 2021–2024. Jetzt werden aber die GWL 2022–2025 beschlossen. Das 
Jahr 2025 fällt für den Notfalldienst im Laufental also quasi zwischen Stuhl und Bank. Es gibt aber 
nicht ein Gesundheitssystem Kanton Basel-Landschaft und ein Gesundheitssystem Laufental, 
sondern ein einziges für den ganzen Kanton. Wenn das Parlament über die GWL debattiert, ist es 
nicht mehr als folgerichtig und der Logik des Prozesses geschuldet, dass das Jahr 2025 auch für 
das Laufental berücksichtigt wird. Als Argument gegen den Antrag wurde die fehlende Analyse 
vorgebracht. Ein anderer Aspekt dazu: Das Gesundheitszentrum Laufental ist aktuell noch am 
alten Standort domiziliert. Es wird eine Transformation ins Birszentrum am Bahnhof Laufen statt-
finden. Diese wird wohl erst im ersten oder zweiten Quartal 2023 realisiert werden können. 2024 
wird also das Parlament oder die Regierung über dieses eine Jahr 2025 entscheiden müssen – 
dies auf der Grundlage maximal eines Jahres an Erfahrung, was sicherlich zu wenig lange für eine 
abschliessende Beurteilung wäre. Es ist also richtig, das Jahr 2025 für den Standort Laufental zu 
integrieren. 

Urs Roth (SP) sagt, dass nichts dagegenspreche, in einer Folgevorlage eine Gesamtbetrachtung 

vorzunehmen. Der Weg dahin kann verschieden sein. Die SP-Fraktion erachtet es als sinnvoll, den 
Ausführungen von Marc Scherrer zuzustimmen. Sie wird den Antrag demnach unterstützen, damit 
dann die Evaluation nach einer gewissen Laufzeit des Gesundheitszentrums Laufen erfolgen 
kann. Rahel Bänziger ist klar zu widersprechen: Die Evaluation wird natürlich dennoch durchge-
führt. Es geht lediglich um eine Harmonisierung der Laufzeiten der beiden GWL-Vorlagen. Das ist 
sicherlich sinnvoll. 
Wenn Rahel Bänziger sagt, die stationären Vorhalteleistungen seien nicht klar ausgewiesen, muss 
auf die Vorlage verwiesen werden. Dort ist nicht nur eine Korrektur von 5 % der Personalkosten 
aufgeführt, sondern auch, dass CHF 3,8 Mio. zusätzlich für den von ihr erwähnten Punkt berück-
sichtigt wurden. Wenn man die Vorlage genau liest, sieht man, dass dies sehr stringent und intelli-
gent nachgewiesen und auch in der VGK aufgezeigt wurde. 

Martin Dätwyler (FDP) nimmt seitens FDP-Fraktion zum Antrag Stellung. Der Landrat hiess 2019 

die Strategie «Fokus» des KSBL gut: Zwei Spitäler (Liestal und Bruderholz) werden ergänzt durch 
ein ambulantes Gesundheitszentrum in Laufen. Im darauffolgenden Jahr hat der Landrat entspre-
chend der Standortstrategie in einem Dekret die entsprechenden Beschlüsse gefasst und gleich-
zeitig die Ausgabenbewilligung für die Jahre 2021–2024 zur Finanzierung eines Notfall-Walk-In im 
Gesundheitszentrum beschlossen. Heute beschliesst der Landrat Gemeinwirtschaftliche Leistun-
gen, unter anderem auch Notfallversorgungen für die Jahre 2022–2025 – allerdings getrennt für 
die Standorte Liestal und Bruderholz. Laufen ist in der aktuellen Vorlage nicht Bestandteil des Pa-
kets, weil der Zeithorizont um ein Jahr verschoben ist. Im Jahr 2024 müsste der Landrat also sepa-
rat über den Standort Laufen diskutierten, ein Jahr später dann wieder über Liestal und Bruder-
holz. Das ergäbe wenig Sinn und wäre nicht effizient. Dieser Prozess gehört zwingend synchroni-
siert. Mit der Synchronisation erhält man einen besseren Einblick in die Frequentierung der Not-
fallversorgungen des ganzen KSBL und zwar an allen drei Standorten, es führt zu mehr Effizienz 
bei der Ausarbeitung der GWL für das ganze KSBL und schlussendlich auch zu Stabilität bei der 
Notfallversorgung, was schlussendlich für die Bevölkerung entscheidend ist. Die Synchronisation 
der Prozesse ist sinnvoll, weshalb die FDP-Fraktion den Antrag von Marc Scherrer geschlossen, 
bei einer Enthaltung, unterstützt. 
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Linard Candreia (SP) sagt, der Laufentaler Antrag sei mehr als nur formaliter – er habe Symbol-

kraft. Das Gesundheitszentrum in Laufen ist Teil des KSBL. Beim KSBL handelt es sich um eine 
Institution. Wenn man dem Antrag zustimmt, stimmt man auch der Einheit der Materie zu. Positive 
Zeichen aus dem Landrat sind in der aufgewühlten Stimmung rund um das Gesundheitswesen im 
Laufental willkommen. Es ist ein gutes Zeichen, das zeigt, dass der Landrat auch für die Men-
schen im Laufental schaut. Der Landrat verliert mit einer Zustimmung zum Antrag nichts. Weshalb 
soll die Korrektur nicht jetzt angebracht werden? Der Zeitpunkt ist nun ideal. Es freut Linard 
Candreia, dass die SP-Fraktion zu einer logischen und pragmatischen Lösung beiträgt. 

Marco Agostini (Grüne) wird dem Antrag ebenfalls zustimmen, weil er das Vorgehen für richtig 
halte. Dies ist man auch der Laufentaler Bevölkerung schuldig. Eines ist aber auch zu sagen: Man 
muss aufhören, den Menschen im Laufental etwas vorzugaukeln. Eine gleiche Behandlung für alle 
oder eine perfekte Behandlung für alle ist nicht realistisch. Sonst müsste man in einem Zelt neben 
dem Spital einen Notfall aufstellen. Peter Brodbeck hat es erwähnt: Es gibt Menschen, die 5, 10, 
15 oder 20 Minuten entfernt sind. Eine absolute Gleichheit ist nicht zu erreichen. Sonst müsste 
man quasi im Spital wohnen. [Heiterkeit] Dennoch: Dem Antrag wird zugestimmt. 

Rahel Bänziger (Grüne) möchte Urs Roth beruhigen: Sie hat die Vorlage sehr wohl gelesen und 

verstanden. Auch hat sie verstanden, dass das KSBL aufgrund des Notfalls mit einer um 
CHF 200.– höheren Baserate rechnet. Die Hauptkritik zielt darauf ab, dass 5 % von den stationä-
ren Vorhalteleistungen abgezogen wurden, weil man sagte, das sei ungefähr das, was selbst ge-
braucht werde, und 95 % in Rechnung gestellt werden. Weiter hat sie nie negiert, dass es eine 
Evaluation geben soll – es wurde lediglich gesagt, dass es sinnvoller sei, den Notfall des Laufen-
tals dann in die offizielle GWL-Vorlage zu integrieren, wenn die Evaluation stattgefunden hat. Es 
ist gut, dass das Laufental einen Notfall hat. Dafür war auch die Grüne/EVP-Fraktion. Man wird mit 
der Vorlage zu den Rettungsdiensten sehen, dass auch dort an das Laufental gedacht wurde. Die-
se Vorlage basiert auf einem Postulat von Rahel Bänziger und wird in einer der nächsten Land-
ratssitzungen behandelt werden. 
Nochmals: Der Hauptkritikpunkt bezieht sich bei den stationären Fällen auf die 5 %. Zudem wurde 
nie gesagt, dass keine Evaluation stattfinden soll. Darauf freut sie sich. Damit wird dann wirklich 
ausgewiesen, was gebraucht wird. 

Ermando Imondi (SVP) sagt, die SVP-Fraktion unterstütze den Antrag einstimmig. Es soll aber 

nicht heissen, alle Laufentaler seien «Grännisieche». Es geht um die Sache und die Zustimmung 
zum Gesundheitszentrum. Dieses wird wohl erst Anfang 2023 realisiert. Es wäre also nicht seriös, 
die Verlängerung nun nicht vorzunehmen. Dem Projekt muss man die Chance geben, um auch 
genug Zahlen für das Monitoring zu haben. Somit ist die Aufstockung des Betrags nichts anderes 
als richtig. 

Regierungspräsident Thomas Weber (SVP) hält die GWL-Vorlagen für ein gutes Beispiel gegen-

seitiger, konstruktiver, befruchtender, aber auch sehr intensiver Zusammenarbeit zwischen Parla-
mentsplenum, Kommission, Regierung, Direktion und Spitäler. Für die aushandelnden Personen in 
Direktion und Spital ist es entsprechend anspruchsvoll. Dadurch, dass man mit dem gegenseitigen 
Pingpong die Kriterien definieren und nun erstmals anwenden konnte, wurde eine Transparenz 
erreicht, welche die gute Aufnahme der Vorlage im Landrat ermöglicht. Vielen Dank dafür. Dieser 
Weg soll weiter beschritten werden, weshalb die geäusserten Anregungen sehr wohl in die nächs-
te Vorlage für die Zeit ab 2026 aufgenommen wird. 
Die GWL sind in den verschiedenen Kantonen auf ganz unterschiedlich hohem Niveau. Basel-
Stadt beschloss für vier Jahre rund eine Viertelmilliarde an alle seine Spitäler. Im Vergleich zu Ba-
sel-Landschaft, das rund CHF 100 Mio. beschlossen hat, ist dies ein wesentlich höherer Betrag. 
Zur Einordung: Der Kanton Basel-Landschaft zahlt CHF 450 Mio. jährlich als Anteil (55 %) an die 
stationären Behandlungen. Die rund CHF 25 Mio. GWL jährlich für alle Spitäler machen davon 
etwa rund 5 % aus. Es handelt sich also nicht um den Löwenanteil der Ausgaben. Selbstverständ-
lich muss mit allen Mitteln verhindert werden, dass irgendwo versteckte Subventionen oder Markt-
verzerrungen stattfinden. Daran arbeitet man unter anderem dadurch, dass alle Leistungen sauber 
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abgerechnet und nachgewiesen werden müssen. 
Zum Antrag möchte sich der Regierungspräsident nicht im Detail äussern. Dies liegt in der Kompe-
tenz des Landrats. Die Vor- und Nachteile wurden genannt. Im Sinne eines Nachvollzugs der Be-
träge und letztlich der Fristen ist der Antrag nachvollziehbar. 

://: Eintreten ist unbestritten. 

− Detailberatung Landratsbeschluss 

Titel und Ingress 

Keine Wortmeldung. 

Ziffer 1 

Marc Scherrer (Die Mitte) stellt den Antrag, den Betrag in Ziffer 1 um CHF 850'000.– auf 

CHF 43'338'000.– zu erhöhen. 

://: Der Landrat stimmt dem Änderungsantrag mit 68:11 Stimmen bei 4 Enthaltungen zu. 

Ziffern 2-3 

Keine Wortmeldungen. 

− Rückkommen 

Es wird kein Rückkommen verlangt. 

− Schlussabstimmung Landratsbeschluss 

://: Mit 75:1 Stimmen bei 6 Enthaltungen wird dem Landratsbeschluss zugestimmt. 

Landratsbeschluss  
betreffend Erbringung und Abgeltung von Gemeinwirtschaftlichen und besonderen Leis-
tungen (GWL) des Kantonsspitals Baselland (KSBL) für die Jahre 2022 bis 2025; Ausga-
benbewilligung 
 
vom 10. Februar 2022 
 
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 
 
1. Zur Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen und besonderen Leistungen des Kantonsspitals 

Baselland für die Jahre 2022 bis 2025 wird eine neue einmalige Ausgabe in der Höhe von 
43'338'000 Franken bewilligt. 

2. Ziffer 1 dieses Beschlusses unterliegt der fakultativen Volksabstimmung gemäss § 31 Abs. 1 
Bst b der Verfassung des Kantons Basel-Landschaft. 

3. Das Postulat 2020/71 «Künftige Ausschreibung von GWL in der Spitalplanungsregion» wird 
abgeschrieben. 
  

 

Nr.  1360 

5. Digitale Verwaltung 2022 (DV2022); Zwischenbericht an den Landrat 
 2021/676; Protokoll: mko 

Kommissionspräsidentin Laura Grazioli (Grüne) führt aus, dass der Landrat die Digitalisierungs-
strategie BL mit Umsetzungsprogramm 2018–2022 im Oktober 2018 genehmigt hatte. Dabei for-
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derte er den Regierungsrat auf, ihm zwei Jahre nach Aufnahme der Umsetzungsarbeiten Bericht 
zu erstatten Der vorliegende Zwischenbericht legt den Umsetzungsstand mit Stichdatum 30. Juni 
2021 dar. 
Gemäss dem Zwischenbericht ist das Programm im Abschluss der zweiten Etappe. Nach zwei 
Drittel der Zeit ist rund ein Drittel der Massnahmen abgeschlossen. Von den bewilligten CHF 
7,6 Mio. wurden bisher CHF 2,3 Mio. eingesetzt. Der Minderverbrauch beruhe im Wesentlichen auf 
Verzögerungen gegenüber der Planung von 2018 bei den verwaltungsübergreifenden Grosspro-
jekten und sei auch auf verwaltungsinterne Prozessoptimierungen zurückzuführen. Weitere Grün-
de für die Verzögerungen seien eine rückblickend eher optimistische Planung, der Zeitbedarf für 
den Aufbau von Programmorganisation und -kapazitäten, die Beschaffungsverfahren, Ressour-
cenengpässen bei Fachkräften und die pandemiebedingte Verschiebung von Prioritäten. Die Ver-
zögerungen gegenüber der Planung könnten kaum mehr aufgeholt werden, so dass Sofortmass-
nahmen eingeleitet worden seien.  
Der Zwischenbericht hält fest, dass Steuerungsstrukturen, Personalressourcen und Fähigkeiten für 
die digitale Transformation der Verwaltung noch nicht in dem Masse vorhanden seien, wie sie für 
die Strategieumsetzung erforderlich wären. Dem sei in der Programmkonzeption zu wenig Bedeu-
tung beigemessen worden. 
In der bevorstehenden letzten Etappe des Programms sollen bereits begonnene Massnahmen 
möglichst fertiggestellt werden. Weiter sollen Planungsgrundlagen erarbeitet werden, um ab 2023 
die weitere Umsetzung der Digitalisierungsstrategie vorantreiben zu können. Der Regierungsrat 
beantragt Kenntnisnahme vom Zwischenbericht.  
Eintreten war in der Finanzkommission unbestritten, ebenso die Kenntnisnahme des Zwischenbe-
richts. Der Bericht zeigt aus Sicht der Kommission den Stand des Projekts und weiterer Vorgehen 
gut und transparent auf. Wie die Kommission erfahren hat, ist die Direktion der Ansicht, dass die 
Digitalisierungsstrategie von 2018 immer noch eine sehr gute Basis ist, die richtigen Prioritäten 
setzt und weiterhin Gültigkeit hat. Einzelne der geplanten Massnahmen würden mittlerweile nicht 
mehr als prioritär angesehen und darum gar nicht angegangen. Dafür seien neue Massnahmen ins 
Programm aufgenommen worden. Bei Projektabschluss im Herbst 2022 werden die bewilligten 
Mittel nicht ausgeschöpft sein, weil ein Teil der Massnahmen nicht wie geplant im Rahmen des 
Programms umgesetzt werden kann. Grosse Projekte wie das Intranet oder das Kundenkonto 
werden über den Zeithorizont des Programms hinausgehen und separat zu finanzieren sein. Auch 
wenn bei den verwaltungsübergreifenden Prozessen die vorgesehenen Fortschritte noch nicht 
erzielt worden seien, sei der Kanton bei den Digitalisierungsprojekten grundsätzlich stark unter-
wegs, hielt die Direktion fest. 
Auf ihren Wunsch hin wurde der Kommission im Rahmen der Beratung der Vorlage auch noch 
eine Übersicht über den Stand der Informatik des Kantons gegeben. Die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse finden sich detailliert im Kommissionsbericht. Es ging dabei insbesondere um die Stel-
lung der Zentralen Informatik innerhalb der Verwaltung, ihre Prioritäten und die Anforderungen an 
sie, der allgemeine Fachkräftemangel im IT-Bereich und den Stand der Informatik im internationa-
len Vergleich. 
Die Finanzkommission beantragt dem Landrat einstimmig mit 13:0 Stimmen Kenntnisnahme des 
Zwischenberichts. 

://: Eintreten ist unbestritten. 

− Beschlussfassung 

://: Mit 60:0 Stimmen wird der Zwischenbericht Digitale Verwaltung 2022 zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Nr.  1361 

6. Abklärungen Vorgänge rund um die Vergabe und die Verträge im Zusammenhang 
mit dem Pilotprojekt Velohochbahn Nordwestschweiz 

 2021/741; Protokoll: mko 

[Bàlint Csontos und Klaus Kirchmayr treten in den Ausstand] 

Kommissionspräsident Florian Spiegel (SVP) zur Ausgangslage: Regierungsrat und Bundesamt 
für Strassen (ASTRA) informierten an einer Medienkonferenz am 9. September 2020 in Muttenz 
die Öffentlichkeit über die Ergebnisse einer Machbarkeitsstudie sowie ein daraus initiiertes Pilot-
projekt zur Realisation einer Velohochbahn. Das Projekt sollte als «Lückenschluss» im Kantonalen 
Velowegnetz zwischen Pratteln und Augst fungieren und, verbunden mit dem Eidgenössischen 
Schwing- und Älplerfest (ESAF 22), als «Schaufenster» genutzt werden, um den Kanton Basel-
Landschaft innovativ sowie als Holzbaupionier zu präsentieren. Weniger die neuartige Holz-
Velohochbahn an sich, sondern die personelle Konstellation der am Projekt beteiligten Personen 
führte im Nachgang der Medienkonferenz in den Medien und der Öffentlichkeit zu Kritik. Dies ver-
anlasste den Regierungsrat, das Projekt am 22. September 2020 abzubrechen. 
Die am 23. September 2020 in der Fragestunde des Landrats geführte Debatte über das Ve-
lohochbahnprojekt liess für die Geschäftsprüfungskommission einige Unklarheiten offen. Daraufhin 
gab sich die GPK den Auftrag, die verwaltungsinternen Abläufe rund um das Pilotprojekt Velo-
hochbahn Nordwestschweiz zu untersuchen und zu bewerten, unter besonderer Berücksichtigung 
der Corporate Governance-Richtlinien, des Beschaffungsgesetzes, der Deklarationspflicht und der 
Interessenbindungen. 
Die GPK erteilte als parlamentarisches Oberaufsichtsorgan an ihrer Kommissionssitzung vom 
29. Oktober 2020 der Subkommission III den Auftrag, die verwaltungsinternen Abläufe rund um 
das Pilotprojekt zu untersuchen. GPK-Mitglied Bálint Csontos trat sowohl bei der Beratung des 
Auftrags an die Subko III wie auch bei der Beratung des vorliegenden Berichts in den Ausstand.  
Für die Untersuchung forderte die Subko III folgende Unterlagen der Bau- und Umweltschutzdirek-
tion (BUD) an: Diverse Dokumente inklusive Darstellung in einem Projektzeitstrahl lagen vor 
(sämtliche internen Protokolle/Korrespondenzen und Mails mit involvierten Parteien oder Medien, 
die Arbeitsaufträge, Vorstudien, Regierungsbeschlüsse). Weiter lagen vor eine Darstellung des für 
die Zukunft geplanten und definierten weiteren Projektverlaufs, sowie direktionseigene bzw. direk-
tionsübergreifende oder regierungsrätliche Corporate Governance-Richtlinien bezüglich Auftrags-
vergabe. Begleitende und klärende Hearings fanden nach internem Aktenstudium statt, dies mit 
Regierungsrat Isaac Reber, mit Klaus Kirchmayr, Mitgründer Firma Urb-x, sowie mit Drangu Sehu, 
Kantonsingenieur. Im Anschluss an die Gespräche wurden die relevanten weiteren Unterlagen bei 
der Regierung angefordert. 
Zur Chronologie: Aus Sicht der GPK gab es eine Phase A (Machbarkeitsstudie) und eine Phase B 
(Pilotprojekt). Phase A endete mit Abgabe des Studienauftrags am 7. August 2020. Dabei wurden 
die verwaltungsinternen Abläufe für die Durchführung der Machbarkeitsstudie untersucht und die 
existierenden Verträge zwischen Kanton und dem Leistungserbringer (Firma Häring) angeschaut. 
Die Phase B betraf die verwaltungsinternen Tätigkeiten nach Abgabe des Studienauftrags am 7. 
August 2020 bis zur offiziellen Verkündung des Abbruchs des Projekts am 23. September 2020. 
Wichtig ist festzuhalten, dass es in dieser Phase keine entschädigte vertraglich geregelte Zusam-
menarbeit zwischen dem Kanton und der an der Machbarkeit beteiligten Firmen und Personen 
gab.  
Zur Machbarkeitsstudie: Im Februar 2020 wurden Klaus Kirchmayr in der Funktion als Mitgründer 
der Firma Urb-x und Christoph Häring, VR-Präsident der Häring Group AG, bei den beiden Regie-
rungsräten Isaac Reber und Thomas Weber mit einer Projektpräsentation «Velohochbahn in Holz-
bauweise» vorstellig. Die Idee beider Unternehmer war es, eine für ein Patent angemeldete modu-
lare Velohochbahn auf Baselbieter Boden aus dem lokalen Baustoff Holz zu realisieren. Dabei 
sollte auch aufgezeigt werden, wie die verschiedenen Verkehrsteilnehmenden entflechtet weiter-
geführt werden können und wie sich ein solches Projekt für die Zukunft gestalten liesse. Ursprüng-
lich war das Ziel, vom Standort des letzten Eidgenössischen Schwing- und Älplerfestes ESAF 
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1977 beim St. Jakob in Muttenz zum zukünftigen Austragungsort des ESAF 2022 nach Pratteln 
eine Verbindung zu schaffen, um das Baselbiet als Schaufenster zu nutzen. 
Anfangs März 2020 konnte der Kanton Basel-Landschaft das Bundesamt für Verkehr ASTRA für 
das Pilotprojekt gewinnen. Das ASTRA ermöglichte es dem Projektteam, die Koordination zu be-
gleiten und setzte in dem Zusammenhang die Firma Baliox AG als Koordinator auf Mandatsbasis 
ein. 
Ab Mitte März bis Mitte April 2020 wurde der Studienauftrag zwischen den Beteiligten ausgearbei-
tet und mit Unterzeichnung des Ingenieurvertrags am 29. Mai 2020 in freihändiger Vergabe zwi-
schen dem Kanton Basel-Landschaft und der Häring AG vertraglich formell beschlossen. Die am 
7. August 2020 an den Kanton Basel-Landschaft vorgelegte Machbarkeitsstudie beinhaltete einen 
Hauptbericht sowie ergänzende Teilberichte und wurde mit CHF 145'000.– entgolten. Mitte Juni 
2020 wurde das Pilotprojekt dem Gesamtregierungsrat vorgestellt, worauf er als Platzhalter ge-
schätzte CHF 12 Mio. in das kantonale Investitionsprogramm einstellte. Somit war die erste Phase 
abgeschlossen. 
Die daran anschliessende Phase B vom August bis Anfang September 2020 war nicht mehr ver-
traglich geregelt. Vom Kanton Basel-Landschaft wurde in Zusammenarbeit mit dem ASTRA be-
schlossen, die geplante Streckenführung anzupassen und von St. Jakob – Pratteln abzuweichen 
auf eine mit 2,5 Kilometer deutlich kürzere Pilotstrecke zwischen Pratteln und Augst. Die Machbar-
keitsstudie hatte aufgezeigt, dass es auf der ursprünglichen Strecke zu viele Berührungspunkte mit 
Dritten gegeben hätte, was einen Bau verunmöglicht hätte.  
Darauf fand am 9. September 2020 die gemeinsame Medienkonferenz von Regierungsrat und 
ASTRA statt, um die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie vorzustellen. Per Medienmitteilung erfolg-
te schliesslich 22. September 2020 die Information zum Abbruch des Projekts. Das abgebrochene 
Projekt wurde der BPK am 20. Oktober 2020 auf Antrag eines Kommissionsmitglieds vorgestellt. 
Die GPK forderte von der BUD eine Darstellung des für die Zukunft geplanten und definierten wei-
teren Projektverlaufs. Sie wollte wissen, was nach Phase B hätte stattfinden sollen, im Hinblick 
darauf, dass es für die Umsetzung eine Landratsvorlage brauche. Dabei musste die GPK feststel-
len, dass die BUD in dem Zusammenhang noch keine verschriftlichen Unterlagen hatte. Sie war 
ganz klar der Meinung, dass es angesichts der Grösse des Pilotprojekts und auch im Hinblick auf 
die Gefährdung eines Abbruchs nicht zielführend sei, nicht vorausgearbeitet zu haben, vor allem, 
weil wiederholt sichtbar war, dass das Projekt unter einem enormen Zeitdruck stand und nur funk-
tionieren konnte, weil sämtliche Bausteine nahtlos ineinander gefügt waren. Desweiteren wurde 
versucht festzustellen, ob in irgendeiner Form Corporate-Governance-Richtlinien verletzt wurden. 
Die BUD wurde angefragt, ob intern Richtlinien im Beschaffungs- und Vergabewesen existieren, 
welche diese Thematik regelt oder aufnimmt, für den Fall, dass zwei Parteien in einem Projekt, wie 
im vorliegenden Fall, so nahe miteinander verbunden sind. Die BUD meldete zurück, dass abge-
sehen der unter 5.2. (im Kommissionsbericht) aufgeführten Bestimmungen keine weiteren Unter-
lagen vorliegen. 
Die starke Priorisierung des ESAF 22 führte dazu, dass das Pilotprojekt in sehr kurzer Zeit hätte 
realisiert werden müssen, um bis Mitte 2020 fertiggestellt werden zu können. Aus dem Grund wur-
de beidseits mit Hochdruck an der Lösung gearbeitet und man versuchte, neue Wege zu beschrei-
ten, unter anderem durch den Verzicht auf einen Beitrag aus dem nationalen Agglomerationspro-
gramm, weil sonst die angestrebte Fertigstellung des Pilotprojekts nicht realistisch gewesen wäre. 
Die hohe Priorisierung bedingte eine hohe Vertrauenswürdigkeit beiderseits. Die GPK stellte fest, 
dass in der Phase A für die Ausarbeitung des Vertrags erst die Firma Urb-x stark involviert war und 
als direkter Ansprechpartner fungierte. Bei Vertragsabschluss war schliesslich die Firma Häring 
AG Vertragspartner, was von Seiten Kanton damit begründet wurde, dass sich die Firma Urb-x in 
der Phase des Vertragsabschlusses noch in Gründung befand, während die Firma Häring als Un-
ternehmen etabliert sei. Die GPK monierte, dass die damalige Aussage von Seiten BUD nicht 
ganz korrekt war, denn gemäss Auszug des Handelsregisters wurde die Firma Urb-x AG am 25. 
März 2020 gegründet und war am 1. April 2020 im Schweizerischen Handelsamtsblatt eingetra-
gen. Die Information der BUD war somit nicht korrekt. 
Deutlich monierte die GPK die ungeklärten Auswirkungen des möglichen Patentschutzes und die 
Äusserungen betreffend eines offenen Vergabeverfahrens von Seiten Kanton. Bereits im Februar 
2020 wurden die beiden Regierungsräte Isaac Reber und Thomas Weber über ein angemeldetes 



 

Protokoll der 45. Sitzung vom 10. Februar 2022 2258  

europäisches Patent in Kenntnis gesetzt. Die Unternehmer verdeutlichten, dass die Umsetzung 
nur mit ihnen möglich wäre, da sie das Patent auf die Velohochbahn hätten. Die BUD monierte, 
dass dies eine unternehmensspezifische Einordnung sei, und blieb bei ihrer Haltung, dass ein of-
fenes Vergabeverfahren möglich gewesen wäre. Die GPK beurteilt die Tatsache, dass im Hinblick 
auf den enormen Zeitdruck ein solch elementarer Baustein, nämlich der Bauschutz, nicht vorgän-
gig geklärt wurde, als gravierendes Versäumnis. Es hätte im Vorfeld geklärt werden müssen, ob 
dieser Umstand zum Scheitern des Projekts hätte führen können. Dazu kam es nicht und die Fra-
ge konnte nicht abschliessend geklärt werden, weil das Projekt vorher abgebrochen wurde. Die 
GPK hat sich deshalb nicht weiter der Frage gewidmet, ob die Einschätzung der Regierung richtig 
war oder nicht. Es muss aber klar konstatiert werden, dass die Abklärung bezüglich Patentschutz 
vorgängig hätte stattfinden sollen. Dass es nicht dazu kam, wird klar als nicht zielführend erachtet. 
Bezüglich der Corporate Governance-Richtlinien, dem Beschaffungsgesetz, der Deklarationspflicht 
und den Interessenbindungen sowie der Ausstandsregeln stellte die GPK fest, dass die Vergabe 
der Machbarkeitsstudie freihändig erfolgte, unterhalb der Grenze von CHF 150'000.–. Es lagen der 
GPK keine Hinweise vor, dass die Parteizugehörigkeiten der involvierten Personen einen über-
mässigen Einfluss auf die Vergabe der Machbarkeitsstudie hatten. Der Kanton Basel-Landschaft 
kennt keine über die vorherrschenden gesetzlichen Bestimmungen hinausgehenden Corporate 
Governance-Richtlinien auf Direktions- oder Regierungsratsebene, welche eine Zusammenarbeit 
oder die Erteilung von Leistungsaufträgen an aktive oder ehemalige Landratsmitglieder sowie Par-
teimitglieder stärker reglementieren würde. Dies erachtet die GPK als Nahholbedarf. 
Gemäss Landratsgesetz sind Landratsmitglieder dazu verpflichtet, die Landeskanzlei über die je-
weiligen persönlichen Interessenbindungen schriftlich zu unterrichten und Änderungen zu melden. 
Die Landeskanzlei wurde gemäss eigener Auskunft am 25. September 2020, also nach Abbruch 
des Projekts, von den beiden Landräten Bálint Csontos und Klaus Kirchmayr über ihre Beteiligung 
respektive ihre Mitgliedschaft in einem leitenden Gremium der Firma Urb-x informiert. In Anbe-
tracht, dass die Offenlegung der vorhandenen Interessenbindung erst wenige Tage nach Abbruch 
des Pilotprojekts und erst im Anschluss an die am 23. September 2020 geführte Landratsdebatte 
erfolgte, erachtet die GPK als nicht vertrauenswürdig. Sie fordert deshalb auf, Änderungen der 
persönlichen Interessenbindung laufend der Landeskanzlei bekannt zu geben. 
Die Machbarkeitsstudie kostete den Kanton rund CHF 145'000.–. Für das Pilotprojekt fielen etwa 
500 Arbeitsstunden und zusätzliche 100 Arbeitsstunden im Zusammenhang mit der Untersuchung 
der GPK an. 
Die GPK hat folgende Empfehlungen an den Regierungsrat: 
1. Die GPK verlangt vom Regierungsrat, dass künftig die von der parlamentarischen Oberauf-
sichtskommission eingeforderten Akten vollständig zur Prüfung übergeben werden. Dies hat damit 
zu tun, dass festgestellt werden musste, dass die Bau- und Planungskommission über mehr Unter-
lagen verfügt als die GPK. Da es sich aber nur um technische Unterlagen handelte, die für die Un-
tersuchung keine Relevanz haben, wurde das nicht stärker gewichtet. Es erweckt jedoch kein Ver-
trauen, wenn der Geschäftsprüfungskommission Unterlagen vorenthalten werden. 
2. Die GPK erwartet, dass bei Pilotprojekten – vor allem wenn sie einem hohen Abbruchrisiko un-
terliegen – vorzeitig eine Risikoanalyse durchgeführt wird. Weiter wird erwartet, dass auch bei Pi-
lotprojekten eine ordentliche verschriftlichte Projektplanung und Projektdokumentation geführt 
wird. 
3. Mit vom Kanton finanzierten Machbarkeitsstudien sollen Firmen nicht die Machbarkeit ihrer Ge-
schäftsideen prüfen, sondern die Umsetzung dieser Ideen im Rahmen konkreter Bauprojekte. 
4. Die GPK empfiehlt dem Regierungsrat, die kantonale Corporate Governance-Strategie in Bezug 
auf die Auftragsvergabe an Verschwägerte, Verwandte und an Parteimitglieder zu überarbeiten. 
Zur Klärung sei gesagt, dass die GPK nicht im Sinn hat, den Regierungsrat aufzufordern, er solle 
verunmöglichen, zwischen Mitglieder des Landrats und dem Kanton Baselland geschäftliche und 
wirtschaftliche Beziehungen zu pflegen. Der Kanton muss sich jedoch ganz klar sein, wie er in 
Zukunft bei solch heiklen Themen umgehen möchte, damit es nicht zu einer Verbandelung kommt, 
was dazu führen könnte, dass Projekte abgebrochen werden müssen. Die PC-Strategie gilt es in 
dieser Hinsicht zu überarbeiten und vorzulegen. 
5. Die GPK erwartet vom Regierungsrat, dass er bei einem zeitlich ambitionierten Bauprojekt die 
möglichen Auswirkungen eines Patentschutzes frühzeitig abklären lässt. 
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Zuletzt seien die die Landratsmitglieder an ihre Pflicht zur Offenlegung persönlicher Interessenbin-
dungen erinnert. Die GPK ist klar der Meinung, dass Intransparenz das gesellschaftliche Vertrauen 
in die politischen Behörden nachhaltig mindert. 
Die GPK beantragt dem Landrat einstimmig, mit 13:0 Stimmen, den vorliegenden Bericht zur 
Kenntnis zu nehmen und die unter Kapitel 7 aufgeführten Empfehlungen gutzuheissen. 

://: Eintreten ist unbestritten. 

− Detailberatung Landratsbeschluss 

Keine Wortmeldungen. 

− Rückkommen 

Es wird kein Rückkommen verlangt. 

− Schlussabstimmung 

://: Mit 71:0 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird dem Landratsbeschluss zugestimmt. 

Landratsbeschluss 
betreffend Abklärung Vorgänge rund um die Vergabe und die Verträge im Zusammenhang 
mit der Velohochbahn 
 
vom 10. Februar 2022 
 
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 
 
1. Der Bericht der GPK zum Pilotprojekt Velohochbahn Nordwestschweiz wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
2. Den Empfehlungen wird zugestimmt und der Regierungsrat wird beauftragt, dem Landrat in-

nert drei Monaten nach Landratsbeschluss eine Stellungnahme dazu abzugeben. 
  

 

Nr.  1358 

7. Fragestunde der Landratssitzung vom 10. Februar 2022 
 2022/24; Protokoll: pw 

1. Peter Hartmann: Chemieereignis vom 31. Januar 2022 an der Düngerstrasse in Prat-
teln 

Peter Hartmann (Grüne) hat zwei Zusatzfragen, die beide die Medienmitteilungen betreffen. Zu-
satzfrage 1: Wie kann es sein, dass der Regierungsrat in der Antwort schreibt, dass beim Ereignis 
vom 10. Mai 2021 die betroffenen Personen nur vorsorglich medizinisch untersucht und keine Ver-
letzungen festgestellt wurden, wenn es in der Medienmitteilung vom 10. Mai 2021 hiess, sechs 
Personen seien beim Zwischenfall verletzt worden und vier mussten zur Kontrolle ins Spital ge-
bracht werden? Das heisst doch, es wurde eine Triage vorgenommen und entschieden, wer für 

weitere Untersuchungen ins Spital muss und wer nicht. Zusatzfrage 2 betrifft die Medienmitteilung 
vom 31. Januar 2022: Wie kann es sein, dass der Regierungsrat heute schreibt, «die Auswirkun-
gen des Stoffaustritts haben sich auf das Firmenareal beschränkt», wenn es noch vor zehn Tagen 
hiess, «lokal kam es im nördlichen Teil von Pratteln zu Geruchsbelästigungen»? Ist eine Geruchs-
belästigung im nördlichen Teil von Pratteln keine Auswirkung? 

Antwort: Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) geht davon aus, dass es sich so verhalte, wie in der 

schriftlichen Antwort festgehalten. Weitere Auskünfte kann er nicht erteilen. 
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2. Saskia Schenker: Energieplanungsbericht 2022 

Saskia Schenker (FDP) ist nicht zufrieden mit der Beantwortung. Der Regierungsrat macht eine 
Offensive, dass möglichst viele Hauseigentümer in Solaranlagen investieren. Viele würden gerne 
in Solaranlagen investieren, können dies aber nicht aufgrund der Denkmalschutzvorgaben. 
Gleichzeitig wurde die Motion 2020/422 überwiesen, die dies ändern möchte. Zusatzfrage 1: Wi-
derspricht sich der Regierungsrat nicht in seinen ausgesendeten Signalen an jene Personen, die 
gerne in Solaranlagen investieren möchten, aber trotz der Offensive im Energieplanungsbericht 
keinerlei Hinweise erhalten haben, wie es in Bezug auf die denkmalschützerischen Hürden weiter-
gehen könnte? 
In der Antwort auf die Frage zum Zeitplan der Umsetzung der Motion 2022/422 heisst es, diverse 
Abklärungen würde noch laufen. Zusatzfrage 2: Kann der Regierungsrat dazu etwas mehr Aus-
künfte geben und gibt es allenfalls juristische Verfahren, die abgewartet werden, bevor die Motion 
umgesetzt wird? 

Antwort: Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) hält fest, mit dem Energieplanungsbericht sei eine 

Art Zwischenbilanz vorgelegt worden (Status Quo). Ferner enthält er Punkte, die aus heutiger 
Sicht angegangen werden sollen. Es wurde nie gesagt, der Bericht sei abschliessend. Ferner wur-
de eine Klimastrategie angekündigt, die zu Beginn des nächsten Jahres veröffentlicht werden soll. 
Entsprechend soll noch offengelassen werden, ob es aus Sicht des Regierungsrats weitere Mass-
nahmen braucht oder nicht. 
Die Solaranlagen sind ein wichtiger Teil. Aber mit dem Blick aus dem Fenster des Landratssaals 
muss man sich schon fragen, ob man auf allen Dächern des Stedtli Solarzellen möchte und wie 
viel diese letztlich bringen würden. Fakt ist, dass es im Kanton Basel-Landschaft bereits heute 
sehr viele Möglichkeiten gibt. Ein Blick auf die Statistik zeigt, dass rund 93 % solche Anlagen mehr 
oder weniger frei erstellen können. Alle Übrigen können sich bereits heute an solchen Anlagen 
beteiligen. Der Regierungsrat nimmt aber das Anliegen ernst und aktuell werden – wie von der 
Motionärin gefordert – die vorhandenen Lösungsideen gemeinsam mit den Fachverbänden ange-
schaut. Es sollen Lösungen unterbreitet werden, die umsetzbar sind und Wirkung erzielen. Der 
Regierungsrat wird zeit- und fristgerecht Vorschläge dazu bringen, welche Spielräume es für die 
ISOS- und Kernzonen zusätzlich geben könnte. 

3. Laura Grazioli: Breites Testen – Datenschutz 

Laura Grazioli (Grüne) führt aus, in der regierungsrätlichen Antwort werde erwähnt, dass die Auf-
sichtsstelle Datenschutz (ASD) noch zusätzliche Fragen zur Umsetzung habe. Zusatzfrage 1: Um 
welche Fragen handelt es sich und wie kann es sein, dass die Daten bereits nach Europa gehen, 
bevor diese Fragen überhaupt geklärt sind? Zusatzfrage 2: Weshalb ist dem Kanton nicht möglich 
– beispielsweise gemeinsam mit anderen Kantonen oder dem Bund –, diese Daten bei einem 
Schweizer Anbieter in der Schweiz speichern zu lassen und wie soll dies künftig im Zusammen-
hang mit der erwartbaren weiteren Digitalisierung im Gesundheitswesen aussehen? 

Regierungspräsident Thomas Weber (SVP) antwortet, man befinde sich nicht im normalen Pla-

nungsprozess eines IT-Projekts, das über verschiedene Hermes-Phasen ablaufe, sondern in einer 
Pandemiebekämpfung. Es ging darum, die Bundesvorgaben schnellst möglich umzusetzen mit 
den bestmöglichen Mitteln. Die ASD wurde einbezogen, aber dass noch nicht alle Detailfragen 
geregelt sind, liegt auf der Hand. Ein CH-Anbieter, den es telquel nicht so gibt, konnte in dieser 
kurzen Zeit nicht eingesetzt werden. 
An dieser Stelle möchte der Regierungspräsident auf die Stellungnahme des Regierungsrats zu 
den Vorschlägen des Bundesrats zur Anpassung der Massnahmen eingehen. Der Regierungsrat 
hat per 26. Februar 2022 eine umfassende Aufhebung der Zertifikatspflicht im Inland und der all-
gemeinen Maskenpflicht und per 31. März 2022 die Aufhebung der Maskenpflicht in den Gesund-
heitseinrichtungen sowie bis 31. April 2022 die Möglichkeit des Breiten Testens beizubehalten. 
Nach dem Bundesratsentscheid vom 16. Februar 2022 wird der Regierungsrat zeitnah über jene 
Massnahmen beschliessen, die sich in der kantonalen Covid-Verordnung befinden, und die Ent-
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scheide dann kommunizieren. Dies kann auch die Ausgestaltung des Obligatoriums beim Breiten 
Testen betreffen. 

Anna-Tina Groelly (Grüne) stellt folgende Zusatzfrage: In den Antworten ist beschrieben, dass die 

Testdaten mit einem Pseudonym abgespeichert werden und getrennt von den Personendaten auf-
bewahrt werden. Ist bekannt, wo diese beiden Daten zusammengeführt werden? 

Regierungspräsident Thomas Weber (SVP) antwortet, man wisse dies, aber im Zusammenhang 

mit dem Datenschutz wäre es nicht so schlau, dies der Öffentlichkeit bekannt zu geben. 

Stephan Ackermann (Grüne) verweist auf die Ausführungen des Regierungspräsidenten, dass 
das Breite Testen bis Ende April möglich sein soll. Dies lässt offen, ob die Teilnahme am Breiten 
Testen an den Schulen weiterhin obligatorisch sein soll. Zusatzfrage: Wie rechtfertigt der Regie-
rungsrat eine allfällige Weiterführung des Obligatoriums an den Schulen? 

Regierungspräsident Thomas Weber (SVP) präzisiert, der Regierungsrat habe dem Bund vorge-

schlagen, die Möglichkeit des Breiten Testens aufrechtzuerhalten – das heisst nicht, dass es ein 
Obligatorium sein muss. Das Obligatorium wurde per Januar 2022 eingeführt aufgrund der doch 
ziemlich gravierenden Ansteckungssituation im Schulwesen unmittelbar vor Weihnachten. Es ging 
um möglichst umfassende «Eintrittstests» nach den Schulferien. Es hat sich gezeigt, dass relativ 
viele infizierte Schülerinnen und Schüler sowie Lehrpersonen identifiziert und isoliert werden konn-
ten und damit eine gewisse Dämpfung des Infektionsgeschehens erzielt werden konnte. Die Zah-
len waren zumindest bis Ende letzte Woche immer noch sehr stark steigend, vor allem auf Primar-
stufe. Die Zahlen sind auf der Kantonswebseite unter «Breites Testen» einsehbar. Der Zeitpunkt 
wird relativ rasch kommen, an dem das Obligatorium im Rahmen der ganzen Lockerungsmass-
nahmen hinterfragt werden kann und durch eine freiwillige Teilnahme ersetzt werden kann. Der 
Regierungsrat ist überzeugt, dass nicht zuletzt dank der Massnahmen in den Schulen die Bele-
gung der Kohorten- und der Intensivstation im schweizweiten Vergleich im Kanton Basel-
Landschaft während der ganzen fünften Welle tiefer war. Es gab nicht solche Notrufe, wie sie aus 
der Ost- und Zentralschweiz Ende Dezember und anfangs bis Mitte Januar medial zu vernehmen 
waren. Die Massnahmen mögen ein Grund dafür sein und sie haben ihre Wirkung sicherlich nicht 
verfehlt. 

Laura Grazioli (Grüne) wiederholt ihre erste Zusatzfrage, da diese noch nicht beantwortet worden 
sei: Welche konkreten Fragen sind mit der ASD noch offen und wie kann es sein, dass die Daten 
bereits nach Europa gehen, bevor diese Fragen geklärt sind? 

Antwort: Regierungspräsident Thomas Weber (SVP) kennt die konkreten Fragen nicht. Es darf 

aber davon ausgegangen werden, dass die ASD sehr genau hingeschaut hat und sie bei grund-
sätzlichen Bedenken ein Veto eingelegt hätte. Der Regierungspräsident bittet darum, das Glas 
nicht nur halb leer oder ganz leer zu sehen, sondern den Blick auch auf den Nutzen der Aktion zu 
richten. 

://: Alle Fragen sind beantwortet. 

 

 

Nr.  1362 

8. Koordinierte kantonale Prävention im schulischen Bereich gegen problematische 
Internetnutzung 

 2021/15; Protokoll: mko 

Regula Waldner (Grüne) beantragt Diskussion. 

://: Dem Antrag wird stillschweigend stattgegeben. 
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Regula Waldner (Grüne) dankt für die Auskünfte zu ihrer Interpellation, die ganz praxisnah aus 

dem Familienalltag und aus Gesprächen mit Kindern und Jugendlichen entstanden ist. Ein biss-
chen erstaunt war sie schon, dass die Beantwortung über ein Jahr dauerte, wenn es doch an-
scheinend schon so viele thematische Querbezüge gibt. 
Problematische Internetnutzungen, zu viel Gamen, zu viel Social Media, zu viel Online-Shopping 
usw., gehören offiziell zu einem suchtähnlichen Verhalten und wirken sich auf die Gesundheit, das 
Soziale oder die Arbeitsleistung aus. Natürlich ist das ein gesamtgesellschaftliches Phänomen, 
aber wie der aktuelle Expertenbericht des Bundesamtes für Gesundheit zur problematischen Inter-
netnutzung deutlich festhält, sind gerade 15-24-Jährige, die noch in der Schule und Ausbildung 
stecken, eine besonders betroffene Altersgruppe, und von dieser werden die Mädchen mit ihrer 
Sucht erst noch kaum wahrgenommen. Wie es um noch jüngere Kinder steht, ist nicht einmal er-
hoben worden. Die Votantin weiss aber von Primarschülern, die statt draussen zu spielen schon 
heute nach der Schule praktisch nur noch gamen, locker auch mal 16 Stunden am Wochenende, 
oder von Schülerinnen, die fast nur noch in einer Tiktok-Schönheits-Welt leben.  
Die Schule hat eine Verantwortung. Auf der einen Seite wird der Einsatz von digitalen Medien an 
den Schulen proaktiv vorangetrieben, um die Kinder fit für die Zukunft zu machen, auf der anderen 
Seite nimmt der digitale Konsum von Kindern und Jugendlichen massiv zu. Laut dem Bundesamt 
für Gesundheit sind neben den Eltern explizit auch die Schulen gefordert, internetbezogene Stö-
rungen frühzeitig zu erkennen und präventiv zu handeln. Präventiv auf der Schulstufe zu handeln 
würde für die Votantin heissen, dass man auch einmal bewusst auf den Einsatz von digitalen Me-
dien verzichtet und so auch andere Fertigkeiten wertschätzt. Wenn sie nun hört, dass gewisse 
Primarschulen die von den Gemeinden teuer bezahlten iPads gewissermassen zur Rechtfertigung 
der Anschaffungskosten immer und überall einsetzen – zum Beispiel um im Fach Zeichnen vorge-
gebene Mandalas digital einzufärben, statt mit Pinsel und Stiften Kreativität zu üben –, dann geht 
das pädagogisch in eine problematische Richtung. Auch eine digitale Sendepause gehört zur Prä-
vention. Zum Beispiel bei jenen Schulen, die sich über jegliche Art von Arbeitszeitregelung hin-
wegsetzen, indem sie ihre Schülerinnen und Schüler digital bis zu nächtlicher Stunde mit Informa-
tionen über Noten und Schulanlässe bombardieren.  
Die Votantin ist überzeugt, dass der Kanton auf einem guten Weg ist, was die pädagogische Ent-
wicklung von digitalen Lernmodulen und den technischen Support an den Schulen anbelangt. Da-
zu gibt die Interpellationsantwort genügend Auskunft. Aber beim Punkt, wo die Schulen einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit den digitalen Medien vorleben könnten, ist noch Luft nach oben. 
Auch ist sie sich nicht sicher, ob die knapp dotierten Module über «kritische Reflexion zu digitalen 
Medien» in den Lehrplänen ausreichen, um die Kinder von der abstrakten Denkübung ins selbstre-
flektierte Handeln zu begleiten. 
Konkret ist der Beantwortung der Interpellation zu entnehmen, dass erstens die vom Amt für 
Volksschulen angebotenen Weiterbildungskurse zum Umgang mit Sozialen Medien freiwillig sind, 
dass zweitens das Thema problematische Internetnutzung nur in nicht-obligatorischen Kursen der 
Lehrer/innen-Ausbildung und von einer externen Organisation angeboten werden, und dass drit-
tens die teilautonomen Schulen selbständig entscheiden, ob sie in ihren Planungen eventuell Prä-
vention im Zusammenhang mit problematischen Internetnutzungen besonders beachten möchten. 
Fazit: Es wäre zu wünschen gewesen, dass das eher neue Phänomen der problematischen Inter-
netnutzung viel stärker präventiv in den schulischen Betrieb einfliesst. Digital fit machen und digital 
kaputt machen liegen vermutlich sehr nahe beieinander. 

://: Die Interpellation ist erledigt. 

 

 

Nr.  1363 

9. Fremdsprachlehrmittel 
 2021/404; Protokoll: mko 

Regina Werthmüller (parteilos) beantragt Diskussion. 
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://: Dem Antrag wird stillschweigend stattgegeben. 

Regina Werthmüller (parteilos) dankt der Regierung, respektive der BKSD, für die Beantwortung 
ihrer Interpellation. Im Jahr 2020 sowie im Jahr 2021 reichte sie zum Thema Fremdsprachenlehr-
mittel eine Interpellation ein. Sie wollte wissen, mit welchen Fremdsprachenlehrmitteln in den ver-
schiedenen Schulstufen gearbeitet wird. Anhand der bestellten Lehrmittel-Liste erstellte die Ver-
waltung die in der Interpellation aufgeführte Tabelle. 
Der Trend ist klar ersichtlich: die neuen alternativen Fremdsprachenlehrmittel für Französisch und 
Englisch werden auf der Primarstufe wie auch auf der Sekundarstufe vermehrt eingesetzt. Dies 
aufgrund der im Januar 2020 eingeführten kantonalen Lehrmittelfreiheit. Am markantesten zeigt 
sich diese Veränderung bei der Lehrmittelbestellung der Französisch-Lehrmittel für die Schüler 
und Schülerinnen der 3. Primarklasse. Hier profitieren bereits im ersten Jahr 72 % der Schüler und 
Schülerinnen vom neuen Lehrmittel «ça roule», das seit August 2021 den Klassen zur Verfügung 
steht. Erfreulicherweise erhalten weiterhin 93% der Erstklässler der Sekundarstufe I die Chance, 
mit den drei guten Französisch-Alternativlehrmitteln zu arbeiten. Nur ein verschwindend kleiner 
Teil der Lehrpersonen hält am umstrittenen Lehrmittel «Clin d’oeil» fest. 
Aus den Tabellen ist ersichtlich, dass leider immer noch über 50 % der Schüler und Schülerinnen 
der 5. Klasse mit den Französisch- und Englisch Passepartout-Lehrmitteln arbeiten. Dafür mag es 
unterschiedliche Ursachen geben, doch dürfte hier der Trend hin zu den neuen alternativen Lehr-
mitteln zunehmen. Festzustellen ist, dass innerhalb der zwei Jahre seit Einführung der Lehrmittel-
freiheit sich Primar- wie auch Sekundarschulen sowie Lehrpersonen von den Passepartout-
Lehrmitteln abgewandt und sich den alltagstauglichen Alternativlehrmittel zugewandt haben. Dies 
stimmt die Votantin sehr positiv. 
Und doch dauerte dieser Fremdsprachversuch zum Leidwesen einiger Schüler und Schülerinnen 
viel zu lange, die Korrektur hat für sie leider zu spät eingesetzt, also mindestens neun Jahre zu 
spät. Es ist aber davon auszugehen, dass die Primarschülerinnen und -schüler in wenigen Jahren 
die Lernziele in Französisch und Englisch besser erreichen werden und dass der Fremdsprachen-
unterricht wieder nach international anerkannten didaktischen Prinzipien durchgeführt werden 
kann. 
Ein herzlicher Dank an alle Players, die die Lehrmittelfreiheit ermöglicht haben, entsprechend der 
Forderung der Bevölkerung in der Abstimmung aus dem Jahr 2019. Die Entwicklung und die Ten-
denz hin zu den alternativen Fremdsprachenlehrmitteln sind klar erkennbar, was sehr erfreulich ist 
und einmal mehr beweist, dass sich ein konsequenter Einsatz für die gute Sache lohnt. 

://: Die Interpellation ist erledigt. 

 

 

Nr.  1364 

10. Anmeldungsprozess BFS 
 2021/412; Protokoll: mko 

://: Die Interpellation ist erledigt. 

 

 

Nr.  1353 

11. Freiwillig höhere Besteuerung juristischer Personen aufgrund BEPS 
 2021/551; Protokoll: ak 

://: Das Traktandum ist abgesetzt. 
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Nr.  1365 

12. VBLG-Fonds für Interventionen in Abstimmungskämpfen 
 2021/618; Protokoll: mko 

Andi Trüssel (SVP) gibt eine kurze Erklärung ab. Er dankt Regierung und Verwaltung für die klare 

Beantwortung seiner Fragen. Es wird aufgezeigt, wie der VBLG in Abstimmungen eingreifen kann 
– ob das in Ordnung ist oder nicht, sei dahingestellt. 

://: Die Interpellation ist erledigt. 

 

 

Nr.  1366 

13. Höli ist geschlossen – wohin mit dem Material? 
 2021/549; Protokoll: mko 

Rolf Blatter (FDP) beantragt Diskussion. 

://: Dem Antrag wird stillschweigend stattgegeben. 

Rolf Blatter (FDP) sagt, dass die Bautätigkeit wichtig sei für viele Facetten der Gesellschaft, sie 
aber auch Bauabfälle bringe. Die Entsorgung dieser Abfälle ist leider ungelöst. Es hiess vor eini-
gen Jahren, in einer Beantwortung auf einer seiner Interpellationen, dass bis ins Jahr 2026 der 
Deponieraum garantiert sei. Aber bereits 2021 wurde die Deponie Höli geschlossen, da sie voll ist. 
Das Erweiterungsprojekt ist noch auf der Strecke, der Bewilligungsprozess läuft. Verschiedenes 
hat zu diesem Zustand geführt. Es wird in den speziellen Deponien – zu denen die Höli gehört – 
auch viel Material vom Typ A deponiert, wodurch sie schneller gefüllt wurden als ursprünglich ge-
dacht. Mit der Schliessung der Höli fielen auf einen Schlag 70 % der Kapazität der Deponien weg. 
Es gibt ein oder zwei private, die aber nicht ausgestattet sind, um das anfallende Volumen aufzu-
nehmen. In der Antwort heisst es, dass es im Ausland eigentlich keine Deponien gebe, die von 
Schweizer Baumeister berücksichtigt würden. Dem Votanten sind ganz andere Informationen be-
kannt, er hat gehört, dass es grosse Baumeister aus der Region gibt, die sehr weit fahren, über 
den Passwang ins Mittelland, nach Neuenburg, ins Elsass, sogar bis nach Österreich, um Material 
zu deponieren. Man müsste halt doch im einen oder anderen Fall eine Güterabwägung machen. 
Wenn nämlich die Regierung, stets in guter Absicht, geeignete Deponiestandorte unterbindet, um 
200 m2 Naturschutzflächen zu schützen, nimmt sie gleichzeitig in Kauf, dass hunderte von Last-
wagen kumuliert tausende von Kilometern zur Entsorgung hiesigen Bauschutts zurücklegen. Das 
scheint nicht der richtige Ansatz zu sein. 
Es ist zu hoffen, dass die Umsetzung des Massnahmenpakets zur Förderung des Baustoffkreis-
laufs schnell in die Umsetzung geht, was eine signifikante Reduktion des Volumenstroms der Bau-
abfälle mit sich bringen wird. Es ist zu hoffen, dass bei der Güterabwägung die Regierung neuen 
Standorten gegenüber etwas wohlwollender gesonnen ist. 

://: Die Interpellation ist erledigt. 
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Nr.  1367 

14. Benzidin im Baselbiet 
 2021/628; Protokoll: mko 

Peter Hartmann (Grüne) gibt eine Erklärung ab. Er bedankt sich bei der Regierung für die Antwor-

ten und die sehr ausführlichen einleitenden Bemerkungen. Das Wichtigste steht im allerletzten 
Satz: Dass nämlich das Vorkommen und das Emissionsverhalten von Benzidin an allen Standor-
ten mit Rückständen der Anilin-Farbstoffproduktion untersucht wird, sobald die entsprechenden 
Laborinfrastrukturen vorhanden sind. 

://: Die Interpellation ist erledigt. 

 

 

Nr.  1368 

15. Kontrollen von Tiertransporten 
 2021/647; Protokoll: mko 

Marco Agostini (Grüne) beantragt Diskussion. 

://: Dem Antrag wird stillschweigend stattgegeben. 

Marco Agostini (Grüne) bedankt sich bei der Regierung für die Beantwortung. Die Nutzung von 

Tieren ist Alltag und normal und wohl auf lange Sicht nicht vermeidbar. Umso mehr muss man auf 
sie achtgeben, sie schützen, artgerecht halten und jegliche Qual vermeiden, wozu auch Tiertrans-
porte gehören. Der Interpellant ist froh, dass die Regierung seinen Vorstoss zur Einführung einer 
Tierfachstelle bei der Polizei in Betracht zieht und prüft. Es ist wohl nicht zu viel verlangt, wenn 
Tiere, die zu unseren Gunsten gehalten, genutzt, geschlachtet und zur Arbeit eingespannt werden, 
auch korrekt behandelt werden. Es ist zu hoffen, dass dies auch im Sinne der hier Anwesenden 
ist. 

Christina Jeanneret-Gris (FDP) schliesst sich ihrem Vorredner an und denkt, dass dies ein guter 

Ansatz ist. Etwas irritiert hat sie, dass, da man doch nicht einmal die Anzahl der Tiertransporte 
kennt, nur gerade ein Tiertransport beanstandet wird. Das ist doch eher eigenartig. Deshalb wäre 
es wirklich an der Zeit, in dieser Richtung tätig zu werden. Die Interpellation hat dazu offenbar ei-
nen Anstoss in die richtige Richtung gegeben. Es ist zu hoffen, dass man in einem Jahr etwas 
mehr weiss über Tiertransporte und deren Kontrolle. 

Markus Graf (SVP) dankt auch von bäuerlicher Seite recht herzlich für die Beantwortung der In-

terpellation. Sie zeigt ganz klar, wie hoch der Standard der Tiertransporte in der Schweiz ist. Wenn 
man liest, welche Übertretungen es hier gibt – nämlich hauptsächlich im administrativen Bereich, 
wie fehlerhaft ausgefüllte Begleitdokumente, ein fehlendes Abschlussgitter, oder dass teilweise 
noch etwas Urin irgendwo «rausbrünzlet» – dann darf man feststellen, dass hierzulande der Stan-
dard doch wahnsinnig hoch ist. Zum Vergleich sollte man mal im Internet nach Tiertransporten in 
der EU suchen. Was dort tagtäglich kreuz und quer durch Europa gefahren wird, um an möglichst 
günstiges Fleisch zu kommen…! Und hier in der Schweiz soll es eine Fachstelle geben, wo doch 
der qualitative Standard schon dermassen hoch ist? Einmal mehr Bürokratie, Bürokratie am fal-
schen Ort. 

://: Die Interpellation ist erledigt. 
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Nr.  1369 

16. Erleichterte Erlangung einer Geburtsurkunde 
 2021/221; Protokoll: mko 

Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) informiert, dass der Regierungsrat bereit sei, das 

Postulat entgegenzunehmen und Abschreibung beantrage. 

Lucia Mikeler Knaack (SP) bedankt sich bestens für die Beantwortung ihres Postulats. Allerdings 
fiel diese für sie etwas enttäuschend aus. Offenbar gibt es keine Möglichkeiten, Geburtsurkunden 
für Kinder von Nicht-Schweizer Staatsangehörigen zu erhalten. Zwar besteht in Ausnahmefällen 
die Möglichkeit, eine Geburtsbestätigung auszustellen, was aber nicht einer Geburtsurkunde 
gleichkommt und somit auch keine familienunterstützenden Leistungen ermöglicht. Um eine solche 
Bescheinigung zu erhalten, bedarf es Grundkenntnissen der Zivilstandsverordnung und finanzieller 
Mittel, um sich z. B. eine Dolmetscherin leisten zu können und sich an den damit verbundenen 
administrativen Kosten beteiligen zu können, was den meisten ja nicht möglich ist. Es wäre daher 
dringend nötig, hier Veränderungen im System zu bewirken. Auf kantonaler Ebene scheint das 
aber nicht möglich zu sein, wie aus der Antwort hervorgeht. 
Trotz den nicht ganz befriedigenden Worten ist die Postulantin einverstanden mit der Überweisung 
und der Abschreibung. 

://: Das Postulat wird stillschweigend überwiesen und abgeschrieben. 

 

 

Nr.  1354 

17. Mehrwertabgaben (Abgeltung von Planungsmehrwerten): Ein von allen Mehrwert-
abgaben gesetzlich interkommunal einzusetzender Anteil ist unabdingbar! 

 2021/20; Protokoll: ak 

://: Das Traktandum ist abgesetzt. 

 

 

Nr.  1370 

18. Dunkelheit als Qualität – Schutz vor Lichtverschmutzung 
 2021/55; Protokoll: mko 

Landratspräsidentin Regula Steinemann (glp) informiert, dass der Regierungsrat bereit sei, die 

Motion entgegenzunehmen. 

Markus Dudler (Die Mitte) sagt, dass die Mitte/glp-Fraktion die Dunkelheit in der Nacht als knap-

pes Gut erachte, ihre Wichtigkeit für Menschen und Natur anerkenne und sie somit gefördert wer-
den muss. Mittels eines Postulats soll zuerst einmal abgeklärt werden, ob die gesetzlichen Grund-
lagen nicht bereits bestehen, um dieses Ziel zu erreichen. Als Motion kann die Fraktion den Vor-
stoss nicht überweisen, da zum Teil Begrifflichkeiten und Konsequenzen z. B. betreffend Ver-
kehrssicherheit unklar sind. Weiter ist anzumerken, dass es in den Gemeinden bereits entspre-
chende Regelungen gibt, um die Ziele des Vorstosses zu erreichen. Z. B. im Reglement über öf-
fentliche Ruhe und Ordnung. 

Susanne Strub (SVP) sagt, dass sich die SVP-Fraktion dazu ihre Gedanken gemacht habe und 

zum Schluss gekommen sei, dass sie weder eine Motion noch ein Postulat unterstützen werde. 
Denn Licht bedeutet in vielen Fällen auch Sicherheit. Wo es keines oder nur wenig davon gibt, ist 
das für die Votantin ein Grund, sich unsicher zu fühlen. 
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Auch die FDP-Fraktion anerkennt laut Sven Inäbnit (FDP) den Wert dunkler Landschaften und 

einer Begrenzung der sogenannten Lichtverschmutzung in gewissem Umfang. Allerdings möchte 
sie das nicht mit einer Motion in die Wege leiten, wäre aber sehr an einer Analyse im Rahmen ei-
nes Postulats interessiert. Dann könnte die Regierung darlegen, um welche Landschaften im Kan-
ton es sich handelt, und aufzeigen, wo Handlungsbedarf tatsächlich angezeigt wäre. Die FDP wür-
de somit ein Postulat unterstützen, um dann allenfalls weitere Massnahmen abzuleiten. 

Peter Hartmann (Grüne) ist etwas enttäuscht von der Mutlosigkeit, die sich hier offenbart. Trotz-

dem wird er versuchen, darzulegen, weshalb man die Motion überweisen sollte. Sie verlangt die 
gesetzlichen und richtplanerischen Grundlagen, um natürlich dunkle Landschaft zu schonen und 
aktiv zu entwickeln. Die Hauptgründe der Motionärin sind der Naturwert, Sichtbarkeit des Sternen-
himmels, Umweltbelastung für Mensch, Tier und Pflanze, der kulturelle und der historische Wert 
von Landschaften. Diesen Argumenten sei noch die Vermeidung der Energieverschwendung 
durch unnötige oder zu lange Lichterzeugung hinzugefügt. Die Grüne/EVP-Fraktion unterstützt die 
Motion einstimmig und die Regierung und alle Landrätinnen und Landräte, die in einem Gemeinde-
rat sitzen, sollen ermuntert werden, ebenfalls die Lichtverschmutzung im Siedlungsgebiet zu be-
kämpfen. In der Gemeinde Windisch (AG), mit einer Bevölkerungszahl von rund 7'700 Personen, 
hat die Stimmbevölkerung 2016 entschieden, in der Nacht zwischen 1 und 5 Uhr die gesamte öf-
fentliche Beleuchtung auszuschalten, inklusive Kantonsstrassen. Die Umstellung kostete einmalig 
CHF 5'000.– und führt zu alljährlichen Einsparungen in der Grössenordnung von CHF 15'000.–. 
Fazit: Es funktioniert, wird akzeptiert und die Kriminalität ist nicht angestiegen. In der Grossregion 
Genf, inklusive der französischen Nachbargemeinden, wurde im Rahmen der Aktion «La nuit est 
belle» die öffentliche Beleuchtung bereits zweimal an einer Wochenendsommernacht ausgeschal-
tet. Dieses Ereignis in 178 Gemeinden wurde umrahmt von vielen Veranstaltungen mit Tierbe-
obachtungen, Musik, Literatur und Sternenkunde. Die nächste Ausgabe findet am 23. September 
2022 statt. Der Votant wird dann vielleicht einen Augenschein nehmen. 
Wäre es nicht super, wenn es auch in unserer Region, nebst der Museumsnacht, solche eine 
schöne dunkle Winternacht gäbe? Sein Votum soll Mut machen, die Motion von Simone Abt zu 
unterstützen.  

Simone Abt (SP) dankt der Regierung, dass sie bereit ist, die Motion entgegenzunehmen. Ihr Vor-

redner, dem sie ebenfalls dankt für die Unterstützung, fliegt in ihren Augen etwas zu hoch. Ihr Vor-
stoss beinhaltet nicht mehr als den Schutz dessen, was schon ist. Sie verlangt nicht, in einen Zu-
stand vor dem «Es werde Licht!» zurückzukehren. Es soll vielmehr das bisschen Dunkelheit, die 
noch geblieben ist, in der Schweiz und im Baselbiet pfleglich gehandhabt werden. Nur darum geht 
es. Wäre das übrigens bereits Teil der Gesetzgebung, hätte sie ein Postulat eingereicht. Sie hat 
keines eingereicht, ist nun aber etwas unsicher geworden, denn es geht ihr um die Sache und im 
Moment kann sie nicht sagen, ob es eine Mehrheit für eine Motion gäbe oder nur für ein Postulat. 
Dennoch gehört das Anliegen eigentlich als Motion überwiesen, denn in unserem Gesetzeswerk 
fehlt heute der Schutz dunkler Landschaften. Sie wird sich zu einem späteren Zeitpunkt über die 
Umwandlung entscheiden. 

Es geht um dunkle Landschaften, verdeutlicht Regula Waldner (Grüne). Sie hätte aber eigentlich 

gehofft, die Motionärin würde noch mehr verlangen. Es wäre noch so viel Platz, um noch mehr zu 
fordern. In der Motion geht es darum, Voraussetzungen vor allem ausserhalb der Siedlungen für 
weniger künstliche nächtliche Aufhellung zu schaffen. Es geht um Lichtverschmutzung, draussen, 
in der Nacht. Es lassen sich zwei Arten von Lichtverschmutzung unterscheiden: Bei der astrono-
mischen Lichtverschmutzung, die von Simone Abt in ihrer Motion hauptsächlich angeführt wird, 
geht es um die Beobachtbarkeit des Sternenhimmels. Bei der ökologischen Lichtverschmutzung 
jedoch ist Dunkelheit in der Nacht kein «nice to have», denn es besteht ein wachsender medizini-
scher Konsens darüber, dass all das künstliche Licht für unsere Gesundheit schlecht ist. Es unter-
bricht unsere Schlafmuster, verwirrt den zirkadianen Rhythmus und hemmt die Fähigkeit, Melato-
nin zu produzieren. Melatonin wird anscheinend nur im Dunkeln produziert und die Wissenschaft-
ler stellen fest, dass ein Mangel an Melatonin im Blutkreislauf mit einem erhöhten Risiko für Brust- 
und Prostatakrebs verbunden ist. Und dann gibt es noch die ökologische Sicht auf die Artenvielfalt, 
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also z. B. dass die Zugvögel sich nach dem Sternenhimmel orientieren, jedoch angezogen werden 
von den Lichtglocken aus den Siedlungen und dann stundenlang im Kreis fliegen, bis sie tot zu 
Boden fallen. Von Bedeutung sind auch die nachtaktiven Insekten, die vom künstlichen Licht an-
gezogen werden, dabei umkommen und dann im Bestäubungskreislauf fehlen. Sogar die Vitalität 
der Vegetation ist von Lichtverschmutzung betroffen. Man hat festgestellt, dass Laubbäume in der 
Nähe von Strassenlampen im Herbst ihre Blätter später verlieren, und dann leider viel stärker von 
Frostschäden betroffen sind. 
Aus all denen genannten Gründen sieht die Votantin die Motion als wichtigen ersten Schritt in 
Richtung nachhaltige Beleuchtungsplanung. Sie bittet darum, das kleine Bausteinchen, um das es 
heute geht, positiv zu unterstützen. 

Marco Agostini (Grüne) nimmt das Kriminalitätsargument auf: Wo gibt es denn am meisten Kri-

minalität? In den Städten, wo es am hellsten ist und es überall Kameras gibt. Den Halunken ist es 
furzegal, ob es Licht oder Kameras gibt. Die machen ihr Ding einfach. Marco Agostini muss es den 
Leuten, auch jenen in Pfeffingen, immer wieder sagen: Das Schlimmste sind die meterhohen He-
cken. Das ist ein schöner Sichtschutz – auch für die Räuber. Verschwinden die, gibt es auch weni-
ger Kriminalität. 

Simone Abt (SP) möchte betonen, dass es ihr nicht in erster Linie um das Betrachten des Ster-

nenhimmels geht, denn die meisten sind nicht so oft in der Lage, diesen geniessen zu können. Es 
geht vielmehr darum, dass es Lebensräume gibt, die dunkel sind und dunkel bleiben müssen. Es 
geht darum, dass sich der Mensch bei schwächerer Lichteinstrahlung in der Nacht besser erholt. 
Alle kennen das Bild vom blauen Planeten mit der nächtlichen Lichtflut. In ihrem Vorstoss geht es 
um einen kleinen Baustein, die Schliessung einer Lücke in der Gesetzgebung. Sie meint immer 
noch, dass es dazu eine Motion bräuchte. Es wird niemandem etwas weggenommen, sondern es 
geht darum, dass der Status Quo in die gesetzliche Regelung überführt wird, so dass man auch 
eine Handhabung hätte, falls weitere Gebiete lichterschlossen werden sollten, was man eben nicht 
tun sollte. Sie bleibt bei der Motion. 

Mirjam Würth (SP) ist ursprünglich Biologin und mit den Themen Lichtverschmutzung und Bio-

diversität schon lange unterwegs. Die Menschen sind wie die Tiere durch das Licht gesteuert, und 
diese Steuerung wird unter dem Einfluss von künstlichem Licht gestört. Hier ist Regula Waldner 
nur recht zu geben. Für die Erholung braucht es Dunkelheit, die man dadurch erreicht, dass man 
in der Nacht die Läden schliesst – was etwas komisch ist. Es gibt aber in unserer Zivilisation das 
Phänomen, dass unnötig helle Lampen aufgestellt werden, dass diese sich in der Nacht nicht ab-
dunkeln etc. Bei einem Sicherheitsproblem lassen sich auch Lampen installieren, die automatisch 
hochdimmen, wenn mehr Leute unterwegs sind. Licht und Dunkelheit sind also eine Gesundheits-
frage für den Menschen, haben aber auch einen grossen Einfluss auf die Biodiversität. Deshalb 
würde sie unbedingt empfehlen, das bisschen, das Simone Abt mit ihrer Motion fordert, zu unter-
stützen. Es ist für alle kein Geheimnis mehr, dass Dunkelheit Ruhe gibt – und es wäre nun der 
Moment, dies gesetzlich festzuhalten. 

Markus Dudler (Die Mitte) stört sich etwas daran, dass die Motionärin suggeriert, man könne eine 

klare Trennung zwischen Siedlungsraum und Landschaft vollziehen. Wenn er sich im Tessin auf-
hält, sieht er schön die Beleuchtung von Mailand, sogar noch im Wallis lässt sie sich sehen. Eine 
konsequente Umsetzung der Motion hätte ja auch direkte und weitreichende Auswirkungen auf 
den Siedlungsraum, weshalb er sie nicht unterstützen kann. Es handelt sich nicht nur um einen 
kleinen Zusatz. 

Das Sperrfeuer von links zeigt für Sven Inäbnit (FDP) ja eigentlich genau die Stossrichtung. Im 

Vorstoss geht es um dunkle Landschaften, aber man hört bereits schon ausgeprägt Wörter wie 
Siedlung, Lichtverschmutzung allgemein. Der erste Schritt ist die Schliessung einer Gesetzeslü-
cke, dann soll ein weiteres Gesetz eingeführt werden, um im Siedlungsbereich Lichtverschmut-
zung zu reduzieren und so weiter. Dieses Vorgehen ist unredlich. Mit einem Postulat würde man 
sehen, wie es mit den dunklen Landschaften aussieht, wo sie schon dunkel sind und man nicht 
begrenzen muss und anderes. Und dann kann die Regierung Stellung nehmen dazu, wie es im 
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Siedlungsrandgebiet und an anderen Orten aussieht. Ein Postulat lässt viel mehr Möglichkeiten, 
das Thema genau anzuschauen, anstatt einfach zu sagen, dass man dunkle Landschaften schüt-
zen soll. Man sollte erst einmal wissen, wovon man eigentlich genau redet, und was es heisst, 
dunkle Landschaften zu schützen und aktiv zu entwickeln. 

://: Mit 44:39 Stimmen wird die Motion abgelehnt. 
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22. GEAK Plus: Unnötige Baselbieter Bürokratie muss weg! 
 2021/208; Protokoll: ak 

://: Das Traktandum ist abgesetzt. 
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56. Zuverlässigere Bodenmarkierungen für Autonomes Fahren auf Strassen 
 2021/259; Protokoll: ak 

://: Das Traktandum ist abgesetzt. 
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